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Besonderer Arbeitskampf 

Die Streiks in der Tarifrunde des Sozial- und Er¬ 
ziehungsdienstes setzen neue Maßstäbe und sind 
diese Woche unser Thema auf den 

Seiten 2 und 3 



Transozeanische Bahn 

Mit „Koffern voller Geld“ für Lateinamerika. 
Der chinesische Premier reiste im Mai durch Bra¬ 
silien, Peru, Kolumbien und Chile. 
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Thema der Woche 


Angst vor Widerstand 

Seit dem Gipfel in Genua und mit Berufung 
auf die Terroranschläge am 11. September 
2001 wurden für G7/G8- bzw. G20-Gipfel 
möglichst abgelegene Orte gewählt, die 
Komfort bieten, aber gut abgesichert wer¬ 
den können. Gefürchtet wurden gewiss 
nicht Terroranschläge, sondern vor allem 
die mediale Wirkung von Protesten - wie 
beim Gipfel in Heiligendamm bei Rostock, 
als allein bei der Demonstration in Rostock 
80 000 Gipfelgegner auf die Straße gingen. 


5. Juni 2015 • Nr. 23 • 47. Jahrgang 


PVSt K 4956 D • Entgelt bezahlt • 2,80 € 


Mehr dazu auf den Seiten 8 und 9 


G7 gegen den Rest der Welt 



s* 








11 ixt 


3 


VBiSEB&r 


Foto: Ulf Stephan/r-mediabase.eu 


A m 7. und 8. Juni 2015 trifft sich 
die „Gruppe der Sieben“ (G7) 
auf Schloss Elmau in den bay¬ 
erischen Alpen. 

Obwohl sie nur etwas mehr als zehn 
Prozent der Weltbevölkerung präsen¬ 
tieren, beanspruchen sie für sich das 
Recht, die Weltpolitik zu bestimmen. 
Dabei sind die vielfältigen globalen 
Krisen - Hunger, ökologische Kata¬ 
strophen, Klimawandel, Finanz- und 
Wirtschaftskrisen, gesellschaftlicher 
Zerfall, Kriege - eine Folge des von 
ihnen vertretenen Wirtschaftssystems 
und ihrer Politik. 

Beim G7-Gipfel wird eine ernsthaf¬ 
te Lösung des Problems der Erderwär¬ 
mung nicht diskutiert. Zugleich wird 
auf der Klimakonferenz in Paris im De¬ 
zember kein Beschluss getroffen, der 
nicht zuvor von den mächtigen Staa¬ 
ten abgesegnet worden ist. Sie stehen 
im Zentrum dieses Problems. Dabei 
macht gerade der Klimawandel deut¬ 
lich, dass Alternativen, dass grundsätz¬ 
liche Veränderungen notwendig sind. 

Die G7 war der Motor für die welt¬ 
weite Durchsetzung des neoliberalen 
Gesellschaftsmodells. Als die Länder 


des Südens in den 1980er Jahren un¬ 
ter der Schuldenlast zusammenbra¬ 
chen, setzte sich die G7 an die Spitze 
des Schuldenmanagements. Gemein¬ 
sam mit dem Internationalen Wäh¬ 
rungsfond und der Weltbank diktier¬ 
te sie den Schuldnern die berüchtigten 
Strukturanpassungsprogramme. 

Zwar ist Griechenland beim G7- 
Treffen kein offizielles Thema, aber die 
„Gläubiger“ werden auch dieses Fo¬ 
rum nutzen, um ihre Politik der finan¬ 
ziellen Erdrosselung der griechischen 
Linksregierung zu koordinieren. Denn 
die Syriza-Regierung fordert die Mäch¬ 
tigen der kapitalistischen Welt heraus, 
weil sie mit deren Dogma des Neoli¬ 
beralismus und der Austerität bricht. 

Der Kampf des griechischen Vol¬ 
kes ist ein Appell an die Bevölkerung 
ganz Europas solidarisch für den Sieg 
der Demokratie und der Würde zu 
kämpfen. 

Heute repräsentieren die G7 
längst nicht mehr die sieben stärks¬ 
ten Volkswirtschaften. China, Brasi¬ 
lien, Argentinien, Indien haben sich 
zu den wichtigsten Wachstumszen¬ 
tren der Weltwirtschaft entwickelt 


und wurden neben Russland zu füh¬ 
renden Akteuren einer multipolaren 
Weltordnung. In Lateinamerika über¬ 
winden Regierungen, gestützt auf star¬ 
ke Volksbewegungen, den Neolibera¬ 
lismus und die Dominanz des Imperi¬ 
ums im Norden. 

Die NATO rückt an die Grenzen 
Russlands vor. Die USA kreisen Chi¬ 
na mit Militärstützpunkten ein. Der 
Mittlere Osten und afrikanische Mit¬ 
telmeerländer versinken in Bürger¬ 
kriegen und Chaos, weil die USA und 
ihre Partner eine „Neuordnung des 
Mittleren Ostens“ anstreben und Ter¬ 
rororganisationen unterstützen 

Mit den Freihandels- und Investi¬ 
tionsabkommen TTIP im atlantischen 
Raum und dem pazifischen Gegen¬ 
stück TPP will die G7 den Schwellen¬ 
ländern und insbesondere dem auf¬ 
strebenden China Paroli bieten. Die 
damalige US-Außenministerin Hilla¬ 
ry Clinton charakterisierte TTIP als 
„Wirtschafts-Nato“. 

Doch mit dem Protest gegen TTIP 
ist eine neue soziale Protestbewegung 
gesamteuropäischen und transatlan¬ 
tischen Ausmaßes entstanden. Über 


1,9 Millionen Menschen haben bisher 
die selbstorganisierte Europäische 
Bürgerinitiative gegen TTIP unter¬ 
schrieben, Hunderttausende beteili¬ 
gen sich an Demonstrationen. Inzwi¬ 
schen wächst der Widerstand auch in 
den USA. 

„Diese Europäische Union mor¬ 
det“ schrieb Heribert Prantl in der SZ 
vom 18. April 2015. „Das Rettungs¬ 
programm Mare Nostrum, das Italien 
nach der Katastrophe von Lampedu- 
sa begonnen hatte, ist beendet wor¬ 
den. Die EU hat sich geweigert, es zu 
finanzieren. Die Kosten für das Ret¬ 
tungsprogramm hätten denen entspro¬ 
chen, die demnächst für den Gipfel der 
Staats-und Regierungschefs in Elmau 
aufgewendet werden müssen. Der dau¬ 
ert zwei Tage. Mit dem Geld könnte 
man 365 Tage Rettung organisieren.“ 

Das Mittelmeer ist zum Massen¬ 
grab geworden. Nicht die Fluchtur¬ 
sachen werden beseitigt, sondern die 
Flüchtenden bekämpft. 

Auch dagegen richten sich die ge¬ 
planten Proteste unter dem Motto: 

Ihr seid 7 - wir sind 7 Milliarden! 

Walter Listl/Leo Mayer 


Protest-Tage rund 
um Elmau 

Freitag, 5. Juni 

10.00 Uhr bis 20.00 Uhr Kundgebung, 
Bahnhof Garmisch-Partenkirchen: 
13.00 Uhr: Antimilitaristische Kundge¬ 
bung vor dem Marshall-Center 
14.00 Uhr: Demo 

20.00 Uhr: Aktionsplenum im Camp: 
letzte Infos zu Aktionen und Blockaden 

Samstag, 6. Juni 

Großdemonstration in Garmisch-Par¬ 
tenkirchen 

12.00 Uhr bis 14.00 Uhr: Auftakt St.- 
Ma rti n-St ra ße/Ba h n hofsst ra ße 
14.00 Uhr bis 14.30 Uhr: Eröffnungs- 
Kundgebung 

14.30 Uhr: Demonstration durch Gar¬ 
misch-Partenkirchen 

17.30 Uhr: Abschlusskundgebung Bahn¬ 
hofsplatz 

Sonntag 7. Juni: 

Sternmarsch nach Elmau 

Route l - Fahrrad und Autokorso von 

Garmisch nach Elmau 

7.00 Uhr: Fahrradkorso. Start Bahn¬ 
hofsplatz Garmisch-Partenkirchen, 
entlang der B 2 nach Klais-dann De¬ 
monstration über Mautstraße nach 
Elmau. 

7.00 Uhr: Autokorso. Start Bahnhofs¬ 
platz Garmisch-Partenkirchen - ent¬ 
lang der B 2 über Klais nach Mitten- 
wald - dann Demonstration auf der 
Forststraße nach Elmau. 

Route 2 von Garmisch nach Elmau. 
7.00 Uhr: Bahnhofsplatz Garmisch- 
Partenkirchen via Mittenwalder Stra¬ 
ße, dann Richtung Olympia Skistadi¬ 
on über die Wildenau, Vordergraseck, 
Hintergraseck nach Elmau. 

Route 3 von Garmisch nach Elmau. 
7.00 Uhr: Bahnhofsplatz Garmisch- 
Partenkirchen via Mittenwalder Stra¬ 
ße Richtung Kainzenbad über Berg¬ 
gasthof Wamberg nach Elmau. 

Route 4 von Klais nach Elmau. 

8.00 Uhr: Bahnhof Klais, auf der 
Mautstraße nach Elmau. 

Route 5 von Mittenwald nach Elmau. 
8.00 Uhr: Bahnhof Mittenwald über 
die Ferchenseestraße am Lautersee 
vorbei und weiter auf der Zufahrts¬ 
straße nach Elmau. 

Montag, 8. Juni 

Abschluss-Demonstration 
10.00 Uhr: Auftakt-Kundgebung auf 
dem Bahnhofsplatz Garmisch-Parten¬ 
kirchen, anschließend Demonstration 
zum US-Marshall-Center und wieder 
zurück. 


Tarifabschluss Deutsche Bahn: Mehr für schwache Berufsgruppen! 


Vor einer Woche wurde die Tarif¬ 
runde für 90 Prozent der Bahnbe¬ 
schäftigten in Deutschland beendet. 
Die Eisenbahn- und Verkehrsge¬ 
werkschaft (EVG) und der Arbeit¬ 
geberverband der Mobilitäts- und 
Verkehrsdienstleister (Agv-MoVe) 
einigten sich auf 5,1 Prozent min¬ 
destens aber 120 Euro in zwei Stu¬ 
fen (3,5 Prozent bzw. mindestens 
80 Euro zum 1. Juli 2015, und 1,6 Pro¬ 
zent, mindestens aber 40 Euro zum 
1. Mai 2016) und zahlreiche Details 
zur Tarifstruktur für alle ausgelau¬ 
fenen Tarifverträge. Die Zeit vom 
Auslaufen der Tarifverträge bis zum 
1. Juli 2015 wird mit 100 Euro je Mo¬ 
nat bis 1 100 Euro Einmalzahlung 
ausgeglichen. Damit steht dieser Ta¬ 
rifabschluss der EVG bis Dato mit 
an der Spitze dieser Tarifrunde. Dass 


auch für das Jahr 2014 eine Reallohn¬ 
steigerung erreicht wurde, liegt noch 
an dem vorherigen Tarifabschluss. So 
wurden die Löhne für diesen Tarifbe¬ 
reich bereits im April 2014 um linear 
3 Prozent angehoben. 

Auf die Frage an einen Kollegen 
der Bahnreinigung, wie er denn die¬ 
sen Tarifabschluss beurteilt, antwor¬ 
tete dieser: „Super!“ Die gleiche Fra¬ 
ge an einen Kollegen einer Gesell¬ 
schaftszentrale gerichtet, fällt anders 
aus: Dafür wurde jetzt über Mona¬ 
te verhandelt? Das macht den Spa¬ 
gat, den einheitliche Tarifabschlüsse 
vollbringen müssen, deutlich. Der 
Schwerpunkt lag für die EVG in die¬ 
ser Tarifrunde auf einem deutliche¬ 
ren Zuschlag für die unteren Lohn¬ 
gruppen. Diesen Spagat hat sich die 
EVG zum Teil selbst zuzuschreiben. 


Der letzte Tarifabschluss endete mit 
einem - für den formulierten An¬ 
spruch der EVG „Wir leben Gemein¬ 
schaft! “ - kleinen Fiasko, mit einigen 
Folgen für diese Verhandlungsrunde. 
Die Laufzeit des Tarifvertrages der 
einkommensschwachen Dienstleis¬ 
tungsbereiche der Deutschen Bahn - 
wie die Bahnreinigung - wurde um 
einige Monate länger vereinbart, als 
die anderen Tarifverträge. Das führ¬ 
te zu heftigen internen Auseinander¬ 
setzungen und Protesten. Die Mit¬ 
glieder der Tarifkommission waren 
daher entschlossen, diesen von den 
Mitgliedern nicht akzeptierten Feh¬ 
ler wieder auszugleichen. Damit war 
die EVG aber noch bis zum 30. No¬ 
vember 2014 an ihre Tarifverträge ge¬ 
bunden und konnte erst im Dezem¬ 
ber mit ernsthaften Verhandlungen 


beginnen. Die Forderung nach einem 
Mindestbetrag musste im Ergebnis 
deutlich hervorstechen. 

Die taktischen Spielchen des 
Agv-MoVe gegenüber der GDL 
führten dazu, dass dieser versuchte, 
der EVG entgegen den Forderungen 
eine neue Tarifstruktur aufzudrü¬ 
cken. Mit der ersten Drohung eines 
Warnstreikes durch die EVG im Ja¬ 
nuar war dieser Versuch allerdings 
schnell vom Tisch. Etwa Ende April 
wurde wiederum deutlich, dass sich 
die Verhandlungen - zum Unwillen 
der Mitglieder - noch über Mona¬ 
te hinausziehen können. Auch hier 
entschloss sich die Tarifkommission, 
zum 1. Juni ein Ultimatum an das 
Unternehmen zu richten. Dies be¬ 
schleunigte die Verhandlungsbereit¬ 
schaft sichtlich. 


Der erstmalig für den Tarifbe¬ 
reich der DB AG durchgesetzte Min¬ 
destbetrag bedeutet für die Mehrheit 
der Dienstleistungsbereiche und die 
unteren Lohngruppen der anderen 
Gesellschaften eine zum Teil deutli¬ 
che Reallohnsteigerung. Doch selbst 
für die anderen Lohngruppen sind 
unter Berücksichtigung der niedri¬ 
gen Inflationsrate und der gesamt¬ 
wirtschaftlichen Produktivitätsent¬ 
wicklung noch Steigerungen erreicht 
worden. Außerdem verpflichtete sich 
das Unternehmen in einem geson¬ 
derten Tarifvertrag mit Blick auf die 
Zukunft der Arbeit, dass die sich an¬ 
bahnenden Auswirkungen der Digi¬ 
talisierung der Arbeit betrachtet und 
verhandelt werden. 

Rainer Perschewski 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Georg Fülberth 

Ein besonderer Streik 


Die Wirtschaft brummt, die Arbeits¬ 
losigkeit ist relativ niedrig, und es zei¬ 
gen sich die Gesetzmäßigkeiten der 
kapitalistischen Ökonomie in einer 
solchen Situation: entweder Nachge¬ 
ben der Unternehmer oder gesteiger¬ 
te Streiktätigkeit. 

Dass Ersteres sich von den dies¬ 
jährigen Abschlüssen in der Chemie- 
und in der Metallbranche sagen lasse, 
werden manche bestreiten. Der Ver¬ 
teilungsspielraum sei nicht genügend 
ausgeschöpft. Aber bei schwächerer 
Konjunkturlage wäre noch niedriger 
abgeschlossen worden. 



Erhöhte Streikaktivität beobach¬ 
ten wir bei der Post, bei Amazon, bei 
den Lokführern und in den Kinder¬ 
tagesstätten. In drei dieser vier Fälle 
handelt es sich im Kern um Abwehr¬ 
kämpfe. Durch Outsourcing will die 
Deutsche Post AG die Kampffähig¬ 
keit der Belegschaften schwächen. 
Amazon präsentiert sich als über¬ 
mächtiger Konzern, der seine Be¬ 
schäftigten am liebsten tariflos hal¬ 
ten oder, wo das nicht geht, ganz 
unten einstufen möchte. Im Hinter¬ 
grund lauert die Drohung, bald im¬ 
stande zu sein, viele Arbeitsgänge in 


diesem Bereich vollautomatisieren 
zu können. Die Bahn AG spekuliert 
in ihrer Auseinandersetzung mit der 
Gewerkschaft Deutscher Lokführer 
auf das so genannte Tarifeinheitsge¬ 
setz. 

Einen anderen Charakter hat 
die Auseinandersetzung zwischen 
GEW sowie ver.di einerseits und 
den kommunalen Arbeitgebern um 
die Arbeits- und Entgeltbedingun¬ 
gen in den Kindertagesstätten ande¬ 
rerseits. Hier geht es nicht in erster 
Linie um Lohn- und Gehaltserhö¬ 
hung, sondern um eine höhere Ein¬ 
stufung der Arbeit, die in den Kitas 
geleistet wird (wenngleich in deren 
Folge auch die Einkommen der dort 
Beschäftigten steigen müssen). Da¬ 
mit rückt der Reproduktionssektor 
in das Zentrum eines Tarifkampfs. 
Da werden keine Güter und da wird 
kein Mehrwert erzeugt, aber es wird 
an den Voraussetzungen und am Ziel 
allen Wirtschaftens gearbeitet: an le¬ 
benden Menschen, ohne die keine 
Produktion möglich und sinnvoll ist. 
Auch an der Bewertung von Kran¬ 
ken- und Altenpflege zeigt sich, wie 
human eine Gesellschaft ist (oder 
eben auch nicht ist). 

Tarifgegner der Gewerkschaften 
sind beim Kitastreik die Kommu¬ 
nen. Sie sind bekanntlich finanziell 
in der Klemme, insbesondere seit 
der Schuldenbremse. In der Flücht¬ 
lingsfrage spüren hier kommunale 
Mandatsträger(innen) ebenso wie 
die Kita-Beschäftigten, dass eine 
grundlegende Wende in der Steuer¬ 
politik notwendig ist. Dies gibt die¬ 
sem Streik eine zusätzliche Bedeu¬ 
tung. 


Kommentar von Wolfgang Richter 

Neue Maßstäbe 


Um Anerkennung nicht betteln son¬ 
dern kämpfen - das könnten und 
müssten im Kapitalismus viele unter¬ 
bewertete, prekär arbeitende Berufs¬ 
gruppen und aus dem System heraus¬ 
geworfene Menschen. Während dieser 
Kommentar geschrieben wird, strei¬ 
ken die sozial und erzieherisch im öf¬ 
fentlichen Dienst beschäftigten Kolle¬ 
ginnen und Kollegen seit zwei Wochen 
und haben beschlossen, dies unbefris¬ 
tet weiter zu tun. Ja, es geht ihnen um 
ihre Haut. Ja, eigensüchtig wollen sie 
mehr Lohn für ihre Arbeit und ja, ei¬ 
gensinnig sagen sie: Wir sind es wert - 
unser Dienst, unsere Sorge, unser Zu¬ 
tun für die Zukunft der uns an vertrau¬ 
ten Kinder und Jugendlichen! 

Ja, ihr Beitrag für die Zukunft un¬ 
serer Gesellschaft ist mehr wert! 

Sie - und ihre Gewerkschaften ver. 
di und GEW - sind an eine Front ge¬ 
stellt, die „die Wirtschaft“ weit von 
sich weggeschoben hat. Sie verläuft 
fern von Konzernen und Banken, von 
Industrieklubs und Unternehmensver- 
bänden - sie steht in Kommunen und 


Stadtteilen, nahe den Kitas und Eltern¬ 
beiräten, kommunaler Politik und Ver¬ 
waltung gegenüber. Vor Ort soll ausge¬ 
handelt werden, was die öffentlichen 
Haushalte nicht hergeben wollen. 

In Wahrheit gelten die Kämp¬ 
fe und Streiks der Kolleginnen und 
Kollegen nicht dem OB oder dem 
Kämmerer, schon gar nicht Kindern, 
Jugendlichen und Eltern. Sie gelten 
„denen da oben“, die die Gesellschaft 
kapitalistisch organisieren, fürs An¬ 
häufen privaten Reichtums Mensch 
und Natur ausbeuten und das Ge¬ 
meinwesen in Armut halten. Leben 
und Perspektive der arbeitenden und 
lernenden Menschen „da unten“ sind 
ihnen gleichgültig. Anerkennung zol¬ 
len sie nur ihren Profiten, ihren Kon¬ 
toständen und deren Mehrung und 
Sicherung. Den Staat halten sie sich 
nur zu diesem Zweck. 

Dieser unbefristete Streik klärt 
über die Verhältnisse in der Repub¬ 
lik auf und setzt - wie auch immer er 
ausgeht - neue Maßstäbe für die poli¬ 
tische und gewerkschaftliche Arbeit. 


Einladung der DKP zum 
gewerkschaftspolitischen Forum 

Haus der Jugend 

Deutschherrnufer 12,60 594 Frankfurt 

Beginn am Samstag, 27. Juni.2014 um 11 Uhr, Einlass ab 10 Uhr 
Ende am Sonntag, 28. Juni.2015 um 13 Uhr 

Als Schwerpunktthemen sind vorgesehen: 

★ Kurze Vorstellung der Teilnehmerinnen 

★ Referate: „Fabrik 4.0 / Office 2.0“ 

sowie Diskussion in Arbeitsgruppen und Plenum 

★ Diskussion und Einschätzung zum Kooperationsmodell 
von IGM, IG BAU, EVG und IG BCE 

★ Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit in der Partei 
Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 

Olaf Harms, 

Sekretär für Betriebs- und Gewerkschaftspolitik des Parteivorstands 


„Dass ein Arbeitskampf über Wochen 
gehen kann, ist man hier nicht gewöhnt“ 

Streik der Sozial- und Erziehungsdienste in der vierten Woche. 

Kippt die Stimmung bei den Eltern? 


UZ: Wie wirkt sich der Streik im So¬ 
zial- und Erziehungsdienst auf Eltern 
tatsächlich aus? 

Anna Cordi: Betroffen sind wir auf je¬ 
den Fall. Wenn beide Eltern berufstätig 
sind, hängt es stark davon ab, wie gut 
man vernetzt ist, ob es Familie in der 
Nähe gibt, gibt es Möglichkeiten der 
Absprache mit den Chefs, ist Gleitzeit 
möglich usw. 

Aus meinem Umfeld kenne ich 
niemanden,der dieses Notbetreu¬ 
ungsplätze in Anspruch nimmt. Die 
sind eher nicht ausgelastet. Was von 
Anfang an sehr gut funktioniert hat, 
das kenne ich aus eigener Erfahrung, 
ist, wenn Eltern sich untereinander 
abgesprochen haben. Weil es schon 
einige Eltern gibt, die aus verschie¬ 
denen Gründen zu Hause sind und 
die auch bereit sind, zusätzlich auf 
ein oder zwei weitere Kinder auf¬ 
zupassen. Das halte ich auch für die 
sinnvollste Variante, die Streikzeit zu 
überbrücken. 

Mir ist niemand bekannt, auch 
wenn das in den Medien immer wie¬ 
der so kolportiert wird, die Geld in die 
Hand nehmen mussten und sich Baby¬ 
sitter oder Au-Pair-Junge bzw. -Mäd¬ 
chen geholt haben. Das halte ich auch 
für unrealistisch, das so kurzfristig zu 
machen. Da kenne ich niemanden und 
ich wüsste auch nicht, wie das funkti¬ 
onieren sollte. 

UZ: Wie fühlst du dich informiert über 
den Streik? Wie läuft die Kommunika¬ 
tion mit den Streikenden? 

Anna Cordi: Während der Streikpha¬ 
se gibt es keinen Austausch, die Strei¬ 
kenden sind ja nicht da und die Ein¬ 
richtung ist geschlossen. Wir waren 
aber im Vorfeld immer informiert, da 
ist nichts vom Himmel gefallen. Schon 
vor dem Streik gab es Aushänge, extra 
einberufene Elternabende - ich finde 
schon, dass die sich in Sachen Kommu¬ 
nikation mit den Eltern bemüht haben, 
die Eltern mit Informationen zu ver¬ 
sorgen. Auf der Elternseite haben wir 
sehr aktiv die Informationen über den 
Streik, über die Gründe für den Streik, 
verbreitet. 

UZ: In Gesprächen mit Eltern kommt 
immer wieder heraus, dass die Stim¬ 
mung unter den Eltern anfangs sehr so¬ 
lidarisch war und jetzt aber zu kippen 
droht. Was ist Dein Eindruck? 

Anna Cordi: Den Eindruck habe ich 
auch. Wir haben in Stuttgart jetzt das 
Glück - was andere Bundesländer 
nicht haben - dass die zwei Wochen 
ausgesetzt haben. Aber mein Eindruck 
ist schon, dass Eltern die mit dem 
Streik verbundenen Einschränkungen 
auf Dauer stark spüren und davon aus¬ 


gegangen sind, dass das einfach alles 
schneller geht. 

Die Auseinandersetzung wurde 
vorher nicht als Arbeitskampf wahr¬ 
genommen, sondern als etwas, was zu 
einer Tarif runde irgendwie dazugehört. 
Aber dass so ein Arbeitskampf auch 
wirklich mal über Wochen gehen kann, 
das ist man hier einfach nicht gewöhnt. 

UZ: Wie findest Du den Beschluss, dass 
durchgängig und unbefristet gestreikt 
werden soll, bis ein Ergebnis vorliegt? 

Anna Cordi: Das ist schwer zu sagen. 
Für die Akzeptanz unter den Eltern ist 
es schwierig. Ich stehe voll und ganz 
hinter dem Streik, weiß aber auch, was 
es bedeutet, wenn vier bis sechs Wo¬ 
chen überbrückt werden müssen. 



Anna Cordi (DKP) ist Mitglied im 
Elternbeirat einer Stuttgarter Kita 


Und die Frage ist, ob das noch stei¬ 
gerbar ist, wenn jetzt kein Einlenken 
von den Arbeitergebern kommt. Wie 
dann die gewerkschaftliche Strategie 
angepasst werden kann, das stelle ich 
mir kompliziert vor. Die Arbeitergeber 
können sich aber nur leisten so hart zu 
bleiben, weil die Erzieherinnen mit ih¬ 
rem Kampf derzeit noch allein auf wei¬ 
ter Flur sind. 

UZ: Eetzte Woche wurde ein offener 
Brief des Gesamtelternbeirats der städ¬ 
tischen Kitas und Horte in Stuttgart an 
Frank Bsirske verschickt, der genau die¬ 
sen Eindruck vermittelt, nämlich, dass 
die Erzieherinnen allein auf weiter Flur 
sind. Der Ton ist ziemlich scharf. Dar¬ 
in heißt es u.a.: „Ein unbefristeter und 
flächendeckender Streik ist für Eltern 
und Kinder unzumutbar! Sie demonst¬ 
rieren Stärke, indem Sie das schwächs¬ 
te Glied, die Kinder, leiden lassen.“ Au¬ 
ßerdem wird die Aufgabe des Streiks, 
die Rückkehr an den Verhandlungstisch 
gefordert und die Höhe der ver.di-For- 
derung kritisiert... 

Anna Cordi: Am Anfang des Streiks 
gab es eine Erklärung des Gesamtel¬ 
ternbeirats die besagte, dass sie die For¬ 
derungen für berechtigt halten, aber 
hoffen, dass der Streik möglichst kurz 


ist. Ich finde das, was jetzt als offener 
Brief verschickt wurde schlicht nicht 
in Ordnung, die darin vorgenommene 
Positionierung ist falsch und undemo¬ 
kratisch. Es hat zu dieser Frage keine 
Sitzung stattgefunden, damit wird nur 
die Meinung des Vorstands abgebildet. 
Der Gesamtelternbeirat in seiner Gän¬ 
ze hat sich nicht positioniert. 

Ich finde es auch falsch, auf ver.di 
loszugehen und zu schreiben, dass die 
Forderungen runtergeschraubt werden 
müssten. Das zeigt aber auch, dass es 
eben ganz schwer ist, den Leuten zu 
vermitteln, was ein Arbeitskampf ist. 
Das ist eben ein Kampf und da geht es 
knallhart um Geld. 

UZ: Gibt es vielleicht auch die Sorge, 
dass die Eltern über die Gebühren die 
höhere Eingruppierung von Erziehe¬ 
rinnen bezahlen müssten? 

Anna Cordi: Zumindest in den Gre¬ 
mien der Elternvertretungen spielt die 
Frage der Finanzierung eine geringe 
Rolle, weil dort in der Regel Menschen 
sitzen, die nicht so genau rechnen müs¬ 
sen und sich weniger an den Gebühren 
stoßen als beispielsweise an der Quali¬ 
tät des Essens. 

UZ: Und wie ist die Qualität der Be¬ 
treuung? 

Anna Cordi: Jede Kommune macht 
im Prinzip, was sie will. Den Stellen¬ 
wert, den Bildung auch bei Kleinkin¬ 
dern haben müsste, hat sie nicht. Es 
gibt eine sehr künstliche Trennung zwi¬ 
schen dem was als Erziehung - oder im 
schlimmsten Fall als Verwahrung - der 
Kinder in der Kita passiert und dem, 
was dann später in der Schule passie¬ 
ren soll. 

Eltern, die Wert auf eine frühkind¬ 
liche Bildung legen, kaufen diese teuer 
ein, zum Teil privat. Der Nachteil, den 
Kinder aus der Arbeiterklasse haben, 
kann dann in der Grundschule eigent¬ 
lich schon nicht mehr aufgefangen wer¬ 
den; wenn man sich nicht selbst dar¬ 
um kümmert und darauf besteht, dass 
das eigene Kind diese Möglichkeit be¬ 
kommt, ab einem Jahr auch mit ande¬ 
ren Kindern gemeinsam zu lernen. 

Bildungsforscher weisen ja darauf 
hin, dass im Alter von sechs oder sogar 
schon von drei Jahren, wenn viele in 
die Betreuung kommen, schon viel ver¬ 
tan wurde. Wenn man tatsächlich sagen 
würde, es geht um eine frühkindliche 
Bildung, die mit dem Rechtsanspruch 
ab einem Jahr besteht, dann wären die 
Unterschiede im ersten Schuljahr auch 
bei weitem nicht so hoch; und es würde 
den Kindern wesentlich leichter fallen, 
bestehende Unterschiede aufzuholen. 
Den Bereich der frühkindlichen Bil¬ 
dung aufzuwerten ist auf jeden Fall 
richtig und wichtig. 

Das Interview führte Lars Mörking 
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„Löhne rauf, KiTa auf 

Streik im Sozial- und Erziehungsdienst: Arbeit aufwerten oder Beschäftigte ausspielen? 



Davor die Streikenden, drinnen niemand: Eigentlich wollte die VKA ihre Mitglie¬ 
derversammlung im Frankfurter Römer abhalten, verlegte sie dann aber wegen 
der Demonstration an den Flughafen. 


„Wir wissen: Ihr seid keine Basteltan¬ 
ten.“ Sandy Kirchner, Sprecherin der 
Bundeselternvertretung der Kinder 
in KiTas und Tagespflege, unterstützt 
die Forderungen der Streikenden im 
Sozial- und Erziehungsdienst auch als 
Rednerin auf der ver.di-Kundgebung 
am 28. Mai in Frankfurt. Selbstver¬ 
ständlich ist das nicht, nach wie vor 
herrscht ein anderes Bild von den So¬ 
zial- und Erziehungsberufen vor: Als 
wäre diese Arbeit weniger anspruchs¬ 
voll, weil schließlich jeder auf Kinder 
aufpassen und ein buntes Fensterbild 
gestalten könne. Als wäre sie weniger 
schwer, weil ein bisschen Spielen ja 
nicht so anstrengend sei. Und als wäre 
sie weniger qualifiziert, weil es ja doch 
vor allem um eine soziale Veranlagung 
gehe (die vor allem Frauen von Natur 
aus mitbrächten). Als würden Sozial¬ 
arbeiter den ganzen Tag Kaffee trin¬ 
ken und reden und als wären Erziehe¬ 
rinnen Basteltanten. 

Das Prestige dieser Berufe drückt 
sich auch im niedrigen Gehalt und im 
hohen Anteil von Teilzeitarbeitsplät¬ 
zen aus, nur 41 Prozent der Erzieherin¬ 
nen und Erzieher bundesweit arbeiten 
Vollzeit - als wäre eine Erzieherstehe 
nur dazu da, damit die Frau zum Ge¬ 
halt des Ernährers etwas dazuverdie¬ 
nen kann. Gleichzeitig sind die Anfor¬ 
derungen an die Beschäftigten gestie¬ 
gen: Kinder und Jugendliche bringen 
die Probleme, die das Leben in armen 
Familien in einer unsolidarischen Ge¬ 
sellschaft erzeugt, mit in KiTas, Jugend¬ 
zentren und Betreuungseinrichtungen. 
Die Ansprüche an die Inklusion von 
Menschen mit Behinderung müssen 
in den Einrichtungen erfüllt werden. 
Und ganz nebenbei stehen die Doku¬ 
mentation der betreuten Fälle und die 
Beratung von Angehörigen auf dem 
Zettel der Beschäftigten in Jugendäm¬ 
tern und Wohnheimen für Menschen 
mit Behinderung. Insbesondere in den 
Sozial- und Erziehungsdiensten seien 
die Leistungsanforderungen gestiegen, 
so das Ergebnis einer Befragung des 
Tübinger Forschungsinstituts für Ar¬ 
beit, Technik und Kultur. 

Ver.di fordert deshalb nicht nur 
eine Anhebung in der Gehaltstabelle, 
sondern eine verbesserte Eingruppie¬ 
rung der Sozial- und Erziehungsberu¬ 
fe - darum geht es in den laufenden 
Tarifverhandlungen - aber auch eine 
allgemeine Aufwertung dieser Berufe, 
die sich vor allem, aber nicht nur in 
der Bezahlung ausdrücken soll. „Auf¬ 
werten jetzt!“ ist der zentrale Slogan 
auch auf der Demonstration in Frank¬ 
furt. 


„Die DKP Dortmund erklärt sich so¬ 
lidarisch mit Eurer Forderung nach 
spürbarer Aufwertung des Sozial- 
und Erziehungsdienstes und Eurem 
Arbeitskampf. Schon wieder werden 
Euch plump angebliche „Sparzwän¬ 
ge“ und leere öffentliche Kassen vor¬ 
gehalten. Schließlich ist immer Geld 
da, wenn Banken zu retten oder Krie¬ 
ge zu führen sind. Reiche werden im¬ 
mer reicher. Ohne großes Getöse und 
Hetze der Medien erhöhen sich dieje¬ 
nigen ihre Diäten selbst, die jetzt nur 
wieder warme Worte für Euch übrig 
haben statt Taten folgen zu lassen. 

Da gibt es nur eins: sich wehren! Ihr 
tretet in einen unbefristeten Streik! 
Das Ergebnis der Urabstimmung ist 
mit 94 Prozent Zustimmung eine deut¬ 
liche Antwort auf die Weigerung der 
öffentlichen Arbeitgeber, ein Angebot 
vorzulegen. Sie sind so unverschämt, 
keinen Handlungsbedarf zur Aufwer¬ 
tung Eurer gesellschaftlich wichtigen 
und außerordentlich verantwortungs¬ 
vollen Tätigkeiten zu sehen. 

Weil Eltern und Kinder von Eu¬ 
rem Arbeitskampf betroffen sind, 
werden Bild und Co. bald in den Topf 
mit Horrorgeschichten greifen und 
über Eltern berichten, die wegen des 


Diese Aufwertung entspricht dem Be¬ 
rufsethos vieler Beschäftigter, ihrem 
Selbstbild von Menschen, die die Ar¬ 
beit mit Kindern und Alten, mit Men¬ 
schen mit Behinderung und mit Eltern 
auch als ihre persönliche Aufgabe se¬ 
hen, und sie entspricht der gesellschaft¬ 
lichen Bedeutung dieser Berufsfelder. 
Dieses Berufsethos ist auf der einen 
Seite eine Motivation, um für die eige¬ 
nen Forderungen einzustehen, auf der 
anderen Seite macht es einen Streik 
nicht unbedingt leichter. Eine KiTa- 
Erzieherin aus Wiesbaden erzählt von 
ihrem schlechten Gewissen, weil sie 
sich am Streik beteiligt: „Wir sind gera¬ 
de in der Phase der Eingewöhnungen. 
Das hält sich die Waage: Ich stehe voll 
und ganz hinter den Forderungen, aber 
das schlechte Gewissen den Kindern 
gegenüber ist doch sehr groß.“ 


Streiks ihren Job verlieren, und über 
Kommunen fabulieren, deren Haus¬ 
halte zusammenbrechen und die nun 
KiTas schließen müssen. Lasst Euch 
nicht irritieren - Ihr habt keine ande¬ 
re Wahl, um Eurer Forderung Gehör 
zu verschaffen. Letztlich sind es die 
Arbeitgeber, die dafür die Verantwor¬ 
tung tragen. Bleibt entschlossen und 
selbstbewusst. Ihr wisst, was Eure Ar¬ 
beit wert ist. 

Seid Ihr erfolgreich, dann ist das 
eine Ermutigung für Pflegekräfte, 
Verkäuferinnen und andere unter 
Wert Arbeitende, sich ebenfalls gegen 
Lohndiskriminierung zur Wehr zu set¬ 
zen.“ 

DKP Dortmund 

„(...) Seit 24 Jahren haben sich die 
Eingruppierungsmerkmale nicht ver¬ 
ändert, die Anforderungen an die Be¬ 
schäftigten aber schon! Auch früher 
waren sie nie „Basteltanten“, sondern 
hatten eine wichtige Aufgabe in der 
vorschulischen Erziehung der Kinder, 
vergleichbar mit den Grundschulleh¬ 
rerinnen, nur nicht mit deren Bezah¬ 
lung. Als pädagogisches Fachpersonal 
müssen sie nun endlich auch materiell 
anerkannt werden! 


„Ich muss dabei Zusehen, wie Kin¬ 
der auf der Strecke bleiben“, berichtet 
eine Rednerin auf der Kundgebung, 
ebenfalls Erzieherin. Mit 28 Jahren 
leidet sie unter Tinnitus und Migräne. 
Ein anderer Redner erzählt, wie die 
Arbeitsbedingungen bei der Betreu¬ 
ung psychisch Kranker dazu führen, 
dass auch unter den Mitarbeitern die 
Quote psychischer Erkrankungen rela¬ 
tiv hoch ist - „so mancher nimmt sein 
Päckchen noch mit nach Hause.“ Die 
steigenden Belastungen bringen die 
streikenden Kolleginnen und Kollegen 
in diesen Wochen dazu, das schlechte 
Gewissen gegenüber den Kindern, den 
Eltern und den Kollegen, die zur Ar¬ 
beit gehen, zu überwinden. Eine Grup¬ 
pe auf der Demo hat ein Schild mit¬ 
gebracht: „Jugendamt - come in and 
burn out“. 


Es geht einerseits um das „sich 
wehren“ gegen die Absicherung der 
Daseinsvorsorge zu Niedriglöhnen in 
Zeiten der Schuldenbremse beim Ex¬ 
portweltmeister Deutschland. Aber es 
geht auch um mehr. Es geht um die 
Verteidigung von Bildung und Erzie¬ 
hung als demokratische Errungen¬ 
schaft in einem der reichsten Länder 
der Welt - und als Zukunftsperspek¬ 
tive unserer Gesellschaft. 

Wenn es heute schon so ist, dass 

★ Bildung in der BRD eine Frage des 
Geldbeutels ist, 

★ die Chancenungleichheit der Kin¬ 
der weiter zunimmt und 

★ die Konkurrenz unter den El¬ 
tern um die wenigen KiTa-Plätze 
wächst, 

dann brauchen wir mehr Geld im Be¬ 
reich Erziehung und Bildung. 

Der Kampf um eine Aufwertung der 
sozialen Berufe ist ein Kampf gegen 
die Eskalation der sozialen Spaltung 
unserer Gesellschaft und gegen die 
Verrottung des gesamten öffentlichen 
Sektors. 

Wenn eine Erzieherin nach vier 
Jahren Berufsausbildung deutlich 
weniger bekommt als ein Facharbei¬ 
ter bei Daimler, Bosch oder Porsche 


Dafür nahm die Stimmungsmache 
gegen die Streiks zu: „So leiden wir El¬ 
tern unter dem KiTa-Streik“, berich¬ 
tet Bild , „Bei vielen Eltern kippt die 
Stimmung“ ist die sachliche Variante 
mit der gleichen Stoßrichtung: Eltern 
und Streikende - und das heißt: unter¬ 
schiedliche Gruppen von Beschäftig¬ 
ten - werden gegeneinander ausge¬ 
spielt. Einzelne Kommunen reagieren 
mit Verweis auf die leeren Kassen mit 
der Drohung, die KiTa-Gebühren an¬ 
zuheben, wenn ver.di die Forderungen 
durchsetzen kann, und selbst unter den 
Streikenden gibt es einzelne Stimmen, 
die eine solche Gebührenerhöhung 
nicht so schlimm fänden. 

ver.di wendet sich dagegen eine 
Aufwertung für die Beschäftigten auf 
die Eltern abzuwälzen - auch während 
des Streiks: „Die Kommunen kassie¬ 
ren derzeit von den Eltern Beiträge für 
Leistungen, die sie gar nicht erbringen, 
und sparen gleichzeitig Personalkos¬ 
ten, weil die Gewerkschaft diese über 
die Streikunterstützung übernimmt“, 
kritisierte der ver.di-Vorsitzende 
Frank Bsirske. 

„Wir verstehen die Frustration der 
Eltern voll und ganz“, sagt eine Erzie¬ 
herin, „nur sollen sie die bitte bei der 
richtigen Stelle ablassen und nicht bei 
uns.“ Am 26. Mai hatten rund hundert 
Eltern genau das getan: Mit Plakaten 
„Löhne rauf, KiTa auf“ demonstrierten 
sie in Wiesbaden vor dem hessischen 
Landtag. Bei Redaktionsschluss gingen 
die Streiks in die vierte Woche, ein ver¬ 
handelbares Angebot der „richtigen 
Stelle“ - der Vereinigung kommuna¬ 
ler Arbeitgeberverbände (VKA) - lag 
noch nicht vor. 

Bei der Demo in Frankfurt mach¬ 
ten die Beschäftigten jedenfalls deut¬ 
lich, dass sie sich von dem öffentlichen 
Druck kaum beeindrucken lassen. Weil 
der Frankfurter Römer voll war, ver¬ 
folgten einige tausend Kolleginnen 
und Kollegen die Kundgebung auf ei¬ 
ner Leinwand auf dem benachbarten 
Paulsplatz. „Nach diesem Tag heute 
hat jeder nochmal Auftrieb bekom¬ 
men und die Bestätigung: Wir tun das 
Richtige“, sagt eine Erzieherin aus ei¬ 
ner KiTa, die seit dem 8. Mai durchgän¬ 
gig geschlossen ist, und eine Kollegin: 
„Wenn man was erreichen will, muss 
man es auch mal durchbeißen.“ Und 
auf die Versuche, einen Erfolg von 
ver.di auf Eltern oder Kommunen ab¬ 
zuwälzen, antwortet die Elternvertre¬ 
terin Sandy Kirchner: „Frühkindliche 
Bildung ist eine gesamtgesellschaftli¬ 
che Aufgabe.“ 

Olaf Matthes 


nach drei Jahren Berufsausbildung, 
dann wirft das ein Licht auf die Werte 
dieser Gesellschaft (Produktion von 
Autos im Verhältnis zur frühkindli- 
chen Förderung und Erziehung von 
Kindern). 

Auch die 133 unbesetzten Erziehe- 
rlnnen-Stellen bei der Stadt Stuttgart 
sprechen für sich. Das kann den Eltern 
nicht egal sein. Es ist auch in ihrem In¬ 
teresse, die Bedingungen für Erziehe¬ 
rinnen zu verbessern. 

Der Kampf der Beschäftigten im 
Sozial- und Erziehungsdienst hat ver¬ 
schiedene Aspekte. Es geht auch um die 
Aufwertung von Arbeit in traditionellen 
Frauenberufen. Insofern ist diese Aus¬ 
einandersetzung durchaus auch eine 
neue Qualität von Frauenbewegung und 
zeigt ein wachsendes Selbstbewusstsein 
der Kolleginnen. 

Auf jeden Fall geht es um einen 
grundsätzlichen Verteilungskampf in 
unserer Gesellschaft: 

Anstatt Millionen zu investieren, um 
die Bundeswehr auch für Frauen attrak¬ 
tiver zu machen (am 13.6. ist bundesweit 
Tag der Bundeswehr), muss in Bildung 
und Erziehung investiert werden und in 
die Beschäftigten dieses Bereichs!“ 
DKP Stuttgart 


Dokumentiert: Solierklärungen der DKP 


Stimmung 

ausgezeichnet 

Ralf Fröhlich ist einer der Sprecher der 
ver.di-Vertrauensleute bei den kommu¬ 
nalen KiTas in Frankfurt am Main. UZ 
sprach mit ihm auf der ver.di-Kundge¬ 
bung am 28. Mai in Frankfurt über den 
Streik im Sozial- und Erziehungsdienst. 

UZ: Gerade hat der der Frankfurter 
Oberbürgermeister Feldmann (SPD) 
auf der ver.di-Kundgebung gespro¬ 
chen und erklärt, die Forderungen der 
Beschäftigten seien legitim. Wie fandest 
du seine Rede? 

Ralf Fröhlich: Ich fand es erstmal gut, 
dass er sich so positioniert hat, das hat 
er ja auch letzte Woche schon gemacht. 
Die Bürgermeister der Städte müssen 
Position beziehen, um Druck auf die 
Vereinigung der kommunalen Arbeit¬ 
geberverbände (VKA) auszuüben. 

UZ: Wie bewertest du den Aktionstag 
heute? 

Ralf Fröhlich: Sehr erfolgreich. Es wa¬ 
ren noch mehr Kolleginnen und Kol¬ 
legen da als wir gedacht haben - wir 
wussten zwar, dass es groß werden 
würde, aber so groß, das habe ich per¬ 
sönlich nicht erwartet. Die Stimmung 
war sehr gut, und die Kollegen haben 
Kampfbereitschaft signalisiert. 

UZ: Wie lief die Mobilisierung für den 
Streik in den letzten Tagen in Frank¬ 
furt? 

Ralf Fröhlich: Die lief verhältnismä¬ 
ßig gut. Wir sind heute vom Gewerk¬ 
schaftshaus mit einer eigenen Demo 
hierhergezogen - die Stimmung bei 
denen, die streiken, ist ausgezeichnet, 
wir könnten aber gut noch mehr Kolle¬ 
ginnen und Kollegen gewinnen. 

UZ: Ihr stellt euch auf eine längere Aus¬ 
einandersetzung ein. 

Ralf Fröhlich: Na ja, wir haben schon 
eine längere Auseinandersetzung. Das 
ist die dritte Woche, wir gehen in die 
vierte Streikwoche. Wir haben klar ge¬ 
sagt: Wir wollen so lange weiterstrei¬ 
ken, bis es ein annehmbares Ergebnis 
gibt - das haben die Streikdelegierten 
in Fulda so miteinander besprochen, 
das ist die gemeinsame Vereinbarung, 
auf deren Grundlage bewegen wir uns. 
Und jetzt warten wir ab, was da kommt. 

UZ: Wie ist denn die Beteiligung am 
Streik? 

Ralf Fröhlich: Wir rufen alle Kollegin¬ 
nen und Kollegen zum Streik auf. Wer 
dem folgt ist immer eine individuelle 
Entscheidung. Auch in Frankfurt ha¬ 
ben einige KiTas geöffnet, viele haben 
Notdienste, etliche sind geschlossen. 
Das ist sehr unterschiedlich - und es 
ändert sich von Tag zu Tag. 

UZ: Wie geht es jetzt weiter? 

Ralf Fröhlich: Wir machen auch im 
Rahmen des Streiks weitere Aktionen. 
In Frankfurt rufen wir jetzt einmal die 
Woche den „Tag in Rot“ aus. Da for¬ 
dern wir unsere Kolleginnen und Kol¬ 
legen auf, rote Sachen anzuziehen - rot 
als Farbe der Arbeiterbewegung, Far¬ 
be von ver.di, Farbe des Kampfes. Wir 
werden morgen eine Fahrraddemons¬ 
tration machen und eine Menschen¬ 
kette von der Konstablerwache zur 
Hauptwache, um auch in der Öffent¬ 
lichkeit auf unser Anliegen aufmerk¬ 
sam zu machen. 

UZ: Die Presse berichtet, dass die Un¬ 
terstützung durch die Eltern nachlässt. 

Ralf Fröhlich: Das kann ich persönlich 
so nicht nachvollziehen. Hier haben ja 
heute auch Eltern gesprochen. Aber 
es ist natürlich so: So ein langer Streik 
stellt die Eltern vor eine schwierige 
Situation, und vielleicht verlieren ei¬ 
nige dadurch auch einen Teil der Sym¬ 
pathie, die sie für unsere Forderungen 
haben. 

Interview: Olaf Matthes 
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Höchstprofite durch Schließungen 

Karstadt droht das Aus - Benko greift nach Kaufhof 


A llen Versprechungen zum Trotz: 
Das Plattmachen nimmt kein 
Ende. In weiteren fünf Karstadt- 
Filialen werden nicht nur die Verkaufs¬ 
regale leergeräumt. Entsorgt wird auch 
das Personal. Betroffen sind jetzt die 
Häuser in Bottrop, Recklinghausen, 
Mönchengladbach-Rheydt, Dessau und 
Neumünster. 

In Bottrop und Dessau bleiben die Tü¬ 
ren ab dem 31. März 2016 geschlossen. 
In Recklinghausen, Neumünster und 
Mönchengladbach ist es der 30. Juni, 
drei Monate später. 500 Arbeitsplätze 
werden dadurch vernichtet. 

Zuvor trifft es in diesem Jahr die 
Karstadt-Warenhäuser in Hamburg 
und Stuttgart, zwei K-Town-Filialen in 
Göttingen und Köln sowie zwei klei¬ 
nere Center in Paderborn und Frank¬ 
furt/Oder. Rene Benko, ein österreichi¬ 
scher Immobilienspekulant, der gerade 
mal neun Monate den Konzern besitzt, 
räumt auf und zerstört seit dem Kauf 
des Konzerns von Nicolas Berggruen al¬ 
lein in diesem Jahr die Existenz von 950 
Beschäftigten. 

Aus der Noch-Konzern-Zentrale in 
Essen wird man nicht müde zu erklä¬ 
ren, dies alles wäre notwendig, damit der 
Handelskonzern endlich aus der Krise 
käme. Doch darum geht es nicht. Gin¬ 
ge es um eine Neuorientierung und um 
den Erhalt der restlichen Arbeitsplät¬ 
ze, könnten die neuen Eigentümer die 
vielen Vorschläge des Gesamtbetriebs¬ 
rates und der Fachgewerkschaft ver. 


di nutzen. Diese hatten immer wieder 
davor gewarnt, den Konzern kaputt zu 
sparen und vorgeschlagen, den Konzern 
mit einem an den Kundenbedürfnissen 


ausgerichteten Warenangebot umzuge¬ 
stalten. Außerdem gehöre zu einem hö¬ 
heren Preissegment eine optimale Bera¬ 
tung mit genügend Personal. 


Stattdessen setzt auch Benko auf 
Personalabbau und prekäre Beschäf¬ 
tigung. Seit acht Jahren bekommen die 
Beschäftigten erheblich weniger Geld 


als im Tarifvertrag Handel vereinbart 
ist. Hintergrund ist der Abschluss meh¬ 
rerer „Sanierungstarifverträge“, die 
ver.di mit den jeweiligen Konzernbos¬ 


sen vereinbart hatte. Darin zugesag¬ 
te Rückzahlungen wurden nicht nur 
durch Berggruen, sondern ebenfalls 
durch Benko verweigert. 

Die Abkopplung vom Tarif hat 
den Beschäftigten rund 750 Millionen 
Euro weniger Lohn- und Gehalt ge¬ 
bracht. Die Karstadt-Tarifkommission 
von ver.di fordert genau aus diesem 
Grund die sofortige Rückkehr in die 
Tarifbindung des Handels und verlangt 
eine Standort- und Beschäftigungssi¬ 
cherung. 

Benko trennt sich selbst von gut 
laufenden Häusern wie Stuttgart, 
wenn - wie in diesem Fall - Immobili¬ 
enspekulation mehr einbringt, bzw. das 
Verkaufen von Waren langsamer seine 
Taschen füllt. Das Stuttgarter Haus war 
hoch profitabel. Dort findet man dem¬ 
nächst ein Einkaufscenter. Der Öster¬ 
reicher kassiert mit der Miete mehr in 
einem Monat, als die Ausbeutung der 
dortigen ehemaligen Beschäftigten des 
Karstadt-Konzerns erbracht hätte. 

Immer wieder wird erkennbar, 
dass Benko mit dem Erwerb Karstadts 
mehr beabsichtigt, als ein biederer 
Kaufmann zu werden. Das war er nie 
und ist nicht sein Ziel. Benko und seine 
Signa-Group spekulieren hauptsäch¬ 
lich mit Immobilien und Grundstü¬ 
cken in Bestlagen. Spätestens da hätte 
es bei den Betriebsräten und gewerk¬ 
schaftlichen Interessenvertretungen 
klingeln müssen. Befinden sich doch 
alle großen Häuser in Toplagen der 



Foto: Christian Liebscher / wikimedia.com/ CC BY-SA 3.0 


Benko geht es nur um Immobilien und Grundstücke in Bestlagen: Stehen die 
Kundinnen und Kunden auch hier auf dem Alexanderplatz in Berlin bald vor 
einer neuen Einkaufsmall unter Benkos Regie? Ein paar hundert Meter weiter 
gibt es schon eine ... 


Kein Schutz vor rechter Gewalt? 

Nazis verüben verstärkt Anschläge auf Flüchtlinge und politische Gegner 


Rechte Gewalt ist in der Bundesre¬ 
publik weiter auf dem Vormarsch. Im 
Windschatten von Aufmärschen von 
„Pegida“ und anderer extrem rechter 
und neofaschistischer Organisatio¬ 
nen und Parteien steigen Angriffe auf 
Flüchtlinge, deren Unterkünfte, aber 
auch auf die politische Linke weiter 
an. 

Allein im Zeitraum von Oktober 
bis Dezember 2014 soll es aktuellen 
Erkenntnissen der Bundesregierung 
zufolge bundesweit zu 77 Übergriffen 
gekommen sein. Für das erste Quar¬ 
tal 2015 haben die Ermittlungsbehör¬ 
den schon jetzt 54 Straftaten regis¬ 
triert. Die Dunkelziffer der rechten 
Gewalt dürfte dabei in der Realität 
noch deutlich höher liegen. So hatten 
unabhängige Opferberatungsstellen 
erst vor kurzem ihre eigenen Statisti¬ 
ken veröffentlicht und waren dabei zu 
dem Ergebnis gekommen, dass rech¬ 
te bzw. rassistisch motivierte Gewalt 


um ein Drittel angestiegen sei. Insge¬ 
samt 782 Angriffe, bei denen mindes¬ 
tens 1156 Personen verletzt und mas¬ 
siv bedroht worden seien, zählten die 
in Berlin und Ostdeutschland tätigen 
Fachberatungsstellen für das letzte 
Jahr. Für die sogenannten Altbundes¬ 
länder liegt belastbares Zahlenmate¬ 
rial dabei nicht einmal vor, da unab¬ 
hängige Opferberatungsstellen nicht 
in allen Bundesländern gefördert wer¬ 
den und die Arbeit daher nicht immer 
leisten können. 

Kritik an den Sicherheitsbehörden 
übte anlässlich des Anstiegs der Ge¬ 
walt die migrationspolitische Spreche¬ 
rin der Linksfraktion im Bundestag, 
Sevim Dagdelen. „Die Zeit der Heu¬ 
chelei ist vorbei. Sicherheitsbehörden 
und etablierte Politik müssen endlich 
ihrer Verpflichtung nachkommen und 
den Schutz von Flüchtlingen und ih¬ 
ren Unterkünften vor rechter Gewalt 
gewährleisten“, so die Bundestagsab¬ 


geordnete. Ansonsten manifestiere 
„sich zunehmend der Eindruck, dass 
der Schutz der Flüchtlinge entweder 
nicht gewünscht ist, oder die Verant¬ 
wortlichen dazu nicht in der Lage“ sei¬ 
en. „So oder so“ sei dies „ein erbärm¬ 
licher Zustand“. „Wer aus Angst vor 
Gewalt, Folter und Tod in die Bundes¬ 
republik geflüchtet ist, soll zumindest 
hier in Ruhe und Frieden leben kön¬ 
nen“, so Dagdelen weiter. 

Neben den Angriffen auf Flüchtlin¬ 
ge geraten auch deren politische Un¬ 
terstützer zunehmend ins Visier neo¬ 
faschistischer Gruppen. So häuften sich 
in den vergangenen Wochen Anschlä¬ 
ge auf Büros der Linkspartei. Bereits 
zum zweiten Mal innerhalb weniger 
Wochen wurde etwa das Wahlkreisbü¬ 
ro der Brandenburger Landtagsabge¬ 
ordneten Andrea Johlige (Linkspar¬ 
tei) attackiert. Nachdem Ende März 
dessen Scheiben mit Hammerschlä¬ 
gen traktiert wurden, kam es jetzt zu 


einem Anschlag mit Farbbeuteln und 
Bruteiern, in denen sich Küken be¬ 
fanden. Die Abgeordnete hatte sich 
in der Vergangenheit vor allem gegen 
rassistische Stimmungsmache enga¬ 
giert und im Brandenburger Landtag 
Angriffe auf Flüchtlinge thematisiert. 
Eine parlamentarische Anfrage von 
Johlige brachte etwa zutage, dass sich 
die Anzahl rechter Angriffe zwischen 
2010 und 2014 allein in Brandenburg 
von vier auf 36 Fälle verneunfacht hat. 
„Die Hemmschwellen sinken also und 
wir alle sind gefordert, für ein gesell¬ 
schaftliches Klima einzutreten, in dem 
Fremdenfeindlichkeit und vor allem 
Gewalt gegen Flüchtlinge ein Tabu 
sind“, forderte Johlige daraufhin. 

Während in Berlin jüngst Büros von 
Linkspartei und Bündnis 90/Die Grü¬ 
nen attackiert wurden, kam es auch in 
Bitterfeld-Wolfen (Sachsen-Anhalt) zu 
Angriffen, die bis dato nicht aufgeklärt 
sind. Im niedersächischen Salzgitter, wo 


Verbrechen der Freiheit 

Satirischer Monatsrückblick Mai 2015 • Von Jane Zahn 


Neuer Vorstand 
der FG BRD-Kuba 

Die Freundschaftsgesellschaft BRD- 
Kuba wählte bei ihrer 40. Bundesdele¬ 
giertenkonferenz am vergangenen Wo¬ 
chenende in Velbert Petra Wegener, die 
Günter Pohl nachfolgt, zu ihrer neuen 
Vorsitzenden. Stellvertreter ist Peter 
Knappe. Dem weiteren Vorstand gehö¬ 
ren sieben Mitglieder an, darunter neu 
auch Tobias Kriele. Aus dem Vorstand 
verabschiedet wurden Werner Ströhlein 
und Hartmut Meinert, die der FG gut 
vier Jahrzehnte angehören. 

Neben einem Referat von Luis Er- 
nesto Morejön, 1. Sekretär der Botschaft 
Kubas in Berlin, stand die Öffentlich¬ 
keitsarbeit der FG BRD-Kuba im Mit¬ 
telpunkt der zweitägigen Beratungen. 
Auch durch deren Kontinuität (www. 
fgbrdkuba.de) konnte die FG in den 
letzten Jahren eine erhebliche Steige¬ 
rung in der Mitgliederentwicklung ver¬ 
zeichnen. 


Es war im Mai viel von Befreiung die 
Rede. Gut, das ist auf jeden Fall bes¬ 
ser, als die bis 1985 offizielle Bezeich¬ 
nung der „Niederlage“ Deutschlands. 
Deutschland ist also, genau wie die üb¬ 
rige Welt, vom Faschismus befreit wor¬ 
den, da ist man sich einig. Aber welche 
Freiheit haben wir jetzt? 

Angela Merkel ist so frei, am 
9. Mai angesichts der Millionen Op¬ 
fer des deutschen Angriffskrieges auf 
die Sowjetunion in Moskau zu spre¬ 
chen von „verbrecherischer und völ¬ 
kerrechtswidriger“ - nein, nicht deut¬ 
scher Schuld, sondern der „Annexion 
der Krim“. Die keinerlei Todesopfer 
forderte und auf dem erklärten Wil¬ 
len der Bevölkerung der Krim beruh¬ 
te. Verbrecherischer geht’s nicht mehr! 

Aber Frau Merkel vertritt schließ¬ 
lich den Rechtsstaat persönlich! Den 
Rechts-Staat. 

Der Antirassistische Ausschuss 
der Vereinten Nationen hat die Bun¬ 
desregierung aufgefordert, energi¬ 
scher gegen Hassparolen und frem¬ 


denfeindliche Anschläge vorzugehen. 
Der Ausschuss ist sehr besorgt über 
die Zunahme und Ausbreitung rassis¬ 
tischen Gedankenguts durch gewisse 
politische Parteien und Bewegungen. 
Empfehlungen der Kommission sind 
allerdings nicht völkerrechtlich bin¬ 
dend. 

Und die Bundesregierung ist nicht 
souverän: Sie fragt die US-Regierung, 
ob und in welchem Umfang sie ihr 
Parlament informieren darf über die 
Zusammenarbeit zwischen NSA und 
BND. Klar, die Filialleitung des Kon¬ 
zerns USA in der BRD kann über sol¬ 
che Dinge nicht selbst entscheiden! So 
weit geht die Freiheit nämlich nicht. 

Dafür ist Pressefreiheit die Frei¬ 
heit, ungestraft zu lügen - und sich 
dann darüber aufzuregen, wenn je¬ 
mand ertappt wird. Frau Merkel hat 
damals gelogen, als sie behauptete, 
die USA hätten ihr ein „No Spy“-Ab¬ 
kommen angeboten. Hat das damals 
wirklich irgendjemand außer Ronald 
Pofalla geglaubt? Offenbar die Redak¬ 


teure der Medien, die jetzt empört auf¬ 
heulen. 

Dabei hätten die es besser wis¬ 
sen können: Die US-Regierung kann 
die Tätigkeit ihrer Geheimdienste im 
Ausland gar nicht einschränken, ohne 
gegen ihre eigenen Gesetze zu versto¬ 
ßen. Denn das Spionieren ist gesetz¬ 
lich geschützt! Das Land der Freien 
ist so frei! 

Aber nicht mehr für alle seine Be¬ 
wohner. Der US-Arbeitsmarkt weist 
eine Struktur auf, die „der eines Lan¬ 
des der Dritten Welt gleicht.“ Schreibt 
Paul Craig Roberts, ehemaliger Chef¬ 
redakteur des Wall Street Journals in 
einer Analyse der Arbeitslosensta¬ 
tistik der USA vom April 2015. In 
der produzierenden Industrie wur¬ 
den gar keine neuen Arbeitsplätze 
geschaffen, und im Bergbau und der 
Gasförderung Arbeitsplätze abge¬ 
baut. Die angebliche Zunahme von 
Arbeitsplätzen beruht ausschließlich 
auf schlecht bezahlten Dienstleis¬ 
tungsjobs, von denen man nicht leben 
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Innenstädte, deren Grundstücke sich 
zu Höchstpreisen verkaufen lassen. Zu 
dieser Strategie passt, dass wiederum 
die Übernahme des Kaufhofkonzerns 
seit Mitte Mai im Gespräch ist. 

Mit einem zweiten Anlauf will 
sich der Immobilienspekulant nun 
die Galeria-Kaufhof-Kette einverlei¬ 
ben. Ganze 2,9 Mrd. Euro hat er da¬ 
für geboten. In zahlreichen Städten 
befinden sich Kaufhof und Karstadt 
Filialen in Sicht- oder Laufweite. Mit 
dem Kauf der Metrotochter Kaufhof 
könnte man problemlos jeweils eine 
der Filialen zum Abschuss freigeben 
und gutes Geld verdienen. Denn die 
Kaufhof-Häuser in Köln, Hannover, 
Hamburg, Berlin, Frankfurt, Stuttgart 
und Düsseldorf machen fünfzig Pro¬ 
zent des Immobilienwerts aus. Über¬ 
nimmt Benko Kaufhof, wird die Zahl 
der Standorte wie bei Karstadt redu¬ 
ziert werden. 

Hinzu kommt, dass man nur eine 
Konzernzentrale benötigt. Köln oder 
Essen wären dann überflüssig und lie¬ 
ßen sich ebenfalls zur Profitmaximie¬ 
rung verwerten. Alles geschieht unter 
dem Deckmantel der Verschwiegen¬ 
heit. Doch Hellhörigkeit ist angesagt. 
Eine mehrjährige Arbeitsplatz- und 
Standortgarantie soll Benko der Ge¬ 
werkschaft ver.di in Aussicht gestellt 
haben. Ob ver.di dies glaubt, nach den 
Erfahrungen, die bei Karstadt gemacht 
wurden? Man darf gespannt sein. 

Herbert Schedlbauer 


es bereits in der Nacht auf den 25. Ap¬ 
ril zu Attacken auf das örtliche Links¬ 
partei-Büro und eine Moschee kam, 
hinterließen die Täter großflächig ge¬ 
sprühte Hakenkreuze. Der Polizei ge¬ 
lingt es hingegen höchst selten, die Ver¬ 
antwortlichen für die Anschläge aus¬ 
findig zu machen. Dort, wo dies doch 
gelingt, dürfen die Täter jedoch oft 
mit einer mild gestimmten Justiz rech¬ 
nen. So wurde beispielsweise Patrick 
K., der Mitglied der verbotenen Nazi¬ 
gruppe „Besseres Hannover“ gewesen 
sein soll, im Februar dieses Jahres vom 
Amtsgericht Springe nur zu einem Jahr 
Haft auf Bewährung und 100 Stunden 
gemeinnütziger Arbeit verurteilt, ob¬ 
wohl er wegen Körperverletzung, Nö¬ 
tigung, Beleidigung und Verstoßes ge¬ 
gen das Waffengesetz angeklagt war 
und zwischen 2012 und 2014 mehrere 
Anschläge auf unterschiedliche Partei¬ 
büros verübt haben soll. 

Markus Bernhardt 


kann. Auch die übrigen Wirtschaftsin¬ 
dikatoren deuten darauf hin, dass sich 
die US-Wirtschaft bereits wieder in 
einer Rezession befindet. Aber auch 
in Deutschland sind die Aussichten 
kümmerlich. 0,3 Prozent Wachstum 
des BIP im ersten Quartal: So sieht 
kein Aufschwung aus, der so gerne 
herbeigeredet wird! 

Aber ein Aufschwung ist ja auch 
gar nicht wünschenswert! 

Weltweit sind Staaten mit 330 Pro¬ 
zent der Weltwirtschaftsleistung ver¬ 
schuldet. Das wird vor allem dann 
zu Problemen führen, wenn es einen 
Wirtschaftsaufschwung geben sollte 
und die Zinsen wieder steigen. Ein 
Wirtschaftsaufschwung wäre demnach 
nicht etwa eine gute Nachricht, son¬ 
dern würde direkt den Ausbruch ei¬ 
ner neuen Börsenkrise zur Folge ha¬ 
ben. Davon kann sich keiner befreien. 

Denn wer sein Geld lieber unter 
der Matratze horten will, weil es da 
wenigstens keine Gebühren kostet, 
der sei gewarnt: Führende Wirtschafts¬ 
weise fordern schon jetzt die Abschaf¬ 
fung des Bargelds. In Dänemark soll 
das schon mal erprobt werden. Wenn 
dann alle Zahlungen nur noch über die 
Banken laufen, ist das Matratzengeld 































m unsere zeit 


Innenpolitik 


Freitag, 5. Juni 2015 5 


Elmau Luxury 

Der teuerste Wochenend-Trip der Weltgeschichte 


A ngie hat geladen - und sechs 
Männer folgen Anfang Juni dem 
Ruf der Bundes-Dame zu einem 
exklusiven Wochenende in „Schloss El¬ 
mau Luxury Spa & Cultural Hideaway“ 
(Hideaway = Versteck, Zufluchtsort). 
Die Dame lässt sich ihr Dinner for Se- 
ven einiges kosten - auf Rechnung des 
Steuerzahlers, versteht sich. Im Haus¬ 
halt des Innenministeriums ist der 
Aufwand ursprünglich mit 38 Millio¬ 
nen Euro veranschlagt, sechs Wochen 
vor dem G7-Gipfel wurden dann be¬ 
reits 130 Millionen Gesamtkosten ge¬ 
nannt - 90 vom Freistaat und 40 vom 
Bund. Vor acht Jahren, beim letzten 
G7-Gipfel auf deutschem Boden, la¬ 
gen die Kosten noch bei 100 Millio¬ 
nen. Mit der gestiegenen Weltgeltung 
Deutschlands steigen natürlich auch 
die Kosten der polizeilich-militäri¬ 
schen Absicherung. 

Nach welcher Logik die baye¬ 
rischen Steuerzahler mehr für ein 
Spektakel zahlen sollen, das ihren Le¬ 
bensraum einschränkt und die Natur¬ 
schutzgebiete im Werdenfelser Land 
in Mitleidenschaft zieht, bleibt das 
Geheimnis von Bundes- und Staats¬ 
regierung. Jedenfalls hat die staatli¬ 
che Geldverschwendung jetzt den 
bayerischen Bund der Steuerzahler 
(BdSt) ordentlich in Rage gebracht: 
„G7-Gipfel in Bayern, eine Zumu¬ 
tung für die Steuerzahler“ titelte er 
seine Presseerklärung vom 26.5.15. 
Darin zeigt er auf, dass nach seinen 
„Recherchen“ das zweitägige Tete- 
ä-Tete der selbsternannten Herren 
und Herrin der Welt sage und schrei¬ 
be 360 Millionen Euro kosten wird. 
Die Polizeigewerkschaft hält die Zah¬ 
len für plausibel (BR 27.7.15). Der 
Steuerzahler-Bund weist darauf hin, 
dass tausende Polizisten nicht nur an 
den zwei Tagen präsent sein, sondern 
schon Wochen vorher alles absperren, 
die Wälder durchkämmen müssen 
und „das gesamte Tal hermetisch ab¬ 
riegeln“: „Jede Bergspitze muss rund 
um die Uhr besetzt und bewacht sein“. 
Nach Berechnungen des BdSt sind für 
den Gipfel insgesamt zwei Millionen 
Arbeitstage der Polizei erforderlich. 
Nach Informationen aus dem Baye¬ 
rischen Innenministerium kümmert 
sich nahezu die Hälfte aller baye¬ 
rischen Polizisten für mehr als vier 
Wochen ausschließlich um den Gip¬ 
fel, heißt es in der Erklärung weiter. 
Hunderttausende von Arbeitstagen 
der vorbereitenden Planungsstäbe 
und Behörden kommen noch hinzu. 
Seit etwa 18 Monaten trifft sich ein 
Planungsstab aus 214 Beamten, der 
das Treffen vorbereitet. 

Bereits zwei Wochen vor dem Gip¬ 
fel laufen die Polizei-Einheiten zu 
voller Kampfstärke auf, ein „waffen¬ 


starrender Polizeiaufmarsch“ (BdSt): 
Insgesamt in Stärke von zwei Divi¬ 
sionen: 24 150 Polizisten, davon 17 
000 unter dem Kommando des Pla¬ 
nungsstabes, 5 500 Bundespolizisten 
und dazu 1 650 Beamte unter dem 
Kommando des Bundeskriminalam¬ 
tes (BKA). Für den Shuttledienst der 
Polizeikräfte in den Sicherheitsbe¬ 
reich stehen 100 Polizeibusse mit 200 
Busfahrern zur Verfügung. 


Verstärkung ist von dem neutralen 
und Nicht-G7-Land Österreich ange¬ 
fordert: 2 100 österreichische Polizis¬ 
ten sollen die Grenze absichern. 

Zudem müssen 400 Feuerwehr¬ 
leute rund um die Uhr in Bereitschaft 
stehen. 

Nicht eingerechnet in das marti¬ 
alische Aufgebot sind die 600 Krimi¬ 
nalbeamten, die vor allem Demonst¬ 
ranten observieren und gegen sie er¬ 
mitteln sollen. Zur Aburteilung von 
angeblichen Straftätern im Schnell¬ 
verfahren ist in Garmisch-Parten¬ 
kirchen ein eigenes Justizzentrum 
eingerichtet worden, mit Sammel¬ 
lagern und Containern als Gefäng¬ 
nisse. Dazu stehen 15 Staatsanwälte 
und 100 Richter bereit. „Die bereiten 
sich offenbar auf einen Bürgerkrieg 
vor“, sagt der Strafverteidiger Andre¬ 
as Schwarzer zu dieser Polizeistaats¬ 
mentalität. In der Tat wird deutlich, 
dass es sich hier in erster Linie nicht 
um Sicherheit und Personenschutz 
handelt, sondern um eine großange¬ 
legte Notstandsübung. Geprobt wird 
dabei auch das Ineinandergreifen von 
Polizei, paramilitärischen und mili¬ 
tärischen Einsatzkräften sowie der 
verdeckte Einsatz von Sicherheits¬ 
kräften. 


Hinter Schloss und Riegel 

Kein Kampfmittel, das nicht mobi¬ 
lisiert wird. Die deutsche Polizeika¬ 
vallerie galoppiert mit 50 Pferden 
auf. Weiterhin sollen 230 Hunde mit 
Hundeführern eingesickerte Demons¬ 
tranten in den Wäldern aufspüren. Für 
Hundekot-Tütchen hat es nicht mehr 
gereicht, auch wegen fehlender Ab¬ 
falleimer. Auch für die Notdurft der 
Polizistlnnen ist schlecht vorgesorgt: 


Es stehen nur 56 WC-Container zur 
Verfügung. Es ist davon auszugehen, 
dass die umliegenden Almen, Wälder 
und Bäche aus diesem Grund stark 
mit Fäkalien belastet werden. 

30 Polizei-Seelsorger und Dutzen¬ 
de Psychologen sollen angeschlagene 
Polizisten wieder aufrichten und er¬ 
neut fronttauglich machen. 

Absperren, aussperren, einsper¬ 
ren ist die Devise - das trifft kurioser¬ 
weise auch den exklusiven Siebener- 
Club selbst. Insgesamt 14 Kilometer 
NATO-Draht-Zäune wurden verlegt, 
sieben Kilometer Zaun aus Stahl und 
Stacheldraht, zingeln das Schloss ein. 
Der exklusive Zirkel der sieben ange¬ 
maßten Mächtigen der Welt tagt also 
nicht nur hinter Schloss und Riegel, 
sondern ist hinter drei Meter hohen 
Stacheldrahtzäunen eingesperrt und 
von tiefgestaffelten Polizeikordons 
eingekesselt. Selbst Feldhasen, die 
sich nicht an die Absperrungen hal¬ 
ten, werden gnadenlos abgeknallt, 
sobald sie sich dem Schloss nähern, 
heißt es aus gewöhnlich gut unter¬ 
richteten Kreisen. Sicherheitsexper¬ 
ten befürchten, dass ihnen Terroris¬ 
ten Sprenggürtel unterschnallen, die 
sie dann per Fernzündung zur Explo¬ 
sion bringen könnten. 


Kein Witz ist: In den Schneisen, 
die man ins Gehölz geschlagen hat, 
sollen Flugabwehrraketen stationiert 
sein (Stern, 13.5.15). Für die Luftraum¬ 
überwachung ist ohnehin die Bundes¬ 
wehr verantwortlich. Die Bundespoli¬ 
zei hält 30 Hubschrauber bereit, acht 
sind mit Wärmebildkameras ausge¬ 
stattet, mit denen Demonstranten 
auch nachts in den Wäldern geortet 
werden können. Über weitere Heli¬ 
kopter verfügt die Landespolizei. 

Ein Problem bereitet die Absiche¬ 
rung der Autobahn und der Bundes¬ 
straße von München nach Garmisch 
und weiter nach Klais-Elmau. Denn 
der Großteil der 7 000 Köpfe zäh¬ 
lenden Entourage der so genannten 
Mächtigen der Welt logiert in Mün¬ 
chen und muss zur Tagung hinchauf¬ 
fiert werden. Allein Präsident Obama 
bringt 800 Mitarbeiter mit - für ein¬ 
einhalb Tage Sitzung! Geht’s noch, 
Herr Präsident?! Da wird an diesen 
Tagen die Münchner Bevölkerung 
nicht wenig drangsaliert werden. 

Alptraum: Wenn an den Gipfelta¬ 
gen Hubschrauber nicht starten und/ 
oder landen können. Dann müssen 
die Spitzen des Gipfels per Auto vom 
Flughafen München nach Elmau ge¬ 
bracht werden. Dann wird ein Groß¬ 
teil des Alpenvorlands zu Polizeiland, 
nicht nur die Alpenfestung im Hoch¬ 
tal. 

★ 

„Haben sie denn so mächtige Fein¬ 
de?“ kann man mit Brecht angesichts 
dieser kriegerischen Mobilmachung 
fragen. Objektiv ja! Den sieben Mäch¬ 
tigen stehen sieben Milliarden Men¬ 
schen gegenüber, die unter deren Po¬ 
litik leiden. Allein der Aufwand und 
Pomp für dieses Treffen offenbart die 
Arroganz der Macht, den Zynismus 
der Mächtigen. Für die Kosten des 
Zwei-Tage-Palavers könnten 6.000 
Lehrerinnen ein Jahr lang beschäf¬ 
tigt werden. 

Oder eine andere Rechnung: Mare 
Nostrum, die Seenotrettung der italie¬ 
nischen Marine, dauerte ein Jahr und 
zwei Wochen. In dieser Zeit wurden 
140 000 Flüchtlinge aus Seenot geret¬ 
tet. Das Programm musste mangels 
Geldern eingestellt werden; es koste¬ 
te in dieser Zeit 112 Millionen Euro. 
Mit den Geldern, die für den G7-Gip- 
fel verpulvert werden, könnte das Pro¬ 
gramm über drei Jahre fortgeführt 
und Tausende Flüchtlinge vor dem 
Ertrinken gerettet werden. So ist zu 
befürchten, dass auf dem Gipfel neue 
Kriege ausgeheckt werden, die neue 
Flüchtlingsströme auslösen. 

Fred Schmid, isw 

(alle Zahlen und Fakten aus der Tages¬ 
presse). 



Schloss Elmau - noch ohne Sicherheitszaun und Polizeiaufgebot 


futsch und es kann keiner mehr ent¬ 
rinnen. 

Entrinnen können auch die Ge¬ 
werkschafter nicht mehr. 

Das neue Tarifeinheitsgesetz will 
kleineren Gewerkschaften das Strei¬ 
ken verbieten. Die parlamentarische 
Staatssekretärin im Bundesarbeits¬ 
ministerium, Anette Kramme (SPD) 
hat zugegeben, dass ein Gericht einen 
Arbeitskampf untersagen kann, so¬ 
weit „ein Tarifvertrag erzwungen wer¬ 
den soll, dessen Inhalte evident nicht 
zur Anwendung kommen“, also wenn 
die betroffene Gewerkschaft nicht die 
stärkste im jeweiligen Betrieb ist. Das 
ist Einschränkung der grundgesetzlich 
verbürgten Koalitionsfreiheit. Aber 
444 Verfassungsfeinde sitzen im Bun¬ 
destag und stimmen für ein Gesetz, das 
die Koalitionsfreiheit in Deutschland 
beseitigt. Freiheit eben. 

Die USA nahmen sich die Freiheit, 
Osama Bin Laden ohne Prozess hinzu¬ 
richten und im Meer zu versenken. Sey- 
mour Hersh, international bekannter 
US-Enthüllungsjournalist, nennt jetzt 
die offzielle Version der Verhaftung 
und Ermordung Osama Bin Ladens 
eine „Alice im Wunderland“-Geschich¬ 
te. Der pakistanische Geheimdienst 


habe den Wohnort Bin Ladens nicht 
nur gekannt, sondern auch geschützt. 
Und wer glaubt, dass der das ohne das 
Wissen der CIA tun konnte, der hält 
„Alice im Wunderland“ für einen Tat¬ 
sachenbericht. 

Zeitgleich rühmt sich der BND, 
Entscheidendes zur Auffindung und 
Ermordung von Osama Bin Laden ge¬ 
leistet zu haben. Die Information über 
seinen Aufenthalt sei einem pakistani¬ 
schen Geheimdienstler zu verdanken, 
der seit Jahren auch für den BND ar¬ 
beitet. (Für den US-Geheimdienst ar¬ 
beiten ja bekanntlich keine Pakistani). 
Und die Überwachung des Telefonver¬ 
kehrs durch den BND hätte sicherge¬ 
stellt, dass die Aktion der USA nicht 
aufgeflogen sei. Solche vergifteten Lor¬ 
beeren gönnen die Amis den deutschen 
Kollegen gern. 

An Pfingsten kam zwar nicht der 
Heilige Geist über uns, aber ein gehei¬ 
mer Pentagon-Bericht enthüllte, dass 
der Islamische Staat ein Verbündeter 
der USA ist. 

Er ist nämlich „eine strategische 
Chance“, um die Ziele der USA in der 
Region zu erreichen.Tja, die Verschwö¬ 
rungstheoretiker haben mal wieder 
richtig gelegen. 


Und sind inzwischen auch im Fußball 
fündig geworden: 

Sieben Funktionäre der FIFA wer¬ 
den aus ihren Schweizer Hotelbetten 
gezerrt und in die USA ausgeliefert, 
weil über US-Banken Transaktionen 
liefen, die vielleicht Bestechungen 
waren. Das sei nun wie es sei: Kor¬ 
ruptionsvorwürfe bestehen schon seit 
langem, und vielleicht hat die US- 
Staatsanwaltschaft ja belastbare Be¬ 
weise gefunden. Es handelt sich aber 
(bis auf einen Angeklagten) nicht um 
US-Staatsbürger, die betroffen sind, 
und dass die FIFA viel mit den USA 
zu tun haben soll, erschließt sich auch 
nicht gerade: Dort ist „Soccer“ eine Ni¬ 
schensportart. Und auch der Zeitpunkt 
der Verhaftungen ist speziell gewählt: 
Kurz vor dem Jahreskongress der 
FIFA, auf dem die Wiederwahl Sepp 
Blatters anstand. Einen Tag vorher hat¬ 
ten der berüchtigte Senator John Mc- 
Cain und sein Kollege Menendez einen 
offenen Brief an den FIFA-Kongress 
abgeschickt, der dazu aufrief, Blatter 
abzuwählen und die Vergabe der Fuß¬ 
ballweltmeisterschaft 2018 an Russ¬ 
land rückgängig zu machen. Nachti¬ 
gall, wir hör’n dir trappsen! Der große 
Weltpolizist holt zum Schlag aus - und 


der trifft ins Wasser, denn die FIFA ließ 
sich davon nicht beeindrucken. Sie war 
so frei, Sepp Blatter wiederzuwählen 
und ihre Entscheidungen nicht von 
wildgewordenen Russlandreitern ab¬ 
hängig zu machen. Der Kampf gegen 
Korruption ist dadurch allerdings nicht 
gerade gefördert worden. 

Im Namen der Freiheit ist in der 
Ukraine das Zeigen von Symbolen 
der Sowjetunion verboten worden. 
Hammer und Sichel und der Rote 
Stern werden von öffentlichen Gebäu¬ 
den und Denkmälern entfernt. Dafür 
kommt die Wolfsangel der Bandera- 
Anhänger hin, denn das waren näm¬ 
lich keine Faschisten, sondern Frei¬ 
heitskämpfer. 

Der ukrainische Staat hat ja sonst kei¬ 
ne Sorgen. Ach doch: 

Die ukrainische Eisenbahn ist plei¬ 
te und kann ihre Rechnungen nicht be¬ 
zahlen. 

Die Bahn? Nein, der Staat ist plei¬ 
te. Er kann die Zinsen für einen Kre¬ 
dit, den die Bahn aufgenommen hat, 
nicht zahlen. Dafür übernehmen die 
USA die Bürgschaft über mehrere Mil¬ 
liarden Dollar Schulden der Ukraine. 
Das ist der Segen der Freiheit - und 
des Verbrechens. 


Nazis planen Croßaufmarsch 

Frankfurt. Neonazis, Rassisten und an¬ 
dere extreme Rechte mobilisieren aktu¬ 
ell zu einem bundesweiten Aufmarsch, 
der am 20. Juni in der Bankenmetrople 
stattfinden soll. Das Ziel der extremen 
Rechten besteht darin, die Anhänger¬ 
schaft von „Pegida“, „HoGeSa“ und 
anderen rassistischen Netzwerken zu 
einem gemeinsamen Großaufmarsch 
in Frankfurt am Main zu mobilisieren. 
Antifaschisten wollen sich dieser neu¬ 
erlichen Provokation der Nazis erwar¬ 
tungsgemäß in den Weg stellen. „Uns 
ist es egal, unter welchem Label, wel¬ 
chem Logo, welcher Parole oder unter 
welcher,Führung 4 Nazis, Hooligans und 
Rassisten wo auch immer auf die Stra¬ 
ße gehen wollen. Diese Leute nutzen 
ihren wahnhaften Hass auf ,den Islam 4 
als kleinsten gemeinsamen Nenner für 
ihre sehr unterschiedlichen nationalis¬ 
tischen, rassistischen, faschistoiden Zie¬ 
le. Sie stellen eine Gefahr für migranti- 
sche Kolleginnen und Kollegen, für Lin¬ 
ke, für alle Menschen dar, die sich dem 
Weltbild von Nationalismus und Rassis¬ 
mus nicht fügen“, konstatiert die „ Anti- 
Nazi-Koordination Frankfurt“ in einer 
aktuellen Erklärung. Darin verweisen 
die Antifaschisten außerdem darauf, 
dass sich seit dem Beginn des Aufstiegs 
der „Pegida“-Bewegung die gewalttäti¬ 
gen Angriffe auf islamische Einrichtun¬ 
gen, auf Flüchtlingsheime, auf Migran- 
tinnen und Migranten drastisch erhöht 
hätten. Sie lägen für 2015 heute bereits 
so hoch, wie für die Jahre 2013 und 2014 
zusammen. Das sei die Frucht von „Pe¬ 
gida“. „Diese Leute versuchen derzeit, 
so etwas wie den Keim einer faschis¬ 
tischen Massenbewegung zu gründen. 
Die Demonstration in Frankfurt soll 
offenbar ein Schritt in diese Richtung 
werden. Diesen Brandherd gilt es darum 
jetzt auszutreten, bevor er um sich grei¬ 
fen kann“, so Frankfurts Antifaschisten 
weiter, https://antinazi.wordpress.com 

Staat als Verfassungsfeind 

Verschiedene Bürgerrechtsorganisa¬ 
tionen haben Ende Mai in Karlsruhe 
den diesjährigen „Grundrechte-Report 
2015“ vorgestellt und damit eine kriti¬ 
sche Bilanz zum Umgang mit den Bür¬ 
ger- und Menschenrechten in Deutsch¬ 
land im Berichtsjahr 2014 vorgelegt. 

Durch die technisierte Ausspähung 
und Überwachung werde immer hem¬ 
mungsloser in die Grundrechte einge¬ 
griffen, monierte Constanze Kurz. In 
Fragen der Menschenwürde und der 
informationeilen Selbstbestimmung 
habe sich hingegen auch bald zwei Jah¬ 
re nach Beginn der Snowden-Veröffent¬ 
lichungen politisch nichts getan. „Der 
nicht nennenswert kontrollierte ge¬ 
heimdienstliche Komplex unterminiert 
weiterhin Brief-, Post- und Fernmel¬ 
degeheimnis bis zur Unkenntlichkeit, 
nur jetzt mit unserem Wissen. Es steht 
leider zu erwarten, dass wir auch 2015 
noch tiefer in die Abgründe der Über¬ 
wachung blicken müssen“, kritisierte 
Kurz weiter. 

Rolf Gössner, Vizepräsident der In¬ 
ternationalen Liga für Menschenrech¬ 
te, legt in dem Bericht dar, dass anstelle 
einer Zügelung der Überwachungsma¬ 
schinerie der BND auch noch aufgerüs¬ 
tet werden, also aus dem Desaster ge¬ 
stärkt hervorgehen soll. Dass die Bun¬ 
desanwaltschaft bislang die Einleitung 
eines Ermittlungsverfahrens wegen der 
massenhaften Überwachung mangels 
„zureichender Tatsachen“ verweigert 
hat, kritisiert der Bürgerrechtler als 
„Realitätsverleugnung oder Willfährig¬ 
keit, die sich nahtlos ins Bild regierungs¬ 
amtlich organisierter Verantwortungslo¬ 
sigkeit 44 einfüge. Auch Elke Steven vom 
Komitee für Grundrechte und Demo¬ 
kratie und zugleich Mitherausgeberin 
des Reports übte unterdessen jüngst 
harsche Kritik an den Geheimdiensten. 
„Geheimdienste gehören abgeschafft, 
sie sind ein Fremdkörper in der Demo¬ 
kratie und zwangsläufig unkontrollier¬ 
bar. Überflüssig sind sie sowieso“, kons¬ 
tatierte die Bürgerrechtlerin. 

Einen weiteren Schwerpunkt des 
„Grundrechte-Reports“ bildet ansons¬ 
ten auch in diesem Jahr der Umgang mit 
Asylsuchenden und Migranten. 
Herausgeberkollektiv: „Grundrechte- 
Report 2015“, 249 Seiten, Fischer Ta¬ 
schenbuch Verlag, Frankfurt/M.10.99 
Euro (bern) 
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Wie der große Bruder 

Belgien erwartet von Berlin Aufklärung 
über Spähaktivitäten des BND. „Ich den¬ 
ke, Deutschland sollte einige Erklärun¬ 
gen liefern“, sagte der Abgeordnete Ste- 
faan Van Hecke der Deutschen Presse- 
Agentur. „Sie sollten erklären, was sie 
gemacht haben, was die Kriterien (für 
die Datenausspähung) und was die Zie¬ 
le waren.“ Der Grünen-Abgeordnete 
Van Hecke ist Mitglied im Parlaments¬ 
gremium zur Kontrolle des belgischen 
Geheimdienstes. 

Der für Telekommunikation zustän¬ 
dige Minister Alexander De Croo beauf¬ 
tragte das halbstaatliche Institut für Post¬ 
dienste und Telekommunikation (BIPT) 
mit der Prüfung der Vorwürfe. Auch der 
belgische Geheimdienst ermittelt. 

Peter Pilz, ein Grünen-Abgeordne- 
ter im österreichischen Nationalrat, die 
niederländische Grünen-EU-Parlamen¬ 
tarierin Judith Sargentini und Van He¬ 
cke hatten zuvor Listen mit angezapften 
Datenkabeln veröffentlicht. Diese legen 
nahe, dass zahlreiche belgische und nie¬ 
derländische Transitleitungen in Frank¬ 
furt betroffen waren. Daten der Kom¬ 
munikationsfirmen Belgacom und KPN 
Netherlands seien abgezapft und dupli¬ 
ziert worden. 

Terror und Propaganda 

Nach einem Zeitungsbericht über Waf¬ 
fenlieferungen an islamistische Ext¬ 
remisten in Syrien hat der türkische 
Präsident Recep Tayyip Erdogan dem 
Journalisten Can Dündar, Chefredak¬ 
teur der regierungskritischen Zeitung 
„Cumhuriyet“, offen gedroht. Der Au¬ 
tor werde „einen hohen Preis dafür be¬ 
zahlen“, sagte Erdogan im Staatssender 
TRT. Bei dem Bericht handele es sich 
um „Unterstellungen“ und um eine 
„Spionageaktion“. 

„Cumhuriyet“ hatte vergangene Wo¬ 
che Aufnahmen veröffentlicht, die eine 
Waffenlieferung für islamistische Assad- 
Gegner in Syrien aus der Türkei Anfang 
2014 belegen sollen. Die Behörden hat¬ 
ten eine Nachrichtensperre über den 
Fall verhängt. Die türkische Staatsan¬ 
waltschaft leitete Ermittlungen gegen 
„Cumhuriyet“ wegen „Terrorpropagan¬ 
da und Spionage“ ein. 

Nächster Generalstreik 

Für den Jahrestag des Amtsantritts der 
belgischen Rechtsregierung von Pre¬ 
mier Michel am 7. Oktober rufen die Ge¬ 
werkschaften FGTB, CSC und CGSLB 
zum Generalstreik auf. Zuvor soll es am 
15. Juni Streiks gegen die geplante Ren¬ 
tenreform und am 24. Juni eine Groß¬ 
demonstration geben, um gegen Sozial¬ 
dumping zu protestieren. 

Friedensgespräche verlängert 

Die aktuelle Runde der Friedensge¬ 
spräche zwischen der kolumbianischen 
Regierung und den FARC ist ungeach¬ 
tet der forcierten Angriffe von Regie¬ 
rungstruppen auf Guerilla-Stützpunkte 
um mehrere Tage verlängert worden. 

Blender 

Der US-Amerikaner Irving Moskowitz 
hat durch Geschäfte mit Krankenhäu¬ 
sern und Glücksspiel einige Milliarden 
Dollar verdient. Unter anderem finan¬ 
ziert er damit jüdische Siedlungen in 
den besetzten Palästinensergebieten. 
Die israelische Zeitung Haaretz mel¬ 
dete nun, dass eine von Moskowitz kon¬ 
trollierte Organisation ein Gelände bei 
dem Flüchtlingslager Al-Arroub nörd¬ 
lich von Hebron im Westjordanland 
gekauft hatte und gemeinsam mit ei¬ 
nem rechten Politiker plant, dort eine 
neue israelische Siedlung zu errichten. 
Die israelische Polizei griff palästinen¬ 
sische Demonstranten, die am vergan¬ 
genen Samstag dagegen protestierten, 
mit Tränengas und Blendgranaten an. 

Bundesaußenminister Steinmeier 
bezeichnete die Lage der 1,8 Millionen 
Palästinenser nach jahrelanger Blocka¬ 
de als „unerträglich“ und katastrophal“. 
Am Montag warnte er vor einem neu¬ 
en Krieg zwischen Israelis und Paläs¬ 
tinensern: „Wir sitzen hier auf einem 
Pulverfass. Wir müssen aufpassen, dass 
es sich nicht entzündet.“ Zuvor hatte 
Steinmeier mit einer Äußerung über 
palästinensische Startrampen für Ra¬ 
keten die Haltung der israelischen Re¬ 
gierung gestützt und seine Verbunden¬ 
heit mit ihr demonstriert. 


Eine chinesische Bahn durch Brasilien 



VR China investiert 
Milliarden in die 
Infrastruktur 
Lateinamerikas 

P remierminister Li Keqiang wer¬ 
de auf seiner einwöchigen La¬ 
teinamerika-Reise, bei der er 
neben Brasilien auch Peru, Kolumbi¬ 
en und Chile besuchte, „das Füllhorn 
chinesischer Investitionen ausschüt- 
ten‘‘ schrieb die „FAZ‘.‘ Li reise „mit 
Koffern voller Geld durch Lateiname¬ 
rika“ steht bei „Telepolis“ 

Dabei geht es vor allem um In¬ 
vestitionen in die Infrastruktur. Ein 
Großprojekt hat in diesem Zusam¬ 
menhang besondere Bedeutung: eine 
„Transozeanische Eisenbahn“ von 
insgesamt 5300 km soll den Atlantik- 
Hafen Porto do Aqu (Brasilien) mit 
dem Pazifik-Hafen Puerto Ilo (Peru) 
verbinden. Ein Projekt, welches ei¬ 
nerseits den Zugang brasilianischer 
Rohstoffe und Produkte zum asiati¬ 
schen - und hier vor allem dem chine¬ 
sischen - Markt erleichtern soll, ande¬ 
rerseits aber auch zu einer regionalen 
Integration beiträgt, hier vor allem 
zwischen Brasilien, Bolivien und Peru. 

Es ist das wichtigste, aber bei wei¬ 
tem nicht das einzige Vorhaben. Nach 
Angaben von Brasiliens Präsidentin 
Dilma Rousseff unterschrieb Li Ke¬ 
qiang allein bei seinem Besuch ihres 
Landes 35 Verträge mit einem geplan¬ 


ten Investionsumfang von 53 Milli¬ 
arden US-Dollar in den Bereichen 
Energie, Forschung und Raumfahrt. 

Bereits im Januar verkündete Prä¬ 
sident Xi Jinping bei einem Treffen der 
Gemeinschaft lateinamerikanischer 
und karibischer Staaten (Community of 
Latin American and Caribbean States, 
CELAC) in Peking, China werde in den 
nächsten zehn Jahren 250 Milliarden 
US-Dollar in die Region investieren. 
Zusätzlich wurde ökonomische Hilfe 
für Venezuela und Ecuador vereinbart. 


Venezuela hat bereits in der Vergangen¬ 
heit umfangreiche Kooperationsverträ¬ 
ge mit der VR China unterzeichnet und 
seit 2008 etwa 50 Milliarden US-Dol¬ 
lar an chinesischen Krediten erhalten, 
die mit der Lieferung von Rohstoffen 
beglichen werden. China wiederum, 
zweitgrößter Handelspartner Latein¬ 
amerikas nach den USA, hat die Di¬ 
rektinvestitionen in den letzten Jahren 
kontinuierlich erhöht; 2014 lagen sie bei 
knapp 100 Milliarden US-Dollar. 

Dabei hat es sowohl in Lateinameri¬ 
ka als auch in China in den letzten Jahren 
eine deutliche Verlangsamung des wirt¬ 
schaftlichen Wachstums gegeben. Wäh¬ 
rend sich die VR schrittweise von einem 
auf Niedriglöhnen basierenden Wachs¬ 
tumsmodell verabschieden will, welches 
die ökologischen Folgen vernachlässigte, 
geht es in Lateinamerika - und hier be¬ 
sonders Venezuela - um den Abschied 
von der Rolle des Rohstofflieferanten 
(und nicht allein um den Austausch des 
bisherigen Hauptkunden USA). 

Die Perspektive ist auf beiden Sei¬ 
ten formuliert worden: Lateinamerika 
will Produktionskapazitäten aufbauen 
und damit die „asymmetrischen“ Han¬ 
delsbeziehungen ausbalancieren. Infra¬ 
strukturprojekte wie die „Transozeani¬ 
sche Eisenbahn“ sind dafür notwendig, 
begünstigen ohne staatlichen Eingriff 
aber zunächst einmal nur die vorhande¬ 
nen wirtschaftlichen Strukturen. Eine 


Industrie in der Konkurrenz zu bereits 
bestehender Konkurrenz aus Asien er¬ 
folgreich aufzubauen, wird durch den 
leichteren Marktzugang dieser Waren 
nicht wahrscheinlicher - im Gegenteil. 

Die Kooperationsprojekte zwischen 
der VR China und lateinamerikanischen 
Ländern sind deshalb darauf angelegt, 
strategische wichtige Bereiche bis hin zu 
Forschungs- und Entwicklungsprojekten 
zu fördern. Die Diskussion darum, wie 
eine multipolare Weltwirtschaftsord¬ 
nung durch Lateinamerika genutzt wer¬ 
den kann, wird in Lateinamerika und in 
der VR China derzeit rege geführt. 

Der wirtschaftliche Aufstieg der 
VR China geschieht zunehmend in di¬ 
rekter Konkurrenz zu den USA. Die 
Finanzierung neuer Handelsrouten, 
die an den USA vorbeiführen, ist für 
Washington bedrohlicher als ein etwa¬ 
iges militärisches Engagement Chinas 
im Südchinesischen Meer. Der schnel¬ 
le Aufstieg Chinas zum wichtigsten 
Handelspartner Lateinamerikas ist 
nur noch eine Frage der Zeit. Die ge¬ 
planten Infrastrukturprojekte manifes¬ 
tieren die Kontinuität dieser Entwick¬ 
lung. Die dafür aus China mitgebrach¬ 
ten „Koffer voller Geld“ sind noch 
gefüllt mit Währungsreserven aus den 
seit Jahren und Jahrzehnten angehäuf¬ 
ten Handelsüberschüssen Chinas mit 
den USA. 

Lars Mörking 
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Von Demokratie reden, Bildungsabbau machen 

Frankreich: Proteste gegen Reform der Mittelschulen. Ein Interview 


UZ: Die französische Regierung plant 
eine Reform der Mittelschulen. Die Bil¬ 
dungsministerin Najat Vallaud-Bal- 
kacem sagt, dass diese Reform darauf 
abzielt, dass Bildungssystem demokra¬ 
tischer und weniger elitär zu machen. 

Quentin Le Matt: Das ist falsch. Sie wol¬ 
len die Gelder für die öffentlichen Mit¬ 
telschulen reduzieren. Die Privatschu¬ 
len sollen dagegen besser ausgestattet 
werden - die Privatschulen bekommen 
proportional schon heute mehr Geld als 
öffentliche Schulen. Das wird zu mehr 
Ungleichheit führen. Sie wollen, dass 
die Schüler nur Lesen, Schreiben und 
Rechnen lernen - aber das ist nicht gut, 
das ist aus unserer Sicht nicht demokra¬ 
tischer. 

UZ: Hier berichten die Medien vor al¬ 
lem darüber, dass der Deutschunterricht 
weniger stark gefördert werden soll. Die 
bürgerliche Presse sieht die Reform vor 
allem als Gefahr für das deutsch-franzö¬ 
sische Verhältnis. 

Quentin Le Matt: Ich habe in der Schule 
auch Deutsch gelernt - wir waren nur 15 
Schülerinnen und Schüler in der Klas¬ 
se. Die Klassen für Englisch und auch 
die, in denen Spanisch gelernt wird, sind 
natürlich voll, an meiner Schule waren 
da vielleicht 33 oder 35 Schüler drin. 
Bei den anderen Sprachen - Deutsch, 
Niederländisch usw. - ist das natürlich 


Quentin Le Matt (25) ist Sekretär der 
Region Nord der Kommunistischen 
Jugend Frankreichs (Mouvement 
Jeunes Communistes de France, 
MJCF). 

anders, und das kostet mehr Geld. Ge¬ 
rade deshalb sind die Klassen, in denen 
Deutsch gelernt wird, besser zum Ler¬ 
nen. Und nun will die Regierung das 
verändern, um Gelder zu sparen und 
durchgängig größere Klassen zu er¬ 
möglichen. 

UZ: Nun haben ja auch die Lehrerinnen 
und Lehrer gegen die Reform protestiert 
und gestreikt. Was macht ihr als MGCF? 

Quentin Le Matt: Die Mittelschulen ge¬ 
hen ja nur bis zur 9. Klasse, wir haben 
deshalb nur sehr wenige Mitglieder, die 
dort als Schüler sind. Aber wir haben 
viele Genossen, die arbeiten als Lehrer 
oder als Schulassistenten - das heißt, sie 
betreuen die Schüler und passen auf. 
Und diese Mitglieder haben sich natür¬ 
lich an dem Streik der CGT beteiligt. 

UZ: Was sind eure Vorstellungen von ei¬ 
nem demokratischeren Bildungssystem? 

Quentin Le Matt: Das Entscheidende 
ist, dass es mehr Geld für die Schulen 
gibt. Gerade für Jugendliche aus är¬ 
meren Familien ist es doch besonders 
schwer, in Klassen mit 35 Schülern zu 


lernen. Reiche Familien können ihren 
Kindern auch eine Privatschule bezah¬ 
len. In ärmeren Familien gibt es natür¬ 
lich auch mehr Probleme, die das Ler¬ 
nen schwieriger machen, gerade für 
diese Schüler müsste es doch eine an¬ 
gemessene Förderung geben. Es gab vor 
kurzem eine Studie, die gezeigt hat, dass 
die Fähigkeiten beim Lesen und Rech¬ 
nen unter französischen Mittelschülern 
abgenommen haben. Das liegt doch 
auch daran, dass die Schüler mehr Pro¬ 
bleme haben als früher. 

Wir wollen, dass es mehr Geld für die 
Bildung gibt und kein Geld für Rüs¬ 
tungsvorhaben und Kriegseinsätze. Wir 
wollen eine einheitliche Mittelschu¬ 
le, eine Mittelschule für alle und nicht 
zwei oder drei verschiedene Schulfor¬ 
men, nicht wie in Deutschland. Und 
dazu braucht man mehr Geld, sonst 
kann das nicht funktionieren. 

UZ: Als Teil dieser Reform will die Re¬ 
gierung auch den Schulen mehr Spiel¬ 
räume für eigene Entscheidungen ge¬ 
ben, z. B. über den Lehrplan. Wie steht 
ihr dazu? 

Quentin Le Matt: In der Universität 
oder in den Gymnasien hat die Regie¬ 
rung eine solche Autonomie schon ver¬ 
wirklicht. Das fördert die Ungleichheit: 
Wenn z.B. an einer Schule viele Eltern 
Abitur haben und die Schüler unter¬ 
stützen können, dann kann diese Au¬ 


tonomie dazu führen, dass die Schüler 
gut sind. Aber was ist in Gegenden, in 
denen die meisten Eltern kein Abitur 
haben? Durch diese Autonomie für die 
Schulen entstehen neue Unterschiede, 
das ist doch nicht gut. Das bringt nur 
neue Trennungen zwischen den Schü¬ 
lern. Aber wir wollen eine Mittelschule, 
in der alle zusammen lernen und in der 
es alle schaffen können. 

Diese Autonomie für die Schulen 
hat nichts mit Demokratie zu tun. Ich 
war im Gymnasium in der Schülerver¬ 
tretung, aber wirkliche Mitspracherech¬ 
te hatten wir nicht. Mehr Demokratie 
an der Schule wird es nicht geben, wenn 
nicht auch mehr Geld ins Bildungssys¬ 
tem fließt, um den Schülern zu helfen 
und, um eine gute Bildung zu garantie¬ 
ren. Die Regierung behauptet, mit die¬ 
ser Reform würde sie sozialistische Po¬ 
litik machen - aber mit Sozialismus hat 
das nichts zu tun. 

UZ: Heute gibt es in den Mittelschulen 
viele Schülerinnen und Schüler, die ganz 
ohne Abschluss abgehen. 

Quentin Le Matt: Der Abschluss selbst 
hat keine große Bedeutung. Aber vie¬ 
le Schüler haben keine Chance, auf 
ein Gymnasium zu kommen oder in 
eine Berufsausbildung. Viele von ih¬ 
nen sind arbeitslos, auch mit Drogen 
gibt es viele Probleme. Aber das ist 
Kapitalismus. 
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„Reformpartnerschaft“ abgewählt 

KPÖ erneut im Steiermärkischen Landtag 


B ei den Landtagswahlen in der 
Steiermark erhielt die KPÖ 
4,2 Prozent der abgegebenen 
Stimmen. Sie wird mit zwei Manda¬ 
ten erneut in den 48-köpfigen Landtag 
einziehen. Die Spitzenkandidatin und 
Fraktionsvorsitzende Claudia Klimt- 
Weithaler kommentierte: „Die KPÖ 
hat das Wahlziel knapp erreicht, aber 
der Steiermark stehen harte Jahre be¬ 
vor.“ 

Denn Sieger der Wahl ist die Frei¬ 
heitliche Partei Österreichs, die an drit¬ 
ter Stelle mit 26,8 Prozent fast gleichauf 
liegt mit den Parteien der bisherigen 
großen Koalition aus SPÖ 29,3 Prozent, 
und ÖVP 28,5 Prozent. Diese wurden 
deutlich abgewählt und hatten Verlus¬ 
te von zusammen 18 Prozent. Die FPÖ 
dagegen hatte Zugewinne von 16 Pro¬ 
zent gegenüber 2010. Die Grünen leg¬ 
ten mit 6,7 Prozent leicht zu, die übri¬ 
gen drei wähl werbenden Parteien Neos, 
Team Stronach und Piraten erhielten 
zusammen 4,6 Prozent der Stimmen 
und ziehen nicht in den Landtag ein. 
Die Wahlbeteiligung betrug 68 Prozent, 
2010 lag sie bei 70 Prozent. 

Die KPÖ erhielt 27 339 der knapp 
650 000 gültigen Stimmen, ein leichter 
Verlust von 0,19 Prozent gegenüber 
2010. „Ich freue mich über den Wie¬ 
dereinzug in den Steiermärkischen 
Landtag. Das war das erklärte Wahlziel. 
Aber ich verhehle auch nicht, dass wir 
uns heute ein besseres Ergebnis erhofft 
haben“, sagte die Spitzenkandidatin. 

Die Ausgangslage sei durch die Ver¬ 
kleinerung des Landtags von 56 auf 48 
Mandate schwierig geworden. „Trotz¬ 
dem ist die KPÖ Teil des politischen 
Lebens in der Steiermark geblieben. 
Dass fast der gesamte Protest gegen 
die unsoziale Politik der Landesre¬ 


gierung zur FPÖ wanderte, haben wir 
nicht erwartet. Die Stimmung im Wahl¬ 
kampf war gut, aber wir haben es nicht 
geschafft diese Stimmung in Stimmen 
zu verwandeln. Dafür müssen wir die 
Gründe bei uns selber suchen. 

Wir werden, auch wenn wir nicht 
gestärkt aus der Wahl hervorgehen, 
unseren Einsatz für die Menschen, die 
sonst keine Stimme haben, fortsetzen“, 
so die KPÖ-Spitzenkandidatin. 


Für die Steiermark bedeutet das 
Gesamtergebnis nichts Gutes. SPÖ und 
ÖVP werden ihre Kahlschlag-Koalition 
gegen die Bevölkerung unbeirrt fort¬ 
setzen. Obwohl ihre „Reformpartner¬ 
schaft“ abgewählt wurde, können sie 
sich sicher sein, dass die Herrschen¬ 
den hinter ihrer neoliberal effektiven 
Kürzungspraxis stehen und sie als Mo¬ 
dell für andere Bundesländer, vor al¬ 
lem aber die Bundesregierung, sehen. 


Noch am Tag vor der Wahl hatte der 
Präsident der Industriellenvereinigung, 
Georg Kapsch, die Wünsche der Indus¬ 
trie an die Politik in 50 Maßnahmen 
verkündet: u.a. die Deregulierung von 
Umwelt-, Energie-, Arbeits- und Sozi¬ 
alversicherungsrecht und den 12-Stun- 
dentag. 

Die FPÖ konnte als einzige Partei 
große Gewinne erzielen. Viele ihrer 
Wählerinnen hoffen, dass die unsozi- 
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Auf der Straße und im Landtag präsent: KPÖ Steiermark bei der Maidemonstration in Graz, am vorderen Transparent links 
die Spitzenkandidatin Claudia Klimt-Weithaler. 


70 Jahre danach: Gegen Krieg und Faschismus 

Internationale kommunistische Konferenz in Prag 


Mit zahlreichen Veranstaltungen haben 
die tschechischen Kommunisten in den 
vergangenen Wochen an den 70. Jah¬ 
restag des Sieges über den Faschismus 
und der Befreiung Prags am 9. Mai 
1945 erinnert. Dabei ging es ihnen un¬ 
ter anderem darum, der Geschichtsklit¬ 
terung entgegenzutreten, die den Bei¬ 
trag der US-Armee zur Befreiung der 
Tschechoslowakei überbewertet. Man 
gedenke allen Opfern des Kampfes um 
die Befreiung, erklärte ein Sprecher der 
Kommunistischen Partei Böhmens und 
Mährens (KSCM) in Prag bei der Eh¬ 
rung der gefallenen Rotarmisten auf ei¬ 
nem Friedhof in Prag. Man dürfe aber 
nicht vergessen, dass den 165 gefalle¬ 
nen US-Soldaten rund 150 000 Rotar¬ 
misten gegenüberstehen, die ihr Leben 
für die Befreiung der Tschechoslowa¬ 
kei gegeben hätten. 

Politischer Höhepunkt der Gedenk¬ 
veranstaltungen in Tschechien war am 
vergangenen Wochenende eine inter¬ 
nationale Konferenz, zu der die KSCM 
kommunistische und linke Parteien aus 
aller Welt eingeladen hatte. 19 Parteien 
aus 18 Ländern konnte der Vorsitzende 
Vojtech Filip schließlich begrüßen, un¬ 
ter ihnen Vertreter aus Kuba, Brasilien, 
China, Vietnam, Russland, Japan, Grie¬ 
chenland und Portugal. Aus Deutsch¬ 
land waren Vertreter der DKP und der 
Partei Die Linke nach Prag gekommen. 

Ziel der Konferenz war, vor dem 
Hintergrund des 70. Jahrestages die 
Bedeutung des antifaschistischen 
Kampfes heute und der Zusammen¬ 
arbeit der internationalen kommunis¬ 
tischen Bewegung zu diskutieren. Das 
ist in beeindruckender Weise gelungen, 
wie sich die internationalen Gäste an¬ 
schließend einig waren. Ein Höhepunkt 
der konstruktiven Diskussion war, dass 
den anwesenden Delegierten aus den 
regionalen Organisationen der KSCM 
die Möglichkeit gegeben wurde, den 
internationalen Vertretern Fragen zu 
stellen. So gelang es dem Vertreter der 
KP Vietnams, die heikle Frage nach 
dem derzeitigen Konflikt seines Landes 


mit der VR China um einige Inseln im 
südchinesischen Meer inhaltlich tiefge¬ 
hend und zugleich diplomatisch ange¬ 
messen zu beantworten. Auch Abge¬ 
sandte anderer linker Organisationen 
aus Tschechien kamen zu Wort, so Ver¬ 
treter der Kommunistischen Partei der 
Tschechoslowakei und der Partei des 
demokratischen Sozialismus. 

In der eigentlichen Diskussion be¬ 
tonte Albano Nunes von der Portugie¬ 
sischen Kommunistischen Partei, dass 
Krieg nicht unvermeidbar sei. Es sei die 
Aufgabe der Kommunisten, den Kampf 
gegen Krieg und Faschismus zu führen 
und ihn so zu verhindern. In diesem 
Zusammenhang warnte er vor der Il¬ 
lusion, dass die Europäische Union ei¬ 
nen Beitrag zum Frieden leisten könne. 
Vielmehr hätten die imperialistischen 
Bündnisse die Kriegsgefahr verschärft. 
Zugleich seien Allianzen wie die EU 
und die NATO auch gefährliche Spal¬ 
tungsversuche gegen die kommunisti¬ 
sche Bewegung. Innerhalb der EU sei 
nur eine neoliberale, militaristische und 
föderale Entwicklungsrichtung mög¬ 
lich. Für Portugal seien grundsätzliche 
Verbesserungen deshalb nicht inner¬ 
halb der EU möglich, betonte Nunes. 
Zugleich sprach er sich aber dafür aus, 
die Zusammenarbeit auch mit Links¬ 
parteien zu pflegen, die der Europäi¬ 
schen Union positiv gegenüberstehen. 
Zum Beispiel im Kampf gegen das 
Freihandelsabkommen TTIP zwischen 
den USA und der EU gebe es wichtige 
Übereinstimmungen. 

Fausto Sorini von der Kommunis¬ 
tischen Partei Italiens (PCdl) warnte 
anhand der bitteren Erfahrungen der 
einst mächtigen italienischen KP da¬ 
vor, die ideologische Arbeit zu ver¬ 
nachlässigen. „Wie konnte aus der 
Partei von Gramsci und Togliatti die 
Partei von Renzi werden?“ fragte er 
mit Blick auf den seit 1990 abgelaufe¬ 
nen Übergang von der PCI zur heuti¬ 
gen Demokratischen Partei (PD), die 
hinter der neoliberalen und imperia¬ 
listischen Politik Italiens stehe. Aus¬ 


gerechnet der damalige US-Präsident 
Ronald Reagan habe sich als hellsich¬ 
tig erwiesen, als er in den 80er Jahren 
die damals formell stärkste Kraft der 
westeuropäischen kommunistischen 
Bewegung als deren schwächste Par¬ 
tei bezeichnete. Tatsächlich habe die 
PCI die Orientierung auf die Arbeiter¬ 
klasse und die politische Bildung ihrer 
Mitglieder vernachlässigt, was die Auf¬ 
gabe der revolutionären Positionen 
durch eine bürgerliche Führung erst 
möglich gemacht habe. Heute gehe 
es darum, aus den klein gewordenen 
italienischen kommunistischen Partei¬ 
en, die in Umfragen nur noch bei zwei 
Prozent liegen, wieder eine starke Or¬ 
ganisation zu schaffen. 

Für die 
Ungarische 
Arbeiterpar¬ 
tei prangerte 
deren Vorsit¬ 
zender Gyula 
Thürmer die 
soziale Dema¬ 
gogie der rechten FIDESZ-Partei in 
seiner Heimat an. 90 Prozent der von 
dieser erzkonservativen Kraft erhobe¬ 
nen Forderungen seien identisch mit 
denen der Kommunisten, aber wür¬ 
den mit Hetze gegen Minderheiten 
und einer neoliberalen Wirtschafts¬ 
politik verbunden. „Wir müssen sie 
bekämpfen, denn sie betrügen die Ar¬ 
beiterklasse“, unterstrich der ungari¬ 
sche Gast. 

Eine Auseinandersetzung zwi¬ 
schen den USA und Deutschland um 
die Vorherrschaft in Europa sieht die 
Kommunistische Partei Griechen¬ 
lands. Makis Papadopoulos und Mir- 
sini-Christina Pyromali unterstrichen, 
dass die EU nicht reformierbar sei, 
weshalb Griechenland diese Union 
verlassen müsse. Scharf kritisierten 
sie die derzeitige griechische Regie¬ 
rungspartei Syriza, die diesen Schritt 
nicht tun wolle. 

Für die Kommunistische Partei 
der Ukraine erteilte Wolodimir Alek- 


sij auch nach dem Verbot sowjetischer 
Symbole durch das Regime in Kiew 
Forderungen nach einer Umbenen¬ 
nung der Partei und nach einer Ände¬ 
rung von deren Symbol - Hammer und 
Sichel - ab. Die Konferenz verabschie¬ 
dete einmütig eine Solidaritätserklä¬ 
rung für die ukrainischen Genossen. 
Vojtech Filip sprach als Gastgeber si¬ 
cher allen Anwesenden aus dem Her¬ 
zen, als er den klaren Kurs der ukraini¬ 
schen Kommunisten würdigte. 

Auch der Vertreter der Französi¬ 
schen KP, Gilles Garnier, warnte vor 
der Gefahr der extremen Rechten in 
seinem Land. Der Aufstieg der Front 
National sei durch die Politik der Re¬ 
gierungen von Nicolas Sarkozy und 
Francois Hol¬ 
lande beför¬ 
dert worden. 
Wenn der 
derzeitige 
Innenminis¬ 
ter wieder¬ 
holt erkläre, 
Frankreich befinde sich im „Krieg“ 
gegen den Terrorismus, könne er nicht 
glaubwürdig die rassistische Hetze der 
FN gegen Migranten bekämpfen. Ge¬ 
fährlich sei zudem, dass die FN inzwi¬ 
schen den Platz für sich beanspruche, 
den in den 60er Jahren die Linke aus¬ 
gefüllt habe. 

Das Thema des Kampfes gegen Ras¬ 
sismus zieht sich auch durch die Ab¬ 
schlusserklärung. Mit Blick auf den 
Tod Tausender Menschen an den 
Grenzen der EU fordern die Kom¬ 
munisten darin, dass in erster Linie 
die G7-Staaten als Verursacher der 
blutigen Konflikte und Katastrophen 
in Afrika dafür sorgen müssten, dass 
die Menschen in ihren Heimatländern 
nicht mehr zur Flucht gezwungen wer¬ 
den. Gleichzeitig wird die Öffnung le¬ 
galer Zuwanderungswege nach Euro¬ 
pa verlangt, damit die Menschen nicht 
länger unter Lebensgefahr die Gren¬ 
zen der Festung Europa überwinden 
müssen. Andre Scheer 


„Vertreter von lg Parteien diskutierten 
über die Bedeutung des antifaschistischen 
Kampfes heute/' 

„Die imperialistischen Bündnisse haben 
die Kriegsgefahr verschärft “ 


ale Kürzungspolitik und die hohe Ar¬ 
beitslosigkeit so beendet würden. Auch 
die fremdenfeindliche mediale Rheto¬ 
rik und Plakatierung trug zum Gewinn 
der FPÖ bei. 

Klimt-Weithaler: „Die FPÖ wird 
ihr politisches Gewicht aber wie schon 
in den vergangenen Jahren nicht dazu 
nutzen, die Lebensbedingungen der 
Menschen zu verbessern, sondern sie 
gegeneinander ausspielen und den 
Herrschenden ihr Geschäft dadurch 
erleichtern. Sie ist keine Opposition 
gegen die Regierung, sondern gegen 
die arbeitenden Menschen, die sozial 
Schwachen und die an den Rand Ge¬ 
drängten. Das hat sie immer wieder un¬ 
ter Beweis gestellt. 

Die KPÖ wird auch nach der Wahl 
dabei bleiben, wofür sie seit ihrem Ein¬ 
zug in den Steiermärkischen Landtag 
stand: Für eine Sozialpolitik, deren 
Ziel es ist, allen Menschen in unserem 
Land ein menschenwürdiges Leben zu 
ermöglichen.“ 

SPÖ und ÖVP werden nun versu¬ 
chen, die Zerschlagung der öffentlichen 
Gesundheitsversorgung mit aller Kraft 
voranzutreiben, die Spaltung der Ge¬ 
sellschaft vertiefen und den Hetzern 
und Blendern damit weiteren Auftrieb 
verleihen. Für die KPÖ ist der Wider¬ 
stand gegen die bereits angekündigte 
Schließung der Mehrheit der steiri¬ 
schen Spitäler eines der vorrangigen 
Ziele der kommenden Legislaturpe¬ 
riode. 

Auch im Burgenland wurde ge¬ 
wählt. Die SPÖ erhielt 41,9 Prozent, 
die ÖVP 29,1 die FPÖ 15,0, die Grü¬ 
nen 6,4, die Liste Burgenland 4,9 Pro¬ 
zent. Die Neos scheitern mit 2,4 Pro¬ 
zent. 

Anne Rieger 

Zwei 

Strategien 

Tsipras' Zwischenbilanz 

Bei Amtsantritt hatte die griechische 
Regierung harte Verhandlungen über 
den Umgang mit den griechischen 
Staatsschulden angekündigt. In einem 
am vergangenen Sonntag in der fran¬ 
zösischen „Le Monde“ erschienenen 
Beitrag zog Ministerpräsident Tsipras 
Bilanz: Die Ursache dafür, dass die Ver¬ 
handlungen bisher zu keinem Ergeb¬ 
nis geführt hätten, sei, dass es sich um 
einen „Konflikt zwischen zwei entge¬ 
gengesetzten Strategien“ handele: Die 
„Strategie eines Europa der Solidari¬ 
tät, der Gleichheit und der Demokra¬ 
tie“ und die „Strategie des Bruchs und 
schließlich der Spaltung“ - denn die 
Politik des Spardiktats zwinge letztlich 
die sogenannten Schuldenstaaten zum 
Ausstieg aus dem Euro. 

Weil die griechische Regierung das 
nicht will, verweist Tsipras auf die Zu¬ 
geständnisse, die die Regierung den 
Gläubigern bereits gemacht hat: in 
der Frage der Privatisierungen und 
der Mehrwertsteuer, die Erhöhung 
der öffentlichen Einnahmen, eine Re¬ 
form der Sozialversicherung, „die das 
tatsächliche Rentenalter erhöht“, und 
eine „Reform des Arbeitsmarktes“. Die 
Syriza-Anel-Regierung bestehe jedoch 
auch gegen die Gläubiger darauf, dass 
die „Arbeitsgesetzgebung europäi¬ 
schen Normen entsprechen muss“ und 
dass die Renten nicht weiter gekürzt 
werden sollten. 

Die Termine für die Rückzahlung 
einiger Kredite rücken näher, mit Jah¬ 
resbeginn ist die griechische Wirtschaft 
erneut in die Rezession gerutscht. Der 
Druck auf die Regierung, weitere Zu¬ 
geständnisse zu machen, steigt. Die Ge¬ 
werkschaftsfront PAME erwartet ein 
„neues Memorandum“. Gut 200 Ge¬ 
werkschaftsverbände einzelner Städte 
bzw. Branchen schlossen sich dagegen 
einem Aktionsaufruf von PAME für 
den 11. Juni an und riefen die Beschäf¬ 
tigten auf, auf einen weiteren General¬ 
streik vorbereitet zu sein. 
















8 Freitag, 5. Juni 2015 


Thema der Woche 


unsere 


zeit Q£d 



Ihr seid sieben, 
wir sieben Milliarden! 


D ie G7 entstand 1975 zunächst als 
Zusammenschluss der sechs da¬ 
mals bedeutendsten kapitalisti¬ 
schen Industrienationen (USA, Groß¬ 
britannien, Bundesrepublik Deutsch¬ 
land, Japan und Italien). Ein Jahr später 
kam Kanada hinzu - heute etwa auf 
Platz 11 der Rangliste der stärksten 
Industrienationen (nach dem Brut¬ 
toinlandsprodukt) hinter den 
BRICS-Staaten China, Russ¬ 
land, Indien und Brasilien. 1975 
traf man sich - noch als G6 - 
in Rambouillet. Themen waren 
vor allem die Währungspolitik 
nach dem Zusammenbruch des 
Wechselkurssystems von Bret¬ 
ton Woods und die Reaktion 
auf die erste große Ölkrise. 

1998 wurden die G7 mit der 
Aufnahme Russlands zur G8 
erweitert. Am 25. März 2014 
schlossen die anderen Mitglie¬ 
der Russland wieder aus unter 
dem Vorwand, das Land habe 
die Krim annektiert. 

2001 protestierten in Genua rund 
200 000 Menschen gegen den G8- 
Gipfel. 18 000 Polizisten und Militärs 
„schützten“ damals die Mächtigen 
vor dem Protest. Ein ganzer Stadtteil 
wurde abgesperrt. Hunderte Gegen¬ 
demonstranten wurden bei Übergrif¬ 
fen der Polizei verletzt. Der 23-jährige 


Jungkommunist Carlo Giuliani starb 
durch Kugeln aus einer Carabinieri- 
Pistole. 

Mit 13 Ja- und vier Nein-Stimmen 
sprach die „Grande Chambre“ - die 
„Große Kammer“ des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte 
(EGMR) - im März 2011 den als To¬ 
desschützen geltenden Mario Placani- 


ca und Italien frei. Es habe keine Ver¬ 
letzung der Menschenrechte beim G8- 
Gipfel in Genua 2001 gegeben. 

Wegen brutaler Übergriffe verur¬ 
teilte ein Gericht 25 Polizeibeamte im 
Jahr 2012 rechtskräftig zu Haftstrafen 
bis zu fünf Jahren. Unter den Verur¬ 
teilten waren auch die damaligen Lei¬ 


ter der Einsatzkräfte. Der Europäi¬ 
sche Gerichtshof für Menschenrechte 
in Straßburg hat Italien im April 2015 
wegen Folter in Zusammenhang mit 
dem G8-Gipfel von Genua verurteilt. 
Dabei geht es um Misshandlungen ei¬ 
nes damals 61-jährigen Demonstranten 
durch die Polizei, der mit 45 000 Euro 
entschädigt wurde. Der Mord an Giuli¬ 
ani blieb jedoch bis heute un- 
gesühnt. 

Seit dem Gipfel in Genua 
und mit Berufung auf die Ter¬ 
roranschläge am 11. Septem¬ 
ber 2001 wurden für G7/G8- 
bzw. G20-Gipfel möglichst 
abgelegene Orte gewählt, die 
Komfort bieten, aber gut ab¬ 
gesichert werden können. Ge¬ 
fürchtet wurden gewiss nicht 
Terroranschläge, sondern vor 
allem die mediale und mobili¬ 
sierende Wirkung von Protes¬ 
ten - wie beim Gipfel in Hei¬ 
ligendamm bei Rostock im 
Jahr 2007, als allein bei der De¬ 
monstration in Rostock 80 000 Gipfel¬ 
gegner auf die Straße gingen. Damals 
wurden verhaftete Demonstrantlnnen 
durch die Polizei in Käfige gesperrt. 
Der „Rechtsstaat“ zeigte den Knüppel. 

Doch trotz aller Repressionen: Die 
Proteste gehen weiter. 

UZ 




in Heilige 


gegen Krieg, Folter, lagerhaU 
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Gesetzt, Elmau läge bei Kathmandu und der grandiose 
G?-Gipfel hätte nur einen Monat früher stattgef unden - 
welch grauenvolles Szenario hätte die freie Welterschüttert - 


„Die G7 sind Teil des Problems, 
nicht der Lösung“ 

Gipfelgegner wollen sich nicht hindern lassen - 

Interview mit Jan Meier, Pressesprecher des Bündnisses „Stop G7 NRW“ 


UZ: Am 7 und 8. Juni wollen sich die 
Staats- und Regierungschefs der G7- 
Länder auf Schloss Elmau zu einem 
„ informellen“ Gipfeltreffen versammeln. 
Ein breites Bündnis mobilisiert aktuell 
zu Protesten. Warum? 

Jan Meier: Bei der Breite des Bündnis¬ 
ses gibt es darauf natürlich auch ganz 
unterschiedliche Antworten der einzel¬ 
nen Gruppen und Personen. Einig sind 
wir uns in der Ablehnung der Politik 
der G7-Staaten. Sie stehen für die Pro¬ 
pagierung und Durchsetzung von neo- 
liberalen Maßnahmen wie dem Frei¬ 
handelsabkommen TTIP, aber auch 
für Umweltzerstörung, Militarisierung 
und Krieg. Damit sind sie verantwort¬ 
lich für die Verelendung von Milliarden 
Menschen weltweit. Gleichzeitig schot¬ 
ten sie sich gegen die Migrations- und 
Fluchtbewegungen, die daraus entste¬ 
hen, immer stärker ab und nehmen da¬ 
bei auch den Tod tausender Flüchtlin¬ 
ge im Mittelmeer in Kauf. Dass sie sich 
dann auch noch erdreisten, sich auf ei¬ 
nem Propaganda-Gipfeltreffen als Pro¬ 
blemloser aufzuspielen, setzt dem Gan¬ 
zen die Krone auf. Die G7 sind Teil des 
Problems, nicht der Fösung. Deswegen 
gehen wir gegen sie auf die Straße. 

UZ: Das Schloss Elmau gleicht schon 
jetzt einer Festung. Gehen Sie davon aus, 
dass Ihre Proteste tatsächlich wie geplant 
stattfinden können? 

Jan Meier: Stattünden werden sie so 
oder so, aber sicher nicht wie geplant, 
denn unsere legitimen Vorbereitungen 
für Gegenproteste werden schon jetzt 
systematisch von der Gegenseite sabo¬ 
tiert. Anscheinend hat der gesamte Re- 
pressions- und Staatsapparat Bayerns 
derzeit nichts Wichtigeres zu tun als un¬ 
sere Proteste zu behindern. Das fängt 
bei dem wahnwitzigen Polizeiaufgebot 
an. Allein aus Bayern sollen laut Medi¬ 
enberichten etwa 10 000 Polizisten ein¬ 
gesetzt werden, das wären fast 40 Pro¬ 
zent aller bayerischen Polizeibeamten. 
Über 100 Richter werden über die Zeit 
des Gipfels nach Garmisch-Partenkir¬ 
chen abgestellt, um rund um die Uhr 
beispielsweise Haftdauer zu verlängern, 
U-Haft zu beantragen oder möglicher¬ 
weise Schnellverfahren durchzuführen. 
Dann wäre da noch das Fandesamt für 
Verfassungsschutz Bayern, das auch 
nach seiner Verstrickung in den NSU- 
Skandal noch die Dreistigkeit besitzt, 
jemand anderen als die eigenen Mitar¬ 
beiter und ihre Nazi-V-Feute als Bedro¬ 
hung für die Gesellschaft anzusehen. 
In diesem Fall wurden aktive Gruppen 
und Einzelpersonen aus dem Protest¬ 
bündnis offensichtlich bespitzelt, um 
eine absurde Gefahrenprognose zu 
erstellen, die dann dem Fandratsamt 
Garmisch-Partenkirchen dazu diente 
einen Sicherheitsbereich rund um El¬ 
mau zu verfügen. In diesem darf sich 


vor und während des Gipfels niemand 
ohne Erlaubnis aufhalten - und natür¬ 
lich erst recht nicht demonstrieren. Da¬ 
durch konnten auch große Teile unseres 
Sternmarsches in Richtung Elmau ver¬ 
boten werden. 

UZ: Sie hatten auch Schwierigkeiten, ge¬ 
eignete Campplätze zu finden? 

Jan Meier: Allerdings. Alle unsere Be¬ 
mühungen, mit den zuständigen Behör¬ 
den eine einvernehmliche Fösung über 
die Nutzung einer öffentlichen Fläche 
für ein Camp zu ünden, wurden abge¬ 
schmettert. Gleichzeitig wurde Bauern 
nahegelegt, mögliche Flächen durch 
Ausbringen von Gülle unbenutzbar zu 
machen. Behörden sollten bei etwaigen 
Camps gezielt unmöglich zu erfüllen¬ 
de Auflagen verfügen. Auf allen Ebe¬ 
nen wurde der bayerische Staatsappa¬ 
rat aktiv, von den Bürgermeistern, dem 
Kreisordnungsamt, der Regierung von 
Oberbayern bis hin zum bayerischen 
Innenministerium. Dessen Pressespre¬ 
cher gab zu, dass das Ministerium die 
einzelnen Behörden „sensibilisiert“ 
habe, um Protestcamps bereits „im 
Vorhinein zu verhindern“. Nach langer 
Suche fand sich ein Bauer, der bereit 
war uns eine Wiese zu vermieten, auch 
aus Protest gegen die undemokratische 
Vorgehensweise der Behörden. Jetzt 
wurde das Camp von der Gemeinde 
Garmisch-Partenkirchen verboten - 
wegen Hochwassergefahr. Das ist ab¬ 
surd und einmalig. Es gab Protestcamps 
beim G8-Gipfel in Heiligendamm, bei 
den Anti-Castor-Protesten im Wend¬ 
land und während Blockupy in Frank¬ 
furt. Nur in Bayern glauben Politik und 
Polizei, Proteste ließen sich einfach ver¬ 
bieten. 

UZ: In Nordrhein-Westfalen sollen auch 
gezielte „ Gefährderansprachen“ durch¬ 
geführt worden sein. Sprich, Beamte ha¬ 
ben bekannte Linke auf gesucht und ver¬ 
sucht, deren mögliche Teilnahme an den 
Protesten zu thematisieren. Mit Erfolg? 

Jan Meier: Eher nicht. In allen derar¬ 
tigen Fällen, von denen wir erfahren 
haben, verweigerten die Betroffenen 
jegliche Gespräche mit der Polizei und 
forderten die Beamten auf, unverzüglich 
zu gehen. Das ist auch die einzig rich¬ 
tige Verhaltensweise. Nichtsdestotrotz 
sollen diese Gefährderansprachen vor 
allem eine einschüchternde Wirkung 
haben und Aktivisten vom Protest ab¬ 
halten. Und das kritisieren wir natürlich. 

UZ: Warum haben die Regierungschefs 
eigentlich derart viel Angst vor demokra¬ 
tischen Protesten? 

Jan Meier: Ich weiß nicht, ob es wirk¬ 
lich schon Angst ist. Angst hätten die 
Herrschenden, wenn es uns gelänge, die 
Grundlagen von Ausbeutung und Unter¬ 


drückung ganz real in Frage zu stellen. 
Bis dahin ist es aber leider noch ein wei¬ 
ter Weg. Die gegenwärtige Repression 
richtet sich bereits gegen den Versuch, 
mögliche Kräfte des Widerstands, un¬ 
terschiedliche soziale Bewegungen und 
Akteure in Bündnissen und auf der Stra¬ 
ße zusammenzubringen. Die Gegensei¬ 
te will soziale Proteste schon präventiv 
unterdrücken, bevor sie eine wirkliche 
Herausforderung darstellen, auch um 
die scheinbare Alternativlosigkeit ihrer 
Politik zu zementieren und Ohnmacht 
zu fördern. 

UZ: Glauben Sie, dass es Ihnen gelingen 
kann, wie beim letzten größeren Gipfel 
2007 in Heiligendamm, erneut Zehntau¬ 
sende Demonstranten in die bayerische 
Pampa mobilisieren zu können? 

Jan Meier: 2007 war Heiligendamm ein 
letzter Höhe- und vorläuüger Schluss¬ 
punkt der globalisierungskritischen 
Massenmobilisierungen. Bundesweit 
und international bereiteten sich zwei 
Jahre lang nahezu alle Spektren der 
Finken und viele soziale Bewegungen 
auf die Gipfelproteste vor. Heutzu¬ 
tage spielen andere Protestereignisse 
wie vor allem Blockupy eine wichtige¬ 
re Rolle, aber auch viele lokale Kämp¬ 
fe gegen Rassismus oder Wohnungsnot. 
Die Gipfelproteste stehen nicht mehr 
so im Fokus der gesamten internatio¬ 
nalen Linken, aber das ist nicht weiter 
schlimm, solange der Widerstand gegen 
die herrschenden Verhältnisse insge¬ 
samt zunimmt. Und für uns ist der G7- 
Gipfel immer noch eine hervorragende 
Gelegenheit, um gegen die Politik der 
G7-Staaten auf die Straße zu gehen und 
unterschiedliche Bewegungen und Ak¬ 
teure zusammenzubringen. Auch im Juni 
2015 werden tausende Menschen diese 
Einschätzung teilen. 

UZ: Einschüchtern lassen wollen Sie sich 
also nicht? 

Jan Meier: Wir haben uns noch nie ein¬ 
schüchtern lassen. 2007 nicht, als die Po¬ 
lizei im Vorfeld des G8-Gipfels Razzi¬ 
en und Hausdurchsuchungen gegen die 
linke Szene durchführte, um die Vorbe¬ 
reitungen der Gegenproteste zu stören. 
2009 nicht, als der Straßburger Oberbür¬ 
germeister, von einem riesigen Polizei¬ 
aufgebot ermutigt, (fälschlicherweise) 
vorhersah, niemand würde auch nur ei¬ 
nen Fuß in die rote Zone rund um den 
NATO-Gipfel setzen. Und 2015 wird 
das nicht anders sein. Viele Menschen, 
die vorher noch gar nicht genau wuss¬ 
ten, ob sie nach Bayern fahren werden, 
haben erklärt „jetzt erst recht“ zu kom¬ 
men. Wir werden hunderte Zelte aufge¬ 
schlagen sehen, auf welcher Wiese auch 
immer, und tausende Menschen die sich 
den G7 auf den Straßen Bayerns in den 
Weg stellen werden. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Kolumne von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 


Was haben sie Angst, die 
Mächtigen... 


Wenn sich an diesem Wochenende 
die Vertreter der sieben mächtigsten 
Industrienationen im bayerischen 
Schloss Elmau treffen, wird um sie 
herum eine demokratiefreie Zone 
errichtet. Einmal mehr testen die 
Herrschenden ihre Bürgerkriegsins¬ 
trumente. 

Täglich steigt die Anzahl der Po¬ 
lizisten. Hubschrauber überwachen 
die Berge, weil man sich vor berg¬ 
steigenden Demonstranten fürchtet, 



andere fliegen mit Wärmedetektoren 
über die Wälder, um Menschen auf¬ 
zuspüren. VS-Spitzel quatschen Ak¬ 
tivsten an. Täglich steigen die Kosten 
für diesen absurden Einsatz. Bereits 
jetzt wird von weit über 300 Millio¬ 
nen Euro gesprochen. 

Vor knapp zwei Wochen wur¬ 
de das Schengen-Abkommen außer 
Kraft gesetzt, um Demonstranten an 
den Grenzen zu schikanieren. Ein 
Protestcamp auf privatem Gelände 
wurde mit der verlogenen Begrün¬ 


dung „Überschwemmungsgefahr“ 
verboten. 

Damit wird in einem riesigen Ge¬ 
biet die Demokratie außer Kraft ge¬ 
setzt. Das sind diktatorische Maß¬ 
nahmen. Eindeutiger kann man nicht 
demonstrieren, wer sich dort hinter 
Polizeisperren und verschlossenen 
Türen trifft. Es sind die Handlan¬ 
ger des Kapitals und nach dem Aus¬ 
schluss Russlands vor allem die Ver¬ 
treter des westlichen Imperialismus. 
Es sind diejenigen, die Schuld haben 
an der wachsenden Anzahl von Krie¬ 
gen; die Schuld daran tragen, dass Na¬ 
tionen wie Libyen, Syrien, Afghanis¬ 
tan und der Irak in Chaos und Krieg 
gestürzt worden sind. Es sind diejeni¬ 
gen, die mit der Umkreisungspolitik 
gegenüber Russland und der VR Chi¬ 
na, die Kriegsgefahr anheizen und die 
in der Ukraine eine Regierung an die 
Macht geputscht und die Beteiligung 
von Faschisten zugelassen haben. 

Es sind diejenigen, die dafür ver¬ 
antwortlich sind, dass mehr als 50 Mil¬ 
lionen Menschen auf der Flucht sind. 
An ihren Händen klebt das Blut de¬ 
rer, die im Mittelmeer umkommen. 

Es ist wichtig, dass sich gegen die¬ 
ses Treffen der Herrschenden viel¬ 
fältiger Protest regt. Gemeinsam mit 
der SDAJ beteiligen wir uns an die¬ 
sen Protesten! Gemeinsam mit der 
SDAJ rufen wir dazu auf, nach Mün¬ 
chen und Garmisch-Partenkirchen 
zu kommen und solidarisch und ent¬ 
schlossen der staatlichen Repression 
und der imperialistischen Logik der 
G7-Politik entgegenzutreten. 

www.stop-g7-elmau.info 


Kommentar von Uli Brockmeyer 


Gefährliche Muskelspiele 


Sanktionen, also Strafmaßnahmen, 
gehören zum „normalen“ Instru¬ 
mentarium imperialistischer Au¬ 
ßenpolitik. Wer sich irgendwo in 
der Welt nicht so verhält, wie es die 
USA, die NATO oder die EU - im 
„besten“ Fall alle drei - für richtig 
halten, den trifft der Zorn der selbst¬ 
ernannten Führer der „freien Welt“. 
Die DDR sollte in den 50er Jahren 
mit einem Stahlembargo in die Knie 
gezwungen werden, über Kuba ver¬ 
hängte USA-Präsident Kennedy 
eine totale Wirtschafts-, Handels¬ 
und Finanzblockade, die bis heute 
nicht aufgehoben ist. Der irakische 
Präsident Saddam Hussein, der sich 
dem Westen partout nicht unterord¬ 
nen wollte, wurde mit Sanktionen 
gegen sein Land bestraft. Durch¬ 
aus gewollte „Nebenwirkung“ war 
der Tod Zehntausender Zivilperso¬ 
nen, darunter vor allem Kinder, die 
nicht medizinisch behandelt werden 
konnten, weil dem Irak der Einkauf 
medizinischer Ausrüstung verboten 
wurde. 

Die Liste derartiger Sanktionen 
ließe sich fortsetzen. Ihre Urheber 
behaupten, dass solche „Strafmaß¬ 
nahmen“ ein angeblich für die Be¬ 
völkerung der betroffenen Länder 
besseres Leben zum Ziel haben. 
Die Folgen einer derartigen imperi¬ 
alen Politik sind durchweg eine Ver¬ 
schlechterung der Lebenssituation 
der Menschen, in den meisten Fäl¬ 
len sogar absolutes Chaos und Krieg. 
Irak, Syrien und Libyen sind dafür 
die treffendsten Beispiele. 

Nun also wieder einmal Russ¬ 
land. Nachdem die Russische Fö¬ 
deration sich wiederholt geweigert 
hatte, sich dem Weltherrschaftsstre¬ 
ben der USA und ihrer Verbünde¬ 
ten unterzuordnen, wurde Moskau 
mit Sanktionen geradezu überhäuft. 
Einreiseverbote für russische Poli¬ 
tiker und Militärs in die USA und 
in die EU, wirtschaftliche Sanktio¬ 


nen, der Ausschluß aus dem erha¬ 
benen Zirkel der selbsternannten 
führenden Industrieländer ... Hin¬ 
zu kommen ein unsäglich forcier¬ 
ter Propagandakrieg, bei dem aus 
buchstäblich allen Rohren gegen 
Moskau geschossen wird, und ein 
permanentes Rasseln mit NATO- 
Panzerketten in der Nähe sämtli¬ 
cher Grenzen Russlands. Harmlose 
Motorradfans, die zum 70. Jahrestag 
des Sieges über den Faschismus den 
Kampfweg ihrer Großväter nach¬ 
vollziehen wollten, durften per De¬ 
kret nicht in EU-Länder einreisen, 
weil sie als „kremlnah“ eingestuft 
worden waren. 

Und da regen sich jetzt EU-Po- 
litiker darüber auf, dass die russi¬ 
sche Führung insgesamt 89 Männer 
und Frauen der EU-Nomenklatura 
nicht nach Russland einreisen las¬ 
sen will. Und die EU verlangt eine 
Begründung! Reicht es denn nicht, 
dass sich diese Leute nachweislich 
mit den politischen Kräften in der 
Ukraine verbrüdert haben, die nicht 
nur in Folge eines Putsches die poli¬ 
tische Macht an sich gerissen haben, 
sondern auch jeden Tag zum Krieg 
gegen den angeblichen „russischen 
Aggressor“ aufrufen? 

BRD-Außenminister Frank-Wal¬ 
ter Steinmeier kritisierte die Einrei¬ 
severbote ausgerechnet während ei¬ 
nes Besuches in der Ukraine: „Ich 
halte es nicht für besonders klug, sol¬ 
che Einreiseverbote überhaupt aus¬ 
zusprechen.“ Recht hat er, ausnahms¬ 
weise, allerdings müssen sich das vor 
allem er selbst und seine Kanzlerin 
ins Tagebuch schreiben. Wer Ge¬ 
sprächskanäle offen halten will, soll¬ 
te die eigentlichen Gesprächspartner 
nicht ausschließen, wie es der Westen 
im Falle Russland macht. Und wer, 
wie Steinmeier sagt, „einen gefährli¬ 
chen Konflikt in der Mitte Europas 
entschärfen“ will, sollte nicht mit den 
Brandstiftern paktieren. 
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Seiner Zeit weit voraus 

Thomas Münzers furchtloser Tod nach der Niederlage der deutschen Bauern bei Frankenhausen 
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Die „Zwölf Artikel der aufständischen Bauern“ stellten das Kampfprogramm des 
Bauernkrieges dar.Titelblatt einer der zahlreichen Ausgaben aus dem Jahr 1525. 


A m 15. Mai 1525 endete bei 
Frankenhausen im deutschen 
Thüringen die entscheidende 
Schlacht des großen deutschen Bau¬ 
ernkrieges (1524-26) mit einer Nie¬ 
derlage. Das von Thomas Münzer 
geführte Bauernheer, das etwa 8 000 
Mann zählte, hatte sich auf einer An¬ 
höhe, die heute noch Schlachtberg 
heißt, hinter einer Wagenburg ver¬ 
schanzt. Das Heer der vereinten Fürs¬ 
ten mit dem Landgrafen von Braun¬ 
schweig und dem Herzog von Sach¬ 
sen an der Spitze zählte über 10 000 
erfahrene Kriegsknechte, viele berit¬ 
ten, und eine große Zahl Geschütze. 
Die Fürsten setzten auf ihre bereits 
in früheren Gefechten praktizierte 
Taktik. Sie schlossen einen vierstün¬ 
digen Waffenstillstand, um dann vor 
dessen Ablauf wortbrüchig Münzers 
Wagenburg zusammenzuschießen und 
zu überrennen. Ein Teil der Bauern, 
so berichtete Wilhelm Zimmermann 
in seinem „Großen Deutschen Bau¬ 
ernkrieg“ „wehrte sich wild und tap¬ 
fer gegen die ansprengenden Reisi¬ 
gen, brachte Wunden und Tod über 
sie, bis er durch die Überzahl über¬ 
wältigt wurde.“ Viele flüchteten nach 
Frankenhausen, unter ihnen auch der 
verwundete Münzer, der den nachset¬ 
zenden Kriegsknechten in die Hände 
fiel. Über 5 000 Bauern wurden an 
diesem Tag umgebracht, 300 Gefan¬ 
gene unter dem Rathaus enthauptet. 

Münzer, der vor dem Herzog Ge¬ 
org und den anderen Fürsten zwölf 
Tage grässlich gefoltert wurde, lehn¬ 
te jeden Widerruf ab und klagte die 
anwesenden Fürsten nochmals un¬ 
erbittlich an. Am Ende der Torturen 
wurde er nach Mühlhausen, wo er den 
„Ewigen Rat“ gebildet hatte, gebracht 
und dort am 27. Mai enthauptet. Sein 
Rumpf wurde aufgespießt, der Kopf 
auf einen Pfahl gesteckt. „Er ging mit 


demselben Mut auf den Richtplatz, 
mit dem er gelebt hatte“, (Friedrich 
Engels in „Der deutsche Bauern¬ 
krieg). 

★ 

Mit der Niederlage bei Frankenhau¬ 
sen gingen die großen Bauernerhe¬ 
bungen in Deutschland zu Ende. Es 
folgten noch Aufstände im Eisass, Ti¬ 
rol, Salzburg und in der Schweiz, die 
ebenfalls von den feudalen Kräften 
und Gegnern der Reformation nie¬ 
dergeschlagen wurden. 

Der mit dem Aufstand unter Hans 
Böheim, dem Pfeiferhänslein von 
Niklashausen, begonnene deutsche 
Bauernkrieg war entscheidender Be¬ 
standteil und Höhepunkt der früh- 
bürgerlichen Revolution, die bereits 
plebejische Züge aufwies. Der einen 
historischen Fortschritt verkörpern¬ 
de Protestantismus bildete, wie Franz 
Mehring schrieb, „den ideologischen 
Überbau einer ökonomischen Ent¬ 
wicklung, die sich in der mannigfal¬ 
tigsten Weise vollzog“. Es ging dar¬ 
um, den wirtschaftlich und politisch 
überlebten Feudalismus zu überwin¬ 
den und den Weg frei zu machen für 
eine bürgerliche Gesellschaft. Als die 
am meisten Ausgebeuteten und Un¬ 
terdrückten wurden die Bauern zur 
entscheidenden Triebkraft dieser Re¬ 
volution und Thomas Münzer ihr he- 
rausragendster politischer Führer und 
radikal-revolutionärer Ideologe der 
Reformation, die sich gegen die Ab¬ 
hängigkeit von Rom, gegen die Vor¬ 
herrschaft der römisch-katholischen 
Kirche als Zentrum des Feudalsys¬ 
tems richtete. 

Aus einer Handwerkerfamilie 
kommend, studierte Münzer Theo¬ 
logie, promovierte zum Magister 
und bildete bereits 1513 in Magde¬ 
burg eine gegen die fürstliche Macht 
gerichtete konspirative Handwer¬ 


kervereinigung, studierte in Prag 
die Erfahrungen der Hussiten und 


wirkte als Geistlicher in Weißenfels, 
Aschersleben und Braunschweig. In 


Zwickau traf er als Prediger 1520/21 
mit den Bergknappen und der unter 
ihnen tätigen chiliastischen Sekte der 
Wiedertäufer des Tuchmachers Ni¬ 
kolaus Storch (genannt Pelargus) zu¬ 
sammen. Während Luther auf die Sei¬ 
te der Fürsten wechselte, trat Münzer 
für eine radikale kirchliche und po¬ 
litische Erneuerung ein. 1523 wurde 
er Pfarrer in Allstedt bei Halle, wo er 
im selben Jahr die ehemalige Nonne 
Ottilie von Gersen heiratete, mit der 
er einen Sohn hatte. In Allstedt, das 
zum „Gegenwittenberg“ und Zent¬ 
rum der reformatorischen Bewegung 
wird, „veröffentlichte er ein revoluti¬ 
onäres Pamphlet nach dem anderen 
und sandte Emissäre nach allen Rich¬ 
tungen aus“. Er lehrte „unter christli¬ 
chen Formen einen Pantheismus“, der 
„stellenweise sogar an Atheismus an¬ 
streift“ (Friedrich Engels). 

Mit dem „Allstedter Bund“, woll¬ 
te Münzer eine die Bauern einigende 
Organisation schaffen. Anfang 1525 
schuf er in der Reichsstadt Mühl¬ 
hausen mit dem „Ewigen Rat“ das 
Modell einer politischen und sozi¬ 
alen Umgestaltung, deren Basis ein 
Bündnis mit den städtischen Schich¬ 
ten werden sollte. Die Vereinigung 
mehrerer Thüringer Haufen sollte 
Thüringen zum Zentrum der verei¬ 
nigten Bauernbewegung machen. 
Nach einem erfolgreichen Feldzug 
im Eichsfeld traf Münzer am 11. Mai 
in Frankenhausen ein und übernahm 
die Führung der dort versammelten 
Haufen. Hier vollendete sich das 
Schicksal dieses furchtlosen revo¬ 
lutionären Führers der Bauern und 
der Volksreformation, der mit seinen 
kühnen Gedanken seiner Zeit weit 
voraus war. Münzer, dessen Geburts¬ 
jahr nicht genau bekannt ist, es war 
1489 oder 1490, wurde kaum 35 Jahre 
alt. Gerhard Feldbauer 


Geldpolitik und Zentralbanken - 
Islamismus und der Krieg im Mittleren Osten 

Aus dem Editorial der Zeitschrift Z. - Zeitschrift Marxistische Erneuerung, Nr. 102, Juni 2015 


Seit der internationalen Finanzkrise 
und in den Debatten um die Krise des 
Euro- Raumes, um Grexit und Brexit 
spielen Geldpolitik und Zentralbanken 
auch in den Tagesnachrichten eine pro¬ 
minente Rolle. Die anhaltende Null- 
zinspolitik der westlichen Notenban¬ 
ken und deren vergeblicher Versuch, 
durch Überschwemmung der Märkte 
mit Geld die seit 2008 anhaltende Kri¬ 
se der Realwirtschaft zu überwinden, 
wirft dabei die Frage auf, ob die schein¬ 
bar allmächtigen Zentralbanken nicht 
in Wirklichkeit Papiertiger sind. Mit 
Bangen erwarten die Konjunkturpoli- 
tiker den Moment, in dem - vermutlich 
in den USA - die Geldpolitik wieder 
Kurs auf höhere Zinsen nehmen wird. 
Dieser Moment wird von Teilen des 
Kapitals, vor allem der Versicherungs¬ 
wirtschaft, heftig herbeigesehnt. Wird 
der Ausstieg aus der Nullzinspolitik 
aber eine neue Krise auslösen, bevor 
die alte vorbei ist? In welchem Verhält¬ 
nis stehen monetäre Sphäre und Real¬ 
wirtschaft zueinander? 

Eine differenzierte Antwort darauf 
gibt Lucas Zeise. Seine Analyse der Po¬ 
litik der amerikanischen FED und der 
EZB zeigt, dass Geldpolitik immer 
dann wirkungsmächtig war, wenn es 
um die Eindämmung von Lohnforde¬ 
rungen und die Durchsetzung neolibe- 
raler „Reformen“ ging. Dagegen ist sie 
ziemlich machtlos, wenn die Bekämp¬ 
fung rezessiver Tendenzen auf der Ta¬ 
gesordnung steht. Eine Ursache dieser 
Asymmetrie sei die vorgebliche poli¬ 
tische Neutralität der Zentralbanken, 
die in Wirklichkeit Abhängigkeit von 
den Finanzmärkten und Unabhängig¬ 
keit von demokratischen Entscheidun¬ 
gen bedeutet. 


Einen anderen Akzent setzt Klaus 
Müller. Er untersucht jene geldpoliti- 
schen Theorien, die den gegenwärtigen 
Notenbankpolitiken zugrunde hegen. 
Die wirtschaftspolitische Steuerungs¬ 
fähigkeit der Zentralbanken werde, 
auch in der Linken, überschätzt. Ihre 
Entscheidungen seien letzten Endes 
Element eines komplexen Wechsel¬ 
mechanismus, in dem grundsätzlich 
güterwirtschaftliche Prozesse bestim¬ 
mend sind. 

Die Finanzkrise von 2008 und die 
wachsende Rolle finanzwirtschaftli- 
cher Prozesse verleitet auch kapitalis- 
muskritische Beobachter wieder dazu, 
den monetären Sektor zur Essenz des 
Kapitalismus zu erklären und - wie 
z.B. die Vollgeldanhänger - die Geld¬ 
ordnung zur Krisenursache und zum 
Hebel grundlegender Veränderungen 
zu machen. Klaus Busch beschäftigt 
sich mit drei Publikationen, die, ausge¬ 
hend von teilweise alten geldkritischen 
und geldreformerischen Positionen, 
geldwirtschaftliche Veränderungen in 
den Mittelpunkt stellen und kritisiert 
die unterschiedlichen Ansätze. 

Auf aktuelle theoretische Grund¬ 
lagen geldkritischer Positionen geht 
Heiner Ganßmann ein. Die „Modern 
Money Theorie“ (MMT) versucht, die 
politische Steuerungsfähigkeit der 
kapitalistischen Wirtschaft dadurch 
zu begründen, dass sie Geld aus dem 
Kredit ableitet und zu einer rein staat¬ 
lichen Angelegenheit erklärt. Indem 
sie die aktuelle Unterordnung der 
staatlichen Wirtschaftspolitik unter die 
Finanzmärkte kritisiert, sei die MMT 
zwar einerseits erfrischend, anderer¬ 
seits sei sie aber theoretisch unzurei¬ 
chend. 


Islamismus und der Krieg im Mittleren 
Osten: Den zweiten im Mittelpunkt 
dieses Heftes stehenden Themenkom¬ 
plex zum Thema Islamismus eröffnet 
der Beitrag von Nabil Mouline : Der 
Autor analysiert die Gegensätze zweier 
Strömungen, des Wahabismus und der 
Muslimbrüder, die von postkolonialen 
Regimen im arabischen Raum immer 
wieder gegeneinander ausgespielt oder 
gegen linke und laizistische Kräfte in¬ 
strumentalisiert wurden. Karin Kulow 
differenziert ebenfalls zwischen den 
verschiedenen Richtungen des (sun¬ 
nitischen) Islamismus und ordnet die¬ 
se - wie auch die Islamfeindlichkeit im 
Westen - in die europäisch-arabische 
Kolonialgeschichte ein. Sie beleuchtet 
unter diesem historischen Gesichts¬ 
punkt auch den Sturz der Muslimbrü- 
der in Ägypten sowie die Rolle der von 
der AKP regierten Türkei in den Jah¬ 
ren nach dem „Arabischen Frühling“. 
Im Gespräch mit TariqAli erläutert Pa¬ 
trick Cockburn die Ursachen für den 
Aufstieg des Islamischen Staats IS. Er 
zeichnet nach, wie die Politik des Wes¬ 
tens und seiner Verbündeten im Irak 
zu einer Ausgrenzung der Sunniten und 
in Syrien zu einer Stärkung des aus Al- 
Qaida hervorgegangenen IS führte. Ein 
Befund Cockburns lautet, dass sich die 
USA einerseits zu einem inoffiziellen 
Bündnis mit dem Iran genötigt sehen, 
andererseits aber an der Seite von des¬ 
sen regionalem Hauptkonkurrenten, 
dem wahabitischen Saudi-Arabien, ste¬ 
hen. Angesichts der Einmischung äu¬ 
ßerer Mächte und der komplizierten 
geopolitischen Konstellation besteht 
für Cockburn kaum Hoffnung auf ein 
baldiges Ende des syrischen Bürger¬ 


kriegs oder auch nur eine wesentliche 
Schwächung des IS. Werner Ruf betont 
die ökonomische Seite des Islamismus 
und spricht von „privatem militäri¬ 
schem Unternehmertum“. Teilweise 
finanziert aus dem Ausland, teilweise 
reich geworden durch Raubzüge, bieten 
Organisationen wie der IS vielen Mit¬ 
tellosen ein Einkommen: „Die meist 
jungen Männer (...), die beispielsweise 
aus Tunesien nach Syrien in den Krieg 
ziehen, erhalten ein Handgeld von bis 
zu 6.000 oder 8.000 Dollar (...). Der 
tägliche Sold soll bei etwa 300 Dollar 
hegen. Für die perspektivlosen Jugend¬ 
lichen der Elendsviertel sind dies ge¬ 
waltige Summen.“ In der Gesamtschau 
untermauert der Autor die Annahme, 
„dass es beim Krieg der Milizen und 
Banden in Syrien wenig um Religion, 
dafür umso mehr um Geld geht.“ 

Energie- und Klimapolitik: Es wird 
kaum noch bestritten, dass die zuneh¬ 
menden Naturkatastrophen eine Fol¬ 
ge menschengemachter Klimaverände- 
rung sind. Helmut Knolle untersucht, 
ob und wie die wichtigsten ökonomi¬ 
schen Theorien sich mit diesem Phä¬ 
nomen auseinandersetzen und wo sich 
Ansätze für eine aktive Bekämpfung 
der globalen Erwärmung finden. Aus¬ 
gehend von der an die Klassik (Smith, 
Ricardo, Marx) anknüpfenden The¬ 
orie von Sraffa entwickelt er Überle¬ 
gungen, wie man über eine effiziente 
Bewertung von C0 2 -Emissionsreehten 
den globalen C0 2 -Äusstoß begrenzen 
könnte. 

Die „Energiewende“ ist das derzei¬ 
tig ehrgeizigste Industrieprojekt der 
Bundesrepublik. Neben dem Atom¬ 


ausstieg soll sie klimapolitisch zur Min¬ 
derung der Treibhausgasemissionen 
beitragen. Detlef Bimboes ’ Bilanz der 
Entwicklung der erneuerbaren Energie 
fällt ambivalent aus. Einerseits ist die 
beachtliche Zunahme der „Erneuerba¬ 
ren“ an der Energiegewinnung unbe¬ 
streitbar, andererseits nehmen die Ver¬ 
suche der durch den Atomausstieg und 
die Liberalisierung der Energiemärkte 
getroffenen großen Energieversorger 
zu, diesen Prozess zu bremsen und im 
eigenen Interesse zu kanalisieren. 

Geschichte der Linken: Ulla Plener 
bespricht die deutsche Erstveröffent¬ 
lichung der sog. „Polnischen Texte“ 
von Rosa Luxemburg aus den Jah¬ 
ren 1905/1906. (...) Martin Grass do¬ 
kumentiert Zetkins „Sammlungstak¬ 
tik“ anhand seiner Quellenstudien 
im Zetkin-Nachlass. Kommunale und 
politische Kämpfe der sozialdemo¬ 
kratischen und kommunistischen Ar¬ 
beiterbewegung im Berlin der Jahre 
1929-1933 schildert Oliver Reschke in 
seinem Beitrag über „Proletariat und 
Großstadt“. (...) 

Der Schwerpunkt des September-Hef¬ 
tes 2015 (Z 103) ist dem Thema „Digi¬ 
talisierung der Arbeitswelt“ gewidmet. 

Bestellungen an: 

Z. Zeitschrift Marxistische 

Erneuerung 

Postfach 500 936, 

60 397 Frankfurt am Main 
Tel./Fax. 069/5305 4406 
E-Mail: redaktion@zme-net.de 
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Was den Dichter beschäftigt 

Bei politischen Themen beeindrucken Rudi W. Bergers Gedichte 


Emanzipationskonzept 

Theater 


W er Rudi W. Berger kennt, 
seine Romane, Erzählun¬ 
gen, Hörspiele oder Ge¬ 
dichte gelesen oder ihn gar selbst vor¬ 
tragend erlebt hat - bei Poetry Slam 
und anderen Vortragswettbewerben 
als Dichter und Sänger -, weiß um die 
sprachliche Kraft, die Leidenschaft 
und das soziale Engagement des 
Schriftstellers. Ein anregender Essay¬ 
band wurde in der UZ besprochen (s. 
UZ vom 27.12. 2013). Mehrfach wur¬ 
de auf seine Dichtungen hingewiesen 
{zuletzt in unsere zeit vom 13. 6.2014). 

Ein Jahr später liegt eine neue 
Sammlung des über 90-Jährigen, ge¬ 
boren 1924 in Löhma bei Schleiz, vor: 
„Asyl, Asyl und von meinem Herzen 
ein Stück“. Der Band ist auf den ers¬ 
ten Blick auffallend und schön gestal¬ 
tet; der Titel verspricht viel: Er kommt 
mit der Symbolfarbe Rot, einer dar¬ 
in aufgehenden Rose und weißer 
Schrift, die den Inhalt andeutet: Asyl 
und „von meinem Herzen ein Stück“. 
Eine Audio-CD liegt dem Band bei; 
vom Autor selbst gestaltet: Mit der 
Mundharmonika eingeleitet, werden 
Texte des Bandes vorgetragen. 

Hat man sich nach dieser Auf¬ 
machung auf den Band eingestellt, 
kommt eine Überraschung: Er be¬ 
ginnt nicht so wie man bei Rudi W. 
Berger erwartet, sondern nach einem 
„Prolog“ „Kleines Kompendium der 
Liebe“ folgen Liebesgedichte. Im 
„Prolog“ trifft man auf einen Text, der 
unter dem Titel „Kinder des Schmer¬ 
zes“ bekannt ist. Vergleicht man die 
beiden Fassungen, sind Veränderun¬ 
gen erkennbar: Der Autor hat mit 
großem Einsatz seine Verse bedeut¬ 
samer und gewaltiger zu machen 
versucht, um eine Grundlage für die 
sich anschließenden Liebesgedich¬ 
te zu finden. Aber das hat den Ver¬ 
sen nicht gut getan. In der früheren 
Fassung waren sie klar und eindeutig: 
„Meine Verse lümmeln/in Kleidern des 
Alltags./Sie mögen nicht Fabriken der 
Träume.“ Jetzt heißt es nebulös und 
ungenau, sprachlich verunsichert 
durch den Einbruch des Mundartli¬ 
chen: „Meine Lümmel mögen keine 
Jeans,/doch die alltäglichen Kleider ge¬ 
wöhnlicher Leute./Sie wünschen keine 
Fabriken der Illusionen/noch kätschen 
medialen Mohn.“ 

Ein entscheidendes Problem des 
Bandes wird also bereits im „Prolog“ 
erkennbar und setzt sich fort beim 
Umgang mit dem Thema „Liebe“: 
Im Streben, höchste Gefühlsbegeis¬ 
terung poetisch auszudrücken, gerät 
Bergers lyrisches Ich in die Fänge be¬ 
kannter und abgearbeiteter Formeln 
vom Blut, das „in den Adern wallt“, 
„die Schläfe pocht, wenn die Lippen, 
dem süßen Atem nahe, hoffen“ usw. 
usf. 

„Heißer Lippen Hauch“ hieß 
schon einmal ein Gedichtband und 
erreichte die annehmbare Grenze 
des poetischen Gefühlsüberschwangs. 
Es wäre auch hinnehmbar, unterlie¬ 
fen solche Versatzstücke nur einmal 
und würden von Worten begleitet, 
die das einmalige, besondere des Ge¬ 
fühls einbrächten. So aber - Gedichte 
dieser Art füllen mehr als ein Drittel 
des Bandes aus - gerät manches, wie 
der immer wieder zitierte „Atem“, in¬ 
flationistisch und es macht sich beim 
Lesen Enttäuschung breit und Ver¬ 
wunderung über die Verirrung und 
Verwirrung des lyrischen Ichs. Poeti¬ 
sche Bilder werden schräg und falsch: 
„Dein Atem weht/von den Feldern des 
Sommers./Er wohnt in den Kelchen 
des Nektars/und im Lockruf der Vö¬ 
gel.“ Seit wann hat der Nektar Kel¬ 
che - er befindet sich in solchen - und 
der Lockruf der Vögel einen Atem? 
Es sind keine Ausnahmen. Dass der 
mit unterschiedlichem Erfolg auch 
satirisch oder parodistisch arbeiten¬ 
de Autor hier Parodien schaffen woll¬ 
te ist nicht anzunehmen. Statt der bei 
Berger gewohnten poetischen Kraft 
klingt strapazierte Unterhaltungs¬ 
mentalität an: „Lippen lüstern,/Augen, 
Lider mit mir flüstern/und sie schüren 
Glut.“ Leitbilder wie Heinrich Heine 



Rudi W. Bergerjahrgang 1924, ist 
in Löhma bei Schleiz geboren. Er 
übte verschiedene Berufe aus, unter 
anderem arbeitete er als Tischler, 
Berufsschullehrerjournalist, Betriebs¬ 
zeitungsredakteur. In den Jahren 
1964/1965 besuchte er das Institut 
für Literatur Johannes-R.-Becher in 
Leipzig. 

Die Ostthüringer Zeitung nennt ihn 
einen „Stürmer und Dränger. Er stellt 
unzählige Fragen und findet seine 
Antworten - in der Weltliteratur, bei 
Zeitgenossen, in seiner Lebenserfah¬ 
rung als,Betrogener und Gestrafter 
vom ausgebluteten Jahrgang 1924'“. 
Dem Schreiben widmet er sich seit 
etwa fünfzig Jahren, wobei Lyrik, 
Prosa, zahlreiche Hörspiele und 
Dramen entstanden sind. Heute lebt 
er in Langenwetzendorf. Als weiterhin 
produktiver Schriftsteller ist Rudi W. 
Berger Mitglied der Greizer Autoren¬ 
gruppe, des Zwickauer Autorenkreises 
und des Verbandes Deutscher 
Schriftsteller Thüringen. 


und Volker Braun verlieren ihre Präg¬ 
nanz: Heinrich Heines Trommler wur¬ 
de zum freundlichen (und gramma¬ 
tisch verunsicherten) Liebesverkün- 
der: „Liebes, Liebste, du, Trommler, 
ich -/mein Sinnen, mein Sehnen, mein 
Sorgen“. Und Volker Brauns „Land, 
das mit dir verschwand“, wird zum 
kleinen Verlust im Liebesspiel und 
Händchenhalten. Sicherlich sind die¬ 
se Verse von persönlichen Erlebnis¬ 
sen bestimmt, die Gedichte haben 
dort auch ihren Sinn, aber der Autor 
hätte sie und ihre Intimität dort auch 
lassen sollen: „Ich spüre dich, dein 
Beißen,/Ketschen, Kauen.“ 

Doch ändert sich der Charakter 
des Bandes nach dem ersten Drittel 
grundsätzlich. Versöhnt wird man, 
wenn Berger sein poetisches Talent 
dafür einsetzt, was ihn beschäftigt 
und beschäftigt hat. Er ist ein poli¬ 
tischer Schriftsteller, ein politischer 
Dichter und ein politischer Sänger, 
der die Erfahrungen eines kämpferi¬ 
schen Lebens weitergibt, und das in 
kräftiger und eindrucksvoller Spra¬ 
che. Es finden sich Lebenserfahrung 
und auch Erinnerungsstücke an sei¬ 
ne Berufe: Tischler, Lehrer, Journalist 
und Redakteur. Da ist das Gedicht 
„Kinderschänder“, in dem Berger ein 
aktuelles Vorkommnis aufnimmt, als 
sich ein Ort gegen einen Menschen 
wehrt, der seine Strafe verbüßt hat, 
aber den anderen, der ungestraft sei¬ 
ne „eisernen Pläne“ für ähnliche Ver¬ 
brechen, allerdings genehmigt, am 
Schreibtisch macht, nicht nur unge¬ 
straft lässt, sondern ihn wählt: „... 
sein neues Mandat ist ihm sicher“. Das 
ist der Dichter Berger, den man liest, 
gern liest, dem man zuhört und dem 
man zustimmt. Das Gedicht „Land¬ 
wehrkanal“ ist nicht nur politisch und 
historisch präzise, sondern auch poe¬ 
tisch eindrucksvoll: Den drei Grund¬ 
wörtern Land - wehr - kanal in drei 
Abschnitten folgend wird der Bogen 
vom Mord an Rosa Luxemburg und 
Karl Liebknecht im Januar 1919 bis 
zur Gegenwart geschlagen, buch¬ 
stäblich, denn die Schlussverse lau¬ 
ten: „Aus dem Duft unter den Lin¬ 
den/schlägt das Gelächter/der Mörder 
und ihrer Enkel.“ Da wird neue Be¬ 
drohung spürbar. Man hört Anklän¬ 
ge an Erich Weinert, Majakowski und 
beste politische Lyrik. Große Themen 
werden gewählt, auch philosophischer 
Art. 

In dem Gedicht „Sisyphos“ geht 
es um die Frage, wie man diesen ewig, 


aber scheinbar sinnlos Tätigen denn 
sehen soll. Berger scheut sich nicht, 
die Diskussion mit Albert Camus 
aufzunehmen, ohne ihn namentlich 
zu nennen: „Held, Heros,/glücklicher 
du, lobt dich einer“. Zwar kann man 
streiten, ob es ein Lob war oder nicht 
vielmehr Einsicht in eine sinnlos ge¬ 
wordene Existenz. Berger lehnt sol¬ 
che Erklärung ab und begehrt auf, 
sei es doch nur „ Licht für Kelleras¬ 
seln und Schaben“ , nach dem Sisy¬ 
phos bei dem Weg auf den Berg stre¬ 
be. Geradezu zwangsläufig ist auch 
Ikarus vorhanden, mit dem sich an¬ 
dere, nach Berger richtige Hoffnung 
verbindet, der Stern „glimmt plötz¬ 
lich wieder“. In diesen Gedichten sind 
Bergers Wirklichkeitsbezüge genau, 


Dass Kriege mit deutschen 
Soldaten wieder aktuell sind, 
fordert ihn heraus; seine 
Gedichte wollen wecken und 
warnen. 


hin und wieder von Wut übersteigert. 
Selten unterlaufen Fehler in den Bil¬ 
dern und sprachlichen Zitaten; selten 
auch war der Autor zu schnell mit ei¬ 
ner Formel zur Hand, die unkritisch 
und unbedacht verwendet wurde wie 
„Du magst das Meine,/ich das Deine, 
jedem das Seine.“ (Das Unsere) Auch 
wenn es ein Leitspruch seit der An¬ 
tike für Gerechtigkeit war, wurde er 
durch die Verwendung im KZ Bu¬ 
chenwald so diskreditiert, dass er poe¬ 
tisch nicht verwendbar ist. 

In den politischen Gedichten Ber¬ 
gers werden wiederum, diesmal an¬ 
gemessen Leitbilder genannt und als 
geistige Vorgänger verwendet, nicht 
nur zitiert und variiert: Heinrich 
Heine und Majakowski („Lied auf 
links“). Dass Goethe („Der Dichter¬ 
fürst“) verehrt, aber auch kritisch ge¬ 
sehen wird, ist Bergers gutes Recht; 
der Ansatz der Kritik ist jedoch zu 
schlicht und einseitig an W. Daniel 
Wilsons Streitschrift „Das Goethe- 
Tabu“ orientiert, um tragen zu kön¬ 
nen. 

In einigen Gedichten werden auch 
Vorgänge erinnert, die offiziell ent¬ 
schieden wurden und gerade dadurch 
das Unbehagen der Ungerechtigkeit 
verbreiten, so der Mord an Zivilis¬ 
ten in Afghanistan, als ein deutscher 
Oberst Bomben anforderte („Rechts¬ 
staatlichkeit“, „Der Oberst“), aber 
auch die deutsche Beteiligung am 
Krieg in Jugoslawien. Das sind Er¬ 
eignisse, die Bergers Zorn auslösen, 
Zorn auf den Krieg, von denen er ei¬ 
nen erlebt und gerade so überlebt hat. 
In diesen Gedichten ist er der Sänger, 
der auch die Jugend begeistert, wie 
man auf Bühnen des Poetry Slam er¬ 
leben kann. Nun kann man die Texte, 
mindestens einen Teil der dort vorge¬ 
tragenen Gedichte und Lieder, auch 
in diesem Buch nachlesen. 

Rüdiger Bernhardt 



Rudi W. Berger: Asyl, Asyl und von mei¬ 
nem Herzen ein Stück. Gedichte. 
Leipzig: Engelsdorfer Verlag, 2015,226 S. 
Mit einer Audio-CD, 22,80 Euro 


Betrachtungen zur bürgerlichen Stadtkultur 
und Theatergeschichte 


In diesem Folgebuch zu „Amokläu¬ 
fe zum Ich“ (2011) gelingt es Jürgen 
Meier, fleißig historisch recherchiert 
und vor allem auf der Grundlage dia¬ 
lektisch-materialistischer Metho¬ 
de, eine Entwicklungsgeschichte des 
bürgerlichen Theaters vorzulegen. 
Die Betonung liegt ganz zu Recht 
auf dem Begriff des „Bürgerlichen“, 
weil sich darauf eine historisch-ge¬ 
sellschaftspolitische Theaternotwen¬ 
digkeit der Neuzeit begründet. Glei¬ 
chermaßen natürlich sich als Ge¬ 
genentwurf verstehend zu bis dahin 
feudalen und monarchischen Eigen¬ 
tumsverhältnissen, auch wenn wir 
von oft kulturell und die Künste be¬ 
treffend „segensreichem“ fürstlichem 
Mäzenatentum sprechen können. 

So betrachtet stellt Meier auch 
das darin innewohnende Emanzi¬ 
pationskonzept ganz im Sinne und 
in der Folge der Französischen (bür¬ 
gerlichen) Revolution von 1789 dar, 
worauf sich zu berufen großen Sinn 
macht, denn dem Philosophen K.C. 
F. Krause zufolge ist Kunstverständ¬ 
nis ein wichtiger Beitrag zur Eman¬ 
zipation der Menschen von Leid und 
Unterdrückung. (S. 85) 

In der Folgedarstellung über die 
historischen Epochen zeigen sich 
deutliche bewusster werdende Wil¬ 
lensakte auf Seiten gesellschaftlicher 
Entwicklung, die die Notwendigkeit 
bürgerlich-demokratischer Kultur¬ 
entwicklung als Emanzipationsakt 
gegen Koinzidenz mit dem staatlich 
verordneten „Kulturbetrieb“ erfor¬ 
dern. Mit der Commedia dellArte, 
Georg Büchner, Ernst Toller, Bert 
Brecht beispielsweise verdeutlicht 
der Autor konsequent nicht nur den 
Kampf gegen das „Kulturtheater“ 
(S. 132) in den Epochen mit „Theater¬ 
betrieben“, insbesondere der Kaiser¬ 
zeit und ihrem Ende mit den revolu¬ 
tionär-demokratischen Bewegungen 
1918, der gewollten Gleichschaltung 
während der Naziherrschaft, sondern, 
und das scheint mir von besonderer 
Bedeutung, die möglichen Visionen 
von Theater. Dies belegt und zur 
Vermittlung aufbereitet durch kul¬ 
turästhetische und -philosophische 
Beiträge unterschiedlicher Autoren. 
Hierbei wird dem Leser deutlich, 
dass die theoretischen Arbeiten Ge¬ 
org Lukäcs 4 zum dialektischen Zu¬ 
sammenhang Arbeit - kapitalistische 
Gesellschaftsordnung - Kulturästhe¬ 
tik hier tragend erscheinen, um über 
das prozessbedingte „Kathartische“ 
die Veränderungsoptionen der exis¬ 


tierenden gesellschaftlichen Prozesse 
auch ontologisch-individuiert zu öff¬ 
nen. Wie Meier dann auch mit Lukäcs 
über Brechts Auffassung hinaus sa¬ 
gen lässt: Der Verfremdungseffekt 
will bloß unmittelbare, erlebnishaf¬ 
te Katharsis ausschalten, um Raum 
zu schaffen für eine, die durch eine 
vernunftmäßige Erschütterung des 
ganzen Menschen des Alltags ihn 
zu einer wirklichen Umkehr zwingt 
(S. 133). 

Um dann wiederum folgerich¬ 
tig am Ende mit der Frage nach der 
„Aufgabe von Kunst in Gegenwart 
und Zukunft“ (S. 178) zu konfron¬ 
tieren, was einerseits begründend 
dargelegt wird im Hinblick auf die 
Prämisse, dass Literatur und Theater 
ohne Blick auf die gesellschaftliche 
Realität nicht möglich seien und an¬ 
dererseits, wie ich es zu interpretieren 
vermag, ebenso ohne bewusste Indi¬ 
vidualität des Menschen im Sinne hu¬ 
manistisch-vernünftiger theoretisch 
wie praktischer Denkens- und Ver¬ 
haltensweise nicht. Nach Marx/En¬ 
gels zutreffend als die „Ästhetische 
Weltaneignung und die sinnliche Bil¬ 
dung des Menschen“ zu bezeichnen. 

Es ist sicherlich zuzustimmen, 
wenn am Ende resultierend festzu¬ 
stehen scheint, dass Theater stört, 
stören muss. Das im Übrigen ganz 
im Sinne auch des großen bürger¬ 
lichen Demokraten und bedeuten¬ 
den Schriftsteller Heinrich Böll, der 
in seiner Eröffnungsrede zum Wup¬ 
pertaler Schauspielhaus im Oktober 
1966 deutlich machte, dass Kunst zu 
weit gehen müsse. 

Gut auch, dass der Autor aufwe¬ 
ckend und anregend am Ende Hein¬ 
rich Heines imperativische Gedicht¬ 
zeilen zitiert, mit dessen erster Zeile 
ich hier enden möchte, weil es zu po¬ 
sitiver, produktiver Aufbruchsstim¬ 
mung taugt: „Schlage die Trommel 
und fürchte dich nicht.“ 

Sollten Leser, auch wenn wegen 
örtlicher Unkenntnis durch die Fo¬ 
kussierung auf Hildesheim manch¬ 
mal der Nachvollzug der Ausführun¬ 
gen schwerer zu erarbeiten ist, Mut 
finden, sich einzulassen, sich anzu¬ 
strengen, sich auseinanderzusetzen, 
sich zu streiten - dieses Buch ver¬ 
dient es. 

Roland Hoja 

Jürgen Meier: Theater stört. Betrach¬ 
tungen zur bürgerlichen Stadtkultur 
und Theatergeschichte mit dem Fokus 
Hildesheim. 198 Seiten, 19,95 Euro. 


Anzeige 


Progressive Literatur Verlag Wiljo Heinen 


Aufklärung verbreiten: »Unrechtsstaat« DDR? »Rechts¬ 

staat« BRD? - Ganz so einfach ist es nicht, wie die vergleichenden 
Darstellungen von Erich Buchholz zeigen. 


Welche Rechte ge¬ 
wannen die DDR- 
Bürger durch den 
Beitritt? Haben 
sie Rechte verlo¬ 
ren? 

Ein »Rechtsstaat« muss sich an dem 
in ihm gesetzten Recht messen lassen: 
Erich Buchholz liefert in diesem Band 
einen Vergleich der Rechtsnormen der 
DDR und der BRD. Dabei stehen die 
Rechte der »normalen Bürger« im Mittel¬ 
punkt. 

Erich Buchholz 
Rechtsgewinne? 

ISBN 978-3-939828-54-9 

286 Seiten, Taschenbuch | 12,- € 


War das DDR- 
Justizssystem das 
bislang beste in 
Deutschland? 
Diese Frage stellt 
einer, der es wis¬ 
sen muss: Prof. Buchholz ist als ehema¬ 
liger Richter und Professor für Strafjustiz 
ein ausgewiesener Kenner des DDR- 
Justizsystems. 

Er skizziert Entstehungsgeschichte, 
grundlegendes Anliegen und prakti¬ 
sches Funktionieren der Justiz der DDR. 

Erich Buchholz 

Das DDR-Justizsystem 

ISBN 978-3-939828-94-5 

398 Seiten, Taschenbuch | 18,- € 




Internet-Laden: www.gutes-lesen.de 
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Mal ‘n bisschen Platz da 

auf der russischen Seite - von wegen! 

Bericht aus Sachsen zum 70. Jahrestag der Befreiung vom Faschismus 



R und 25 Genossinnen und Ge¬ 
nossen aus Sachsen, unterstützt 
durch den Landesverband Bran¬ 
denburg und Genossen des Kommu¬ 
nistischen Aktionsbündnisses Dres¬ 
den ließen es sich nicht nehmen, am 
politischen Teil der Festveranstaltung 
zum 70. Jahrestag des Treffens sowje¬ 
tischer und US-amerikanischer Sol¬ 
daten am 25. April 1945 in Torgau an 
der Elbe deutlich sichtbar teilzuneh¬ 
men. Im Vorfeld waren die Anmel¬ 
dungen zu einem Infostand der DKP 
Dresden und der jungen Welt von der 
Stadt Torgau abgelehnt worden: Man 
wisse schon, was politisch zu tun sei 
und das Festkomitee habe mehrheit¬ 
lich entschieden, die Infostände nicht 
zu genehmigen. 

Um so erfreulicher die Reaktio¬ 
nen auf unser Auftreten: Besonders 
herzlich begrüßt wurden wir von den 
russischen Teilnehmerinnen und Teil¬ 
nehmern, die sich seit Jahren wieder 
über die roten Fahnen freuten. Unsere 
CIIACHEO-T-Shirts trugen zu man¬ 
chem kleinem Fotoshooting bei. Aber 
auch ein Journalist aus den gebrauch¬ 
ten Bundesländern staunte nicht 
schlecht: Dass es uns noch gebe und 
dann gleich in „Bataillonsstärke“ - 
Donnerwetter und weiterhin alles 
Gute! Grüße und Umarmungen von 
russischen Kommunisten bis hin zu 
einer spontanen und impulsiven An¬ 
sprache: „Du bist ein deutscher Kom¬ 
munist, ich bin ein russischer Kommu¬ 
nist, du weißt, wo dein Platz, Genosse, 
ist. Rot Front!“ Wir sind auf der Welt 
gar nicht so allein, wie es manchmal 
den Anschein hat. 

Die Gedenkveranstaltung an den 
Fahnenmasten war eher peinlich: Das 
stete Betonen, dass die BRD „nun 
anerkannter gleichberechtigter Part¬ 
ner“ sei (vor allem als Speerspitze der 
NATO- Eingreiftruppe mit Besen¬ 
stielen und krummen Läufen, was uns 
natürlich freut), die fast schon Gauck- 
sche Aussage des herbeigeeilten Geist¬ 
lichen „man müsse für den Frieden 
Verantwortung übernehmen“, das be¬ 
mühte und hilflose Agieren der Bun¬ 
deswehr (einschließlich eines Vertre¬ 
ters des sächsischen Heimatschutzes?) 
und ein ziemlich jammervoller Play¬ 


back-Auftritt Torgauer Schulklassen 
ließen wenig Raum, den historischen 
Anlass wirklich angemessen würdigen. 
Oberpeinlich der Spruch eines Bun¬ 
deswehr-Stabsfeldwebels, vorgetragen 
in preußisch schnarrendem Komman¬ 
doton: „Machen se mal ‘n bisschen 
Platz da auf der russischen Seite“. 

Schon im Vorfeld der Gedenk¬ 
veranstaltung waren wir mit einer 
kleineren Gruppe aktiv geworden. 
Am Freitagabend die Teilnahme an 
der Podiumsdiskussion der Jungen 
Union Nordsachsen. Hauptredner: 
Ein Brigadegeneral Renk und der 
ehemalige Ministerpräsident Sach¬ 
sen-Anhalts, Dr. Bergner, CDU. Die 
weiteren Gäste - u. a. der ehemalige 
Schachweltmeister Karpow, Frau Dr. 
Nachodnitzkaja vom Institut für De¬ 
mokratie und Kooperation und Prof. 
Dr. Lussans aus Frankreich - waren 
wohl mehr als schmückende Staffage 
gedacht, was sich ebenso als Denkfeh¬ 
ler der JU herausstellte, wie die Hoff¬ 
nung auf wenig Widerstand aus dem 
Publikum. 


Zunächst jedoch die Erläuterung 
der sicherheitspolitischen Lage durch 
den Brigadegeneral (hier in Kurz¬ 
form): Wir müssen uns alle gegen den 
internationalen Terrorismus schützen. 
Es geht um den Schutz der russischen 
Nachbarn. Es geht um gute Wege für 
die Ukraine, Moldowa und andere, 
die wir gemeinsam mit Russland fin¬ 
den wollen. Russland hat die Partner¬ 
schaft verlassen und die Krim annek¬ 
tiert und das Völkerrecht gebrochen. 
Wir sehen einer hybriden Kriegsfüh¬ 
rung ins Auge, die von Russland aus¬ 
gelöst wurde. 

Ich werde auf diese Argumenta¬ 
tionskette an anderer Stelle einge- 
hen, das würde den Rahmen dieses 
Artikels sprengen. Herr Dr. Bergner 
garnierte die militärische Interpreta¬ 
tion mit einer ziemlich zusammenge¬ 
schusterten historizierenden Darstel¬ 
lung der politischen Aktivitäten der 
letzten 40 Jahre. Seine Argumenta¬ 
tion mündete ebenfalls in dem Vor¬ 
wurf, Putin sei dabei, das gemeinsame 
Haus Europa zu verlassen und habe 


durch die „ Annektion“ der Krim eine 
Konfliktlage geschaffen, „auf die wir 
uns einstellen müssen“. Zur Erinne¬ 
rung: Dr. Bergner ist Mitglied der 
EVP- Fraktion, deren Vorsitzender 
gerade geäußert hat, wir müssten uns 
auf einen Krieg mit Russland einstel¬ 
len. 

Nüchtern und wohltuend die Stel¬ 
lungnahmen der übrigen Gäste. Fr. 
Nachodnitzkaja gab ein Plädoyer für 
die Verbesserung der insbesondere 
deutsch- russischen Zusammenarbeit 
ab, erinnerte daran, dass die Annekti¬ 
on der Ukraine schon im 1. Weltkrieg 
ein Ziel der deutschen Kriegsstrate¬ 
gie gewesen sei und verwies auf die 
Aussage des ehemaligen Präsidenten 
Bush: „Weder München, noch Jalta“, 
was bedeute, dass Osteuropa als Ein¬ 
flusszone der USA betrachtet würde. 
Woraus sich zwangsläufig der Kon¬ 
flikt zwischen dem deutschen und 
dem US-amerikanischen Imperialis¬ 
mus ergibt, den wir auf dem Boden 
der Ukraine als Nebeneffekt bewun¬ 
dern dürfen. 


Es kam zu Fragen aus dem Pub¬ 
likum, von denen insbesondere zwei 
zu Unruhe auf dem Podium führten: 
Erstens, inwieweit die Osterweite¬ 
rung der NATO im Einklang stehe 
mit dem 2+4-Vertrag. Zweitens, wel¬ 
che Normen des Völkerrechtes denn 
durch die Entscheidung der Krim ge¬ 
brochen worden wären, sich der rus¬ 
sischen Föderation anzuschließen. Da 
es auf beide Fragen keine schlüssigen 
Antworten gab, vielmehr den Ver¬ 
such, die Frager als Verschwörungs¬ 
theoretiker zu brandmarken und sie 
rhetorisch auszuhebeln mit der Frage, 
wie sie denn mit ihren Dogmen leben 
könnten, kam es zu lautstarken Un¬ 
mutsäußerungen im Saal. Der Briga¬ 
degeneral, der trotz expliziter Auffor¬ 
derung zu einer eigenen Antwort die 
Frage nach dem 2+4-Vertrag an den 
CDU- Politiker weiter gab, musste 
sich den Vorwurf „Feigling“ gefallen 
lassen (was bei deutschen Generälen 
von Stalingrad bis Kundus ja nichts 
Neues ist) und der Politiker durfte 
sich nach einer gewundenen Ant¬ 
wort anhören, er vermische hier Völ¬ 
kerrecht mit anderen Rechtsnormen 
und höchst persönlichen Interpreta¬ 
tionen, die mit der Frage gar nichts 
zu tun hatten. 

Der französische Historiker fasste das 
Thema abschließend prägnant zusam¬ 
men: Wie auch immer man alles recht¬ 
lich bewerten möge, Fakt sei, dass die 
NATO und der Westen als erstes das 
Recht gebrochen hätten. Dem ist we¬ 
nig hinzuzufügen. 

Nicht zuletzt liegen an exponier¬ 
ten Stellen in Torgau Gestecke der 
DKP Torgau mit der Botschaft „Frie¬ 
den statt NATO“ und ein Kranz der 
DKP Sachsen mit dem Aufdruck 
„CnACHEO“. An die Kranzschlei¬ 
fe zu gelangen war eine eigene Ge¬ 
schichte. 

Allen Freunden und Genossen 
noch einmal ein herzliches Danke¬ 
schön für die gelungene und überzeu¬ 
gende Veranstaltung bei herrlichstem 
Frühlingswetter. Die Kommunisten in 
Sachsen haben sich überzeugend prä¬ 
sentiert und positioniert. Weiter so. 

-krü 


Dank Euch, Sowjetsoldaten 


Zahlreiche Aktionen in Erfurt 



Der 8. Mai in München 

Am 8.Mai demonstrierten einige 
Hundert bei strahlendem Himmel 
durch die Münchner Innenstadt mit 
vielen Fahnen und Transparenten 
der Jusos, der DKP, der VVN/Bund 
der Antifaschistinnen, der SDAJ, der 
Linkspartei, der DFG/VK, von ver. 
di, attac und anderen. Am Leit-LKW 
hing ein großes Transparent der ver¬ 
anstaltenden Münchner Gewerk¬ 
schaftsjugend: „Nie wieder Faschis¬ 
mus, nie wieder Krieg.“ Im Anschluss 
fanden rund hundert Demonstrantln- 
nen den Weg in den Großen Saal des 
EineWeltHauses. Eingeladen hatte 
das Betriebsaktiv der Münchner DKP 
zusammen mit SDAJ, KKE, KNE und 
DIDF. 

Hans-Peter Brenner, stellvertre¬ 
tender DKP-Vorsitzender, erinner¬ 
te einleitend an den 8.Mai 1985, an 
dem zum ersten Mal ein Bundesprä¬ 
sident, Richard von Weizsäcker, von 
Befreiung und vom Widerstand auch 
der Kommunisten gesprochen hatte. 
„Kann man sich das heute mit Merkel 
und Gauck vorstellen?“, fragte Bren¬ 
ner. „Undenkbar.“ 

Zu den Nazi-Vernichtungsträu- 
men habe gerade auch der Krieg ge¬ 
gen unsere Weltanschauung gehört, 
so Brenner. Es verschmolz Hass auf 
die Partei Lenins mit allgemeinem 
Rassismus. „Und so waren es dann 
die sowjetischen Menschen, alle zu¬ 
sammen, die den Sieg errangen.“ 


Mit abnehmenden Triumphen 
nahmen die Nazi-Träume andere 
Formen an: Aus dem Germanen¬ 
kampf gegen slawische Untermen¬ 
schen wurde Europas gemeinsame 
Verteidigung gegen den Bolschewis¬ 
mus. Eine Dienststelle beim Außen¬ 
minister Ribbentrop projektierte Eu¬ 
ropa als Zollunion mit gemeinsamer 
Währung. Brenner: „An diese Pläne 
konnte wenig später Adenauer an¬ 
knüpfen.“ Einen sozialen und demo¬ 
kratischen Ursprung, auf dem man 
Europa heute „neu gründen“ könne, 
habe Europa nicht. 

Der Sprecher der Kommunisti¬ 
schen Partei Griechenlands (KKE), 
aus dem Land, in dem deutsche 
Brandstifter und Massenmörder 
nach der UdSSR ihre bösesten Blut¬ 
spuren hinterlassen haben, benannte 
mit Brecht den Kampfauftrag: Ge¬ 
gen Faschismus müsse heißen gegen 
Kapitalismus, und zwar gegen die EU, 
das Machtzentrum der heutigen Aus¬ 
plünderer seiner Heimat. „Wir rufen 
unser Volk auf, die Schulden, mit de¬ 
ren Abzahlung die Blutsauger uns ru¬ 
inieren, nicht anzuerkennen, weil das 
Geld nicht dem Volk, sondern den 
Großunternehmern zugeflossen ist.“ 

Der türkische Sprecher der Or¬ 
ganisation DIDF hob hervor: „Die 
gefallenen Sowjetsoldaten haben ihr 
Leben gelassen für eine Welt der Völ¬ 
ker.“ Die von den Ausbeutern provo¬ 


zierte Existenzangst werde heute ge¬ 
nutzt von Pegida und Nazis. „Wir Lin¬ 
ke müssen eine Alternative anbieten 
für ein Zusammenleben unterschied¬ 
licher Kulturen.“ 

Uns wird eingeredet, die BRD- 
Gründung sei Stunde null gewesen, 
um die Schuld der Konzerne auszu¬ 
blenden“, sagte Leo (SDAJ). Staats¬ 
umbau und Faschisierung heute seien 
„Demokratie im Interesse der Herr¬ 
schenden“: vom KPD-Verbot über 
Bundeswehr für den Inneneinsatz, 
Trennungsabbau zwischen Geheim¬ 
diensten und Polizei, Streikverbot 
durch „Tarifeinheit“, Abschaffung 
des Asylrechts, NSU-Mordserie als 
„Panne“ u.a., 

Peter vom DKP-Betriebsaktiv 
schilderte den organisierten Wider¬ 
stand gegen Hitlerkrieg und Faschis¬ 
mus von Seiten der Kommunisten 
und ihrer Partner in der Münchner 
Arbeiterschaft. Klaus Linder, Musi¬ 
ker aus Berlin, ergänzte mit Gesang 
und Klavier die Reden bis hinein in 
ihren Hintergrund. 

Jörg Högemann 



Die ersten Mai-Tage waren für die 
Genossen der DKP Erfurt mehr als 
stressig. Die DKP-Gruppe Erfurt, die 
sich erst im Spätsommer 2014 wieder 
gegründet hatte, bekam alle Hände 
voll zu tun. So galt es am 1. Mai einen 
Infostand auf dem DGB-Fest abzu¬ 
sichern als auch den angekündigten 
Provokationen der NPD entgegen zu 
treten. Auf der Antifa-Demo war die 
DKP mit Fahnen und einem Transpa¬ 
rent dabei. Desweiteren wurden an 
einem Teil der NPD-Demo-Strecke 
unsere „8. Mai - Nie wieder Krieg- 


Nie wieder Faschismus“-Plakate 
aufgehängt. Am 2. Mai galt es sich 
den rechten Hooligans entgegenzu¬ 
stellen. In der Nacht vom 7. auf den 
8. Mai wurden in unserem Erfurter 
Schwerpunktgebiet 3 000 UZ, UZ- 
Extras und 2 000 8.-Mai-Flugblät- 
ter gesteckt. Am Morgen des 8. Mai 
lud die Deutsch- Russische Freund¬ 
schaftsgesellschaft zum Gedenken 
ein. Danach beteiligten sich einige 
Genossen der DKP an der Ehrung 
am Sowjetischen Ehrendenkmal auf 
dem Erfurter Friedhof. MZ 
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Porträt / Festival der Jugend 


Die wahrscheinlich dienstälteste 
Parteikassiererin der Welt 

Tilly Hendricks regelt seit 1952 die Finanzen 
der Kommunistischen Partei in Duisburg 


Am vergangenen Freitag feierte Tilly 
Hendricks in Duisburg ihren 90. Ge¬ 
burtstag. Aus diesem Anlass unterhielt 
sich die UZ mit der wahrscheinlich 
dienstältesten Parteikassiererin der Welt. 

UZ: Wie bist du zur Kommunistischen 
Partei gekommen? 

Tilly Hendricks: 1948 waren wir frisch 
verheiratet. Mein Mann Willi hatte 
mich zwar schon zu Versammlungen 
der Partei mitgenommen, aber beson¬ 
ders interessiert hat mich das nicht. 
Einige Jahre später lernte ich dann bei 
einem Besuch die DDR kennen. Das 
hat mich dann schon beeindruckt, und 
nach meiner Rückkehr habe ich die 
Versammlungen dann anders wahrge¬ 
nommen. Nach einer Veranstaltung im 
Jahr 1952, die ich besucht habe, sind 
die referierenden Genossen wie Os¬ 
kar Neumann von der Polizei verhaf¬ 
tet worden. Am nächsten Tag bin ich 
der KPD beigetreten. 

UZ: Und wie ging es dann weiter? 

Tilly Hendricks: Meine Gruppe wähl¬ 
te mich kurz nach meinem Parteiein¬ 
tritt zur Kassiererin. Auch nach dem 
Verbot der Partei habe ich in Duisburg 
einen Teil von Mitgliedern abkassiert, 
war dazu im gesamten Stadtgebiet mit 
dem Fahrrad unterwegs. 

Nach der Gründung der DKP 1969 
kam ich in den Gruppenvorstand und 
bekam wiederum die Kassierung über¬ 
tragen. Zudem war ich aktiv im Frau¬ 
enarbeitskreis der DKP Duisburg tätig 
und beteiligte mich in verschiedenen 
Initiativen. 



1989 dann übernahm ich die Kreiskas¬ 
se. Es war eine harte Zeit. Mit großer 
Energie und Hartnäckigkeit haben 
wir dafür gesorgt, dass die politische 
Handlungsfähigkeit unserer Kreisor¬ 
ganisation finanziell abgesichert wer¬ 
den konnte. 

Von 1952 an bis heute habe ich mei¬ 
ne Funktion ohne Unterbrechung aus¬ 
geübt. 

UZ: Mit welchem Gefühl? 

Tilly Hendricks: Bis jetzt hat mir die 
Kassierung immer nur Freude gemacht. 

UZ: Hast du nun Angst vor der zu¬ 
sätzlichen Arbeit? Immerhin haben ja 
auf dem Festival der Jugend fünf junge 
Duisburgerlnnen ihren Antrag auf Mit¬ 
gliedschaft in die DKP gestellt! 

Tilly Hendricks: Im Gegenteil: Es freut 
mich natürlich ungemein, dass unsere 
Kreisorganisation eine solche Stärkung 
erfahren hat. Nach der positiven Ent¬ 
wicklung der Kreisorganisati¬ 
on im letzten Jahr macht das 
Mut. 

UZ: Welche Ansprüche stellst 
du an dich und die Arbeit der 
Kassierer der DKP? 

Tilly Hendricks: Ich wollte 
als Kassiererin keinesfalls nur 
das Geld verwalten, sondern 
auch die Politik der Partei 
mit erarbeiten und umsetzen. 
Und so habe ich es bislang ge¬ 
halten. 

Wir wissen, dass die Einbe¬ 
ziehung unserer Mitglieder in 
die politische Arbeit wesent¬ 
lich von einer engen persön¬ 
lichen Verbindung zu ihnen 
abhängt. 

Die Verbesserung der kas¬ 
senpolitischen Erfassung der 
Mitglieder und die Steigerung 
des Spendenaufkommens 
sind für die Entwicklung un¬ 
serer politischen Arbeit von 
großer Bedeutung. Nicht we¬ 
niger von Belang ist die Bei¬ 
tragswahrheit, hier gibt es 
sicherlich überall Nachhol¬ 
bedarf. Aber auch die regel¬ 


mäßige Kassierung unserer Mitglie¬ 
der, wie auch die regelmäßige Bei¬ 
trags- und Spendenabrechnung an die 
Bezirkskasse. 

Eine regelmäßige und möglichst 
hundertprozentige Abrechnung zeigt 
in etwa das vorhandene Kräftever¬ 
hältnis, was für die Umsetzung der Po¬ 
litik unserer Partei nicht unterschätzt 
werden darf. 

Wichtig ist auch die fristgemäße 
Abgabe der Kassenunterlagen an die 
zentrale Buchhaltung des Parteivor¬ 
stands, damit wir gegenüber der Wirt¬ 
schaftsprüfung nicht in Verzug gera¬ 
ten. 

Den Kreis- und Gruppenkassie¬ 
rern fällt vor allem die Aufgabe zu, 
ihren Mitgliedern nicht nur Beitrags¬ 
und Spendenmarken zu verkaufen, 
sondern sie auch möglichst umfassend 
über die Beschlüsse der Vorstände zu 
informieren. Wo das erfolgt, finden 
sich die Mitglieder eher bereit, am 
Parteileben und an der Parteiarbeit 
teilzunehmen. Das ist der Idealfall. 
Wo das aber nicht vorkommt, gibt es 
nicht nur mangelnde Bereitschaft zur 
Mitarbeit, es gibt auch magere Kas¬ 
sen, um die Parteiarbeit finanzieren zu 
können. Allerdings müssen wir gerade 
angesichts der Überalterung in vielen 
Kreisen berücksichtigen, dass längst 
nicht alle Mitglieder mehr dazu in der 
Lage sind. Viele von ihnen helfen mit 
Spendenbeträgen und tragen auf diese 
Weise zu einer Verbesserung unserer 
Öffentlichkeitsarbeit bei. 

Außerdem halten wir es für sinn¬ 
voll, so genannte überschüssige Gelder 
aus der Parteikasse als Spende an die 
übergeordneten Vorstände abzufüh¬ 
ren. Wir praktizieren das seit eh und je. 
Gerade Bezirks- und Parteivorstand 
sind auf finanzielle Zuwendungen an¬ 
gewiesen, wenn sie bedeutende Pläne 
verwirklichen wollen, die der Organi¬ 
sation insgesamt zugute kommen. 

UZ: Wir diskutieren aktuell in der DKP 
die Möglichkeiten für die Durchführung 
eines UZ-Pressefestes im Jahr 2016. Wie 
stehst du dazu? 

Tilly Hendricks: Wir sollten es auf je¬ 
den Fall machen. Wir haben es in den 
vergangenen Jahren auch immer hinbe¬ 
kommen. Mich hat immer beeindruckt, 
welche Spenden wir auch außerhalb 
der Partei dafür bekommen haben. 
Das klappt schon. Neben anderen Vo¬ 
raussetzungen ist eine der wichtigsten 
sicherlich die Finanzierung. In unserem 
Kreis wollen wir alles daran setzen, dass 
unser UZ-Pressefest stattfinden kann. 

UZ: Welchen Rat würdest du den Kas¬ 
sierinnen der DKP mitgeben? 

Tilly Hendricks: Immer den Kontakt zu 
den Genossinnen und Genossen halten 
und pünktlich abrechnen! 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 



Tilly Hendricks beim Protest vor dem Duisburger 
Landgericht im Juli 2000 gegen Abschiebung 
der Romafamilie Zumberov. 


Spenden für das UZ-Pressefest 2016! 

Im Vorfeld des Pressefestes 2014 stellte der letzte 
Verfassungsschutzbericht fest:„Die zur Vorfinanzie¬ 
rung erforderlichen 35 000 Euro seien durch Spen¬ 
den bereits deutlich überschritten worden." Neh¬ 
men wir das als Ansporn für 2016! 

Das Pressefest-Konto: 

DKP Parteivorstand, 

Kto.-Nr. 400 248 7501 bei der GLS Bank 
Bochum, 

BLZ 430 609 67, 

IBAN DE63 4306 0967 4002 4875 oi 
Stichwort: Pressefest 2016 



Das Festival der Jugend 
war ein voller Erfolg 

Drei Tage lang war für jede und jeden was dabei 


D rei Tage, drei Nächte, 1 500 Per¬ 
sonen auf dem Platz, 650 Dau¬ 
ergäste, sechs Veranstaltungs¬ 
orte mit über 60 Programmpunkten 
aus den Bereichen Partys & Konzerte, 
Lesungen und Filme, politische Dis¬ 
kussionsrunden, Workshops, Sport, 
Spiele & Sonstiges, acht internatio¬ 
nale Schwesterorganisationen, vier 
Medienpartner, 29 Unterstützerorga¬ 
nisationen, zwei Mitveranstalter und 
jede Menge gute Laune und fröhliche 
Gesichter. Das und viel mehr war das 
Festival der Jugend 2015. 

Breites Programm 

Drei Tage lang war für jede und je¬ 
den was dabei: Angeregt diskutiert 
wurde mit dem Filmemacher Tobi¬ 
as Kriele über die Rolle von Medien 
im Sozialismus, der die Aussage einer 
kubanischen Freundin zitierte: „Wir 
machen das Mittelmäßige selbst, und 
auch das Gute und auch das, was wir 
schlecht machen. Das machen wir al¬ 
les selbst, aber wir machen es.“ Das ist 
wohl der entscheidende Unterschied 
zur deutschen Presselandschaft, die 
fast vollständig von etwa zehn rei¬ 
chen Familien beherrscht wird, wie 
in einer anderen Diskussionsrunde zu 
erfahren war. Selber organisiert wa¬ 
ren auch das Improvisationstheater, 
das Fußballturnier und ein HipHop- 
Workshop. Jörg Kronauer berichtete 
spannend über die Rolle der imperi¬ 
alistischen Staaten beim Aufbau des 
Islamischen Staat (IS) und die Jour¬ 
nalistin und Autorin Susann Witt- 
Stahl stellte ihr Buch „Antifa heißt 
Luftangriff“ vor, in dem sie harsche 
Kritik an der politischen Ausrichtung 
bestimmter antifaschistischer Zusam¬ 
menschlüsse und Organisationen übt. 

„Das war uns sehr wichtig“, resü¬ 
miert Florian Hainrich vom Bundes¬ 
vorstand der SDAJ. „Wir wollten ein 
breites, gut durchmischtes Programm 
bieten.“ Der Schwerpunkt lag sicher¬ 
lich auf politischen Runden, aber 
auch Kultur, Sport und Musik ka¬ 
men nicht zu kurz. Das zeigten nicht 
zuletzt auch die Lesungen von Pe¬ 
ter Mertens, Vorsitzender der Partei 
der Arbeit aus Belgien, der aus sei¬ 
nem Bestseller „Wie können sie es 
wagen?“ las, oder Ellen Schernikau, 
die aus den Werken ihres verstorbe¬ 
nen Sohnes vortrug. Und es war nicht 
nur bei den Spanienliedern von Erich 
Schaffner im Cafe K der DKP kein 
Platz mehr frei. Volles Haus war auch 
bei den Konzerten von Daniel Kahn, 
den Rappern S. Castro und Derbst 
One und der Skatepunkband Narco- 
laptic am Samstag. 

Neue Freunde 

Und doch wurde die SDAJ von der 
Breite der Unterstützerorganiatio- 
nen überrascht, denn 29 andere Or¬ 


ganisationen beschlossen, als offizielle 
Unterstützer des Festivals aufzutre¬ 
ten. Die Liste umfasst als bundes¬ 
weite Organisationen die DFG-VK, 
die DIDF-Jugend, den Verband der 
Studierenden aus Kurdistan (YXK), 
Ciwanen Azad Deutschland/Kurdi¬ 
sche Jugend, dielinke.SDS, Rote Pe¬ 
peroni und die Marx-Engels-Stiftung. 
Dazu kamen einige Strukturen aus 
den Gewerkschaften mit der DGB- 
Jugend Franfurt, der EVG-Jugend 
München, der ver.di-Jugend Bayern 
und dem Landesverband Bayern der 
GEW. Auch die Bündniskontakte im 
Bereich der Schülervertretungen ka¬ 
men zur Geltung; die Landesschüler¬ 
vertretung NRW sowie die Bezirks¬ 
schülervertretungen aus Dortmund, 
Essen und Köln wollten das Festival 
mit unterstützen. Ansonsten befinden 
sich auf der Unterstützerliste Solid 
NRW & Hessen sowie die Ortsgrup¬ 
pe Ortenau, die Freidenker NRW, An¬ 
tiimperialistische Aktion Ruhrpott, 
Arbeiterlieder Ultras, Bündnis Dort¬ 
mund gegen Rechts, Bündnis Fulda 
stellt sich quer, Duisburger Netzwerk 
gegen Rechts, See Red! - Interventi¬ 
onistische Linke Düsseldorf, Grup¬ 
pe Hilarius und Initative e.V. - Ver¬ 
ein für Demokratie und Kultur von 
unten. „Für uns war dieses Festival 
auch wichtig, um unsere Kontakte 
zu befreundeten Organisationen zu 
stärken“, so Paul Rodermund, Bun¬ 
desvorsitzender der SDAJ. „Das ist 
angesichts der anstehenden Protes¬ 
te gegen den G7-Gipfel, zu denen wir 
und andere bundesweit mobilisieren, 
mehr als notwendig.“ Auffällig war 
auch die hohe Präsenz von interna¬ 
tionalen Gästen aus Griechenland, 
Portugal, Zypern, Türkei, Frankreich, 
Luxemburg, den Niederlanden und 
Belgien auf dem Festival, die sich in 
eigenem Zelt präsentierten. 

Cut organisiert 

Es war das vierte Festival der Jugend, 
das die SDAJ seit 2008 im Jugendpark 
in Köln organisiert hat. Schon im Vor¬ 
feld war deutlich geworden, dass das 
Festival der Jugend auf großes Inter¬ 
esse auch über die SDAJ hinaus stößt. 
Von Anfang an waren die Naturfreun¬ 
dejugend und die DKP bei den Pla¬ 
nungen dabei. Die Naturfreundeju¬ 
gend beschloss, dass sie ihr jährliches 
Teeniecamp auf das Festival der Ju¬ 
gend verlegen wollen. „Wir haben mit 
650 Dauercampern und Dauercam- 
perinnen fast eine Verdoppelung der 
Teilnehmerzahl erreicht - ohne Werbe¬ 
agentur, ohne bezahlte Organisatoren, 
ohne Kommerz, sondern alles selbst or¬ 
ganisiert“, so die Festival-Hauptverant¬ 
wortliche Anne Wolf. „Hier zeigt sich 
im Kleinen, was möglich ist - wenn wir 
uns organisieren.“ 

Anne Wolf 













4 Freitag, 5. Juni 2015 


Anzeigen 


unsere zeit CE 


Also seid ihr verschwunden, aber 
Nicht Vergessen 
Niedergeknüppelt, aber 
Nicht widerlegt 

Zusammen mit allen unbelehrbar Weiterkämpfenden 
Unbelehrbare, auf der Wahrheit Beharrende 
(Bertolt Brecht 1938) 

In Erinnerung an 

Jakob Grünwald 

(KPD) 

Verhaftet im März 1933. Gequält in den KZ Dachau und Börgermoor. Ermordet 
am 6. August 1943 im KZ Neuengamme. 

Aus Anlass der Stolperstein-Verlegung am 26. Mai 2015 in seinem Geburtsort 
Mindelheim / Bayern. 

Wir Nachkommen erlebten eine uns tief berührende Veranstaltung. Ermöglicht 
durch einen einstimmigen Beschluss des Stadtrats von Mindelheim. Dafür sa¬ 
gen wir Danke! Insbesondere dem 1. Bürgermeister Stephan Winter und dem 
Kulturdezernenten M.A. Christian Schedler. Unser Dank gilt auch Hans-Georg 
Wawra (2. Bürgermeister), Dr. Michael Linker (Historiker), Gunter Demnig 
(Künstler) und Jacob Jung (dem 18-jährigen Ur-Ur-Neffen von Jakob Grün¬ 
wald) für ihre uns bewegenden Ansprachen. 

Irene Jung - geb. Grünwald, Petra Jung, Arthur Hofmann, 

Jacob Jung (Stuttgart) 

Klaus Grünwald, Hannelore Thode - geb. Grünwald, 

Andreas Grünwald, Gabriele Gadomski (Hamburg) 

Ralf Jung, Sabine Jung (München) 
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Befreiung 

...und dann? 

Ludwig Elm 8. Mai 1945 - bedeutendste welt¬ 
geschichtliche Zäsur des zwanzigsten 
Jahrhunderts* Klaus Wagener Der 8. Mai, 
der Oktober und der ganz »normale« 
Imperialismus* Günter Benser Was kommt 
nach Hitler? ★ Manfred Mugrauer Die KPÖ im 
Jahr der Befreiung* Ulrich Sander Wiederbe¬ 
waffnung und Demokratenverfolgung in der 
Adenauerära* Matthias Dohmen Die »Stunde 
Nichts« - Geschichtswissenschaft und 
Geistesleben 1945 ff. *Ralf Jungmann Der 
»heiße« Krieg der »Kampfgruppe gegen 
Unmenschlichkeit«*Manfred Weißbecker Russ¬ 
landbilder des deutschen Faschismus 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 
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Weitere Themen u.a.: 

Patrik Köbele Zum 90. Geburtstag von Robert 
Steigerwald | Kai Ehlers Der umgestülpte 
Brzezinski | Manfred Sohn Griechische Botschaf¬ 
ten | Andrew Murray Großbritannien vor den 
Unterhauswahlen | Stefan Kühner »Erinnerung mit 
dem Fleischermesser« - Heldengedenken a 
la USA | Jürgen Lloyd Antifaschistische Geister¬ 
fahrer | Diether Dehrn Antifaschismus, Alltags¬ 
bewusstsein und Political Correctness | 

Andrew Kliman, Alan Freeman, Nick Potts, Alexey Gusev, 
Brendan Cooney: Als hätte es >Das Kapital* nie 
gegeben | Marianna Schauzu Zur Kritik der grünen 
Gentechnik 


I 

Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-23 67 57 


BERND KÜHLER UND EW02 


io dieser Straße 



Die neue Platte von Bernd 
Köhler zusammen mit ewo2, dem 
»kleinen elektronischen weltor- 
chester«. 15, - Euro + Versandkos¬ 
ten > Bestellungen über JumpUp. 
Alle Texte sind lesbar (!) in einem 
32-seitigen Booklet enthalten. 


CD DES MONATS-APRIL 


beim Berliner Chansonmagazin 
„Ein Achtel Lorbeerblatt” 


CD DES MONATS - MAI 


der Rundfunk-„Liederbestenliste” 
(Deutschland, Österreich, Schweiz) 
Mehr Infos über: www.ewo2.de 


EW02-LIVE 


_| 07.05. VÖLKLINGEN / 08.05. FRANKFURT / 09.05. BOCHUM / 17.05. BINGEN 

06.06. GLADENBACH / 06.06. MANNHEIM / 20.06. DORTMUND 


jumpup matthias henk, postfach 11 04 47,28207 bremen JEä 
tel.: 0421-4988535, fax.: 0421-4988535 
info@jumpup.de www.jump-up.de 
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Einladung zur zweiten Sitzung 
der Antifa-Kommission der DKP 

Termin: Samstag, 27. Juni 2015,11:00-16:00 Uhr 
Ort: Haus des PV, Hoffnungstraße 18, Essen 

Vorgesehene Themen: 

• Auswertung der Aktivitäten zum 8. Mai 

• Einschätzung zu PEGIDA und AfD 

• Leitantrag zum 21. Parteitag 

Eingeladen sind die Mitglieder der Kommission, die Bezirke und 
Koordinierungsräte der DKP. 

Anmeldungen bitte bis zum 19.06. an die Bundesgeschäftsstelle, 
Tel.: 0201/177889-0 oder dkp.pv@t-online.de 


Einladung gewerkschaftspolitisches Forum 

Samstag/Sonntag, den 27728. Juni 2015 

Haus der Jugend, Deutschherrnufer 12,60594 Frankfurt 
Beginn am 27. Juni 2015 um 11.00 Uhr, Einlass ab 10.00 
Uhr / Ende am 28. Juni 2015 um 13.00 Uhr 

Als Schwerpunktthemen sind vorgesehen: 

1 .Tag, 27. Juni 2015 

• Kurze Vorstellung der TN 

• Referate: „Fabrik 4.0/Office 2.0" 

sowie Diskussion in Arbeitsgruppen und Plenum 

• Diskussion und Einschätzung zum 
Kooperationsmodell von IGM, IG BAU, EVG und IG BCE 

2.Tag, 28. Juni 2015 

• BuG-Arbeit in der Partei 

Wir haben insgesamt 40 Schlafplätze mit Voll-Verpfle- 

gung zu einem Teilnehmerjnnen-Betrag 

von ca. 50,- bis 60,- Euro reservieren können. Sollte 

dieser Betrag nicht allein aufgebracht 

werden können, werden die Bezirke und Kreise um 

finanzielle Unterstützung gebeten. 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 
Wochenendseminar Sa./So. 20./21. Juni 2015 

Nation und Nationalismus 

Referent: Jürgen Lloyd 

Der heutige Begriff von Nation ist eng verbunden mit der 
bürgerlichen - kapitalistischen - Gesellschaft. Diese Ver¬ 
knüpfung soll näher betrachtet werden, um zu beurteilen, 
welchen Bezug Sozialisten und Kommunisten zur Nation ha¬ 
ben können, wenn sie doch die kapitalistische Gesellschaft 
überwinden wollen. Dabei zugleich den Nationalismus als 
bürgerliche Ideologie in den Blick zu nehmen, seine Wir¬ 
kungsweise und seine Ausprägungen zu untersuchen, soll 
helfen, die vielfältigen Fallstricke zu umgehen, die bei der 
Beschäftigung damit lauern. 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise kann 
bereits Freitag zwischen 17.00 und 22.00 Uhr erfolgen. Be¬ 
ginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 14.00 Uhr. 
Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25,- €. 
Ab Freitag 30,- €. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreis 
oder Bezirk abklären. 

Weitere Informationen und Anmeldung unter 
www.karl-liebknecht-schule.org 


Anzeigen helfen der UZ! 



Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht, 

500 g für 5 €, 250 g für 3 € + Porto; ab 12 
Gläser (1 Karton) portofrei. Wir liefern 
auch handgefertigte Bienenwachskerzen. 
Anfrage bei: Imkerei Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



/-\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 

v_/ 



Toskana, nah am Meer 


Ökahof im OlivenhairL 
weiter Btick r Stille; 
g,roße helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Holis g dor Häuichcu; 
Kindewradies, 




Ent schien n igung: 

Ruhe & Nadir aact Im Mürltt- 
NatasnAlpaik. 2 FeWo je 2-3 Fers, 
ganzjährig in Kra tzc bürg- G ranzin. 
Havel & Havelaeen, Boot &- Rad. 

Irifü: ingTg.trtnQ jffj- de 

Td.: 03-31/8? 07 96 [AB] 
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Wir gratulieren unserer lieben Genossin und Kameradin 

Alice 

herzlich zum heutigen Geburtstag. 

Wir möchten Dir für Deinen Einsatz gegen die alten und 
neuen Faschisten, für Dein Eintreten für den Frieden und 
für eine soziale Welt Dank sagen. 

Mach weiter so. Dafür wünschen wir Dir viel Kraft und 
Gesundheit. 

Ganz liebe Grüße 

Deine WN-BdA Essen 
Deine Gruppe der DKP Steele-Kray 


Herzliche Glückwünsche 

Genossin Christel Bäsel 

wurde am 24. Mai 75 Jahre alt 
Liebe Christel, 

wir wünschen Dir alles Gute, Glück, Gesundheit und Lebensfreu¬ 
de zusammen mit Deinem Hermann, im Kreis Eurer Familie und 
zusammen mit Genossinnen und Genossen. 

Seit ihrer Jugend engagiert sich Genossin Christel für gesell¬ 
schaftlichen Fortschritt, für Frieden und Abrüstung und inter¬ 
nationale Solidarität. Aktiv arbeitet sie mit in der DKP seit der 
Konstituierung und hat sich in der Kreisorganisation und der 
Wohngebietsgruppe in verschiedenen Funktionen eingebracht, 
ln der ehemaligen ÖTV-Kreisverwaltung war sie immer mehr als 
nur Mitarbeiterin. 

Genossinnen und Genossen und ihre ehemaligen Kolleginnen 
und Kollegen kennen sie als hilfsbereite und solidarische Mit¬ 
streiterin. Sie gehört bis heute zu den kommunistischen Persön¬ 
lichkeiten in Wiebelskirchen und leistet ihren Beitrag in der DKP 
und in Bewegungen. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Kreisvorstand Neunkirchen, Parteigruppe Wiebelskirchen 


5 . Vollsitzung der Bildungskommission 
des Parteivorstands 

Termin: Samstag 13. Juni, 11.00 Uhr 
Ort: Hannover: Bezirksbüro der DKP Niedersachsen, 
Göttinger Straße 58, Hannover 

Vorschlag zur Tagesordnung: 

11.00- 11.45 Referat 

• Zwischenbilanz der Parteidiskussion zum Entwurf 
des Leitantrags an den 21. Parteitag 

• Bildungsarbeit und „Handlungsorientierung" des 
21. Parteitages 

• 2. Theoretische Konferenz zum Leitantrag 

• Stand der Realisierung des zentralen Arbeitsplans und 
der Aufgaben der Bildungskommission 

Referent: H.-P. Brenner 

11.45 - 13.00 Diskussion zum Referat 

13.00 - 13.30 Pause 

13.30- 15.00 Erfahrungsaustausch: 

• Stand der Umsetzung der Bildungsarbeit in den Bezirken 

• Vorstellung der Bildungsarbeit im Bezirk Hessen 

• Künftige Strukturierung der Arbeit der Bildungskommission 
15.30 - 17.00 Entwurf der neuen Bildungsmaterialien 

Eingeladen sind alle Bezirke und die Einzelmitglieder der 
Bildungskommission. 

Um Voranmeldung bis zum 8.6. bei der Bundesgeschäfts¬ 
stelle wird gebeten. 
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Hinab sr: 

ffans-Georg Müller 
HäuplSlraflfi 1 
5?3fl2 ScftmallenUefg- 
Gralsctieft 
Hc ch sau er lau fl 


Tel.: 00972-9794-fl 
fa*,: mumm 

fie-slaurant: 

Dienstag Ruhelag 


Haus Prospekt 
anfnrdecn 



ln unmittelbarer Mähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
GaslUöf. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch Usu:e der Wirt 
persönlich für Jas Wohl de* Gäste. 

Komiwtabte Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Esse«, 
gepflegte ßelranke. Alle Zimmer haben Bad, Duscfw. WC, 
Telefon. Fernseher die meisten Balkon und Vorraum. !m 
Hoteihwtfk befinden sich Lift, Sauna, Solarium. Niciit- 
raucherzimmer unc Kamin. Kinderspielraum, SslaiaüfteT. 
Frühstüdisbüflet. Auch Senioreo-Portiouen. 
Übernachtung /Frühstück 30.- bis 53.- € p.P 
HPIB.BOCp.P. * W. 22,-C p.P. 

Kostenlos 8us-uud Bahnfahren im Sauerland. 

Auch Kmderermjßigirtg/ Nehensa^on^ese. 

Bei 21 Tagen Aulenthalt im Jahr 10% Treueiabatt. 


itiail@gasUicf-hBimes.de • www.gasthof-heiines.de 
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unsere zeit 


termine@unsere-zeit.de 


Rüstungshochburg und 
Waffenumschlagsplatz 

Betr.: „Waffenumschlagplatz 
Hamburger Hafen“, 

UZ vom 22.5.2015 

Nicht nur Hamburg macht sich durch 
den Umschlag von Kriegsmaterialien 
mitschuldig an Kriegen in der Welt, son¬ 
dern auch Bremen. Der Beantwortung 
einer Anfrage der Partei „Die Linke“ im 
Bundestag zufolge wurden im Jahr 2014 
über Bremische Häfen Panzer und -Zu¬ 
behör im Wert von 100 Millionen Euro 
exportiert. Doch das ist nur ein Teil der 
Rüstungsgüter, die über Bremen und 
Bremerhaven verschifft wurden. „Die 
Linke“ erfuhr vom Bremer Senat, dass 
2013 ungefähr 15 000 Tonnen Muniti¬ 
on, also etwa 40 Tonnen pro Tag, über 
Bremische Häfen verschifft wurden. 
Hinzu kamen jene Kriegsmaterialien, 
die bislang nicht in den Statistiken des 
Hafenamtes registriert werden müssen, 
so dass die Zahl der hier umgeschlage¬ 
nen Rüstungsgüter noch deutlich hö¬ 
her sein dürfte. Das Bundesland Bre¬ 
men ist somit auch eine Drehscheibe 
für den weltweiten Waffenhandel. Ei¬ 
nen großen Teil des bremischen Hafe¬ 
numschlags bestreitet dabei die Bremer 
Lagerhaus-Gesellschaft (BLG), die sich 
zum größten Teil in städtischem Besitz 
befindet und an diesem Geschäft mit 
dem Tod verdient. 

Die alte Hansestadt Bremen ist zu¬ 
dem eine Rüstungshochburg, denn dort 
produzieren unter anderem die Firmen 
Atlas-Elektronik, EADS, Lürssen- 
Werft, OHB und Rheinmetall Defence 
Electronics Rüstungsgüter. Rüstungs¬ 
produktion und -exporte können Krie¬ 
ge in Gang bringen und halten. Deshalb 
gehören Herstellung und Verbreitung 
von Kriegsmaterialien sofort verbo¬ 
ten. Die Deutsche Friedensgesellschaft 
(DFG/VK-Bremen), das Bremer Frie¬ 
densforum und die Pusdorfer Friedens¬ 
gruppe hoffen, dass Bremens neuer Se¬ 
nat echte Friedenspolitik betreibt und 
sich für die Umstellung Bremer Rüs¬ 
tungsfirmen auf die Herstellung ziviler 
Güter (Rüstungskonversion) einsetzt 
sowie die Häfen von Bremen und Bre¬ 
merhaven für Rüstungsexporte schließt. 

Joachim Fischer ; E-Mail 

ELP-Austritt oder nicht? 

Betr.: „ Unsere Haltung zur 
Europäischen Linkspartei braucht 
einen kühlen Kopf“, UZ vom 

25.5.2015, S. 7 und Leserbrief von 
Georg Polikeit in der Ausgabe vom 

29.5.2015, S. 15 

Neben anderen wichtigen (Rich- 
tungs-) Entscheidungen wird die Fra¬ 
ge der Mitgliedschaft in der Europäi¬ 
schen Finkspartei eine der zentralen 
Fragen auf dem anstehenden Partei¬ 
tag sein. 

Der diesbezügliche Artikel des Ge¬ 
nossen Pohl ist nur zu unterstützen und 


hat, dies aus eigener Erfahrung, vielen 
Genossen „die Augen geöffnet“...(...) 

Die ELP ist eben kein „Projekt“ 
oder gar ein „Bündnis“, welches un¬ 
verbindlich ist. Sie ist eine Partei nach 
EU-Recht, muss den EU-Richtlinien 
entsprechen (und entspricht diesen...). 
Wesentliches und entscheidendes Kri¬ 
terium dabei ist, dass jede Partei, die 
eine „europäische“ ist, ein klares Be¬ 
kenntnis zur EU, so wie sie eben ist, 
abgibt. Dies trifft für die ELP, so wie 
sie ist und bleiben wird, zu; andernfalls 
wäre sie von den europäischen Fleisch¬ 
töpfen abgetrennt. Dies will und kann 
sie nicht. 

(...) Will etwa die DKP auch ein 
klares Bekenntnis zur EU abgeben - 
ein imperialistisches Projekt in Rein¬ 
kultur? ! 

Und nicht zu vergessen und darauf 
sei, wiederholt vom Unterzeichner, 
ausdrücklich hingewiesen: 

Das immer noch gültige Statut un¬ 
serer gemeinsamen Partei verbietet ge¬ 
radezu eine Mitgliedschaft in der ELP; 
in Artikel 1 Absatz 2 heißt es, „Mitglie¬ 
der der DKP können nicht zugleich 
Parteien, Vereinen, Organisationen 
und Einrichtungen angehören, deren 
Ziele gegen die Partei gerichtet sind.“ 
Dies trifft auf die EU und damit sämtli¬ 
che ihrer Einrichtungen zweifelsfrei zu, 
egal ob „Partei“ oder - wie eben nicht - 
nur „Bündnis“ ... 

Auch unser Parteiprogramm 
schließt eine Mitgliedschaft in der ELP 
ausdrücklich aus! 

Auf Seite 14, vorletzter Absatz, 
heißt es ausdrücklich: „Die DKP wirkt 
dafür, den Einfluss der bürgerlichen 
Ideologie und reformistischer Positio¬ 
nen auf die Arbeiterklasse zurückzu¬ 
drängen.“ (...) 

Ist nicht die dezidiert geäußerte Er¬ 
klärung der ELP, die EU reformieren 
und sie zu einer Einrichtung der „Eu¬ 
ropäer“ auf demokratischer Grundla¬ 
ge zu machen, Reformismus in Rein¬ 
kultur? ! 

Fazit: DKP raus aus der ELP!! 

Uwe Nebel, Sprecher der DKP Kreis¬ 
vorstand Mannheim 

EL - nützt sie uns? 

Betr.: Leserbrief von Georg Polikeit, 
UZ vom 29.5.2015, S. 15 

Die EU ist die Struktur der imperi¬ 
alistischen Integration Europas, ent¬ 
standen nicht aus einer progressiven 
Volksbewegung, sondern als Konst¬ 
rukt des Monopolkapitals zur Reali¬ 
sierung seiner Klasseninteressen in¬ 
nerhalb Europas und weltweit. Ihre 
Vertragsgrundlagen legen sie auf Ka¬ 
pitalismus und Militarisierung fest. 
Ihre politisch bestimmenden Organe, 
der Ministerrat und die Kommission, 
sind weder von den EU-Bürgern ge¬ 
wählt noch ihnen in irgendeiner Wei¬ 
se rechenschaftspflichtig, also unde¬ 


mokratisch, selbst nach bürgerlichen 
Maßstäben. Das EU-Parlament be¬ 
sitzt nicht einmal die Gesetzesinitiati¬ 
ve, während tausende von Lobbyisten 
der Großkonzerne und Banken flei¬ 
ßig an Gesetzen und Verordnungen 
„mitarbeiten“ und sie im Sinne des 
Monopolkapitals ausgestalten. 

Als Voraussetzung für die Aner¬ 
kennung als Partei auf EU-Ebene 
hat sich die EL in ihrem Statut ver¬ 
pflichtet, dieses institutionelle System 
und seine Ziele zu akzeptieren, und 
die grundsätzliche Anerkennung der 
EU ist - bei aller Kritik im Detail und 
allen Wünschen für eine bessere Zu¬ 
kunft - auch tatsächlich die allgemein 
akzeptierte Grundlage ihrer Politik. 

Georgs Betrachtungen münden 
in die richtige Frage, ob die EL-Mit- 
gliedschaft für eine wirksame Poli¬ 
tik gegen den imperialistischen Kurs 
der EU notwendig und nützlich ist. 
Er bejaht das. Ähnlich Volker, der 
einen Schaden für uns sieht, wenn 
wir die EL verlassen. Die Frage ist 
nun: Was hat unsere rund 10jährige 
Mitgliedschaft und Mitarbeit in der 
EL an politischer Bewegung und an 
Kämpfen erzeugt? War die EL Initi¬ 
ator, Motor, orientierendes und orga¬ 
nisierendes Zentrum der sozialen, an¬ 
timilitaristischen, antifaschistischen, 
antimonopolistischen oder sozialis¬ 
tischen Bewegungen und Kämpfe 
der Menschen um ihre Klasseninte¬ 
ressen? Wurde sie diesem Maßstab, 
der allein für unseren Politikanspruch 
gelten kann, gerecht? Die Antwort: 
Nein. Im Gegenteil, sie erschöpfte 
sich in steriler Gremienarbeit und 
fruchtlosen Erklärungen und Ankün¬ 
digungen, wie etwa die 2010/11 erst 
gehypte und dann stikum entsorgte 
„Europäische Bürgerinitiative für ei¬ 
nen Europäischen Fonds für soziale 
und ökologische Entwicklung“, Din¬ 
ge, die niemanden orientieren oder 
bewegen, uns nicht, andere Linke 
nicht, andere fortschrittliche Men¬ 
schen nicht. 

Liebe Genossen, erklärt mir, was 
uns der Abschied von solcherart un¬ 
fruchtbarer „Politik“ schaden soll? 
Was wir hier vermissen werden? Die 
Zusammenarbeit mit anderen lin¬ 
ken und Fortschrittskräften ist ja da¬ 
mit nicht beendet, im Gegenteil, sie 
wird ohne diesen Ballast besser ge¬ 
hen, ohne anderswo nötig gebrauchte 
Kräfte zu blockieren. 

Thomas Mehner, Krefeld 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Hamburg: Öffnung „Dauerausstellung zur 
Zwangsarbeit in Hamburg 1939-1945“, 
Führung durch die erweiterte Daueraus¬ 
stellung in den letzten erhaltenen ehema¬ 
ligen Zwangsarbeiterbaracken Hamburgs, 
Lager Kowahl+Bruns. Veranstalter: Willi- 
Bredel-Gesellschaft-Geschichtswerkstatt 
e.V. Wilhelm-Raabe-Weg 23, nahe S -Bahn 
Flughafen, 14.00 Uhr. 


SO ★ 7 . JUNI 


Hamburg: Ausstellungseröffnung: „Es wird 
zwar einen Kämpfer weniger geben, aber 
siegen werden wir trotzdem!“ Veranstal¬ 
tung des Kuratoriums der „Gedenkstätte 
Ernst Thälmann“ e.V. zum 80. Jahrestag der 
Ermordung des Kommunisten und Antifa¬ 
schisten Fiete Schulze am 7. Juni 1935 mit 
Werner Giffey, Enkelsohn von Fiete Schul¬ 
ze. Thälmann-Haus, Tarpenbekstraße 66, 
Ernst-Thälmann-Platz in Hamburg-Eppen¬ 
dorf, 14.00 Uhr. 


Dl ★ 9 . JUNI 


Recklinghausen: Bericht über die Teilnah¬ 
me der DKP an dem Fest der PCF des Pas 
de Calais in Avion/Nordfrankreich. Mitglie¬ 
derversammlung der DKP Recklinghausen. 
Ladenlokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 

Nordhorn: „Gewerkschaften und Friedens¬ 
bewegung“ , Diskussionsveranstaltung des 
AK Frieden und DGB und GEW Grafschaft 
Bentheim mit Anne Rieger. Hotel Bonke, 
Stadtring 58,20.00 Uhr. 


FR ★ 12 . JUNI 


Schweinfurt: Diskussion zum Leitantrag an 
den 21. Parteitag der DKP, Gruppenabend 
der DKP Schweinfurt-Haßberge. DFG-VK 
Büro, Gabelsbergerstraße 1,19.00 Uhr. 
Aachen: Infostand der DKP. Burtscheider 
Markt, ab 10.00 Uhr._ 

Bochum: „Armutsspirale im Ruhrgebiet 
stoppen!“ Konferenz der Bundestagsfrati- 
on der Partei „Die Linke“ mit Sahra Wagen¬ 
knecht, Oskar Lafontaine, Sevim Dagdelen, 
Dr. Joachim Rock, Prof. Dr. Christoph Butter- 
wegge, Jochen Marquardt und Rainer Einen¬ 
kel. Jahrhunderthaus der IG Metall, Allee¬ 
straße 80,16.00 Uhr bis 21.00 Uhr. 


SA ★ 13 . JUNI 


Dortmund: Münsterstraßenfest! Die Grup¬ 
pe Nord freut sich über Helfer! 12.00 Uhr 
bis 19.00 Uhr. 

Aachen: Infostand der DKP. Eisassstraße/ 
Sedanstraße, ab 12.00 Uhr. 


SO ★ 14 . JUNI 


Dortmund: Jahreshauptversammlung der 
DKP, Z, Oesterholzstraße 27,14.00 Uhr. 


MO H 15 . JUNI 


Dortmund: Treff der DKP-Gruppe Süd. Gil- 
denstraße 20,19.00 Uhr._ 

Dortmund: Treff der DKP-Gruppe Nord. Z, 


Oesterholzstraße 27,19.30 Uhr._ 

Dortmund: Senioren der DKP. Z, Oesterholz¬ 
straße 27,14.30 Uhr. 


SA ★ 26 . JUNI 


Dortmund: Hoeschparkfest! Helfer für den 
Stand der DKP werden gebraucht! 12.00 Uhr 
bis 19.00 Uhr. 


Dl ★ 23 . JUNI 


Recklinghausen: „Europa - eine friedli¬ 
che Festung?“ Diskussionsveranstaltung 
der DKP mit Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP. Ladenlokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★ 24 . JUNI 


Röthenbach/Pegnitz: Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP Nürnberger Land. Der Bezirks¬ 
vorsitzende Gustl Ballin informiert über die 
anstehende Bezirksdelegiertenkonferenz 
und die Vorbereitung zum 21. Parteitag der 
DKP. Floraheim, 19.00 Uhr. 

Termine der 
Karl-Liebknecht-Schule 
der DKP 

Sa. 20,/So. 21. Juni 2015 

Nation und Nationalismus 

Referent: Jürgen Lloyd 

Weitere Informationen und Anmeldung unter 

www.karl-liebknecht-schule.org 

Rot-Gold 

Das schönste und kommunistischte 
Dorf Deutschlands 

Ueberau ist ein Örtchen am Rande des 
Odenwaldes mit 2 300 Einwohnern und 
zwei Besonderheiten. Zum einen wurde es 
2013 als „Golddorf“ im Bundeswettbewerb 
„Unser Dorf hat Zukunft“ vom Ministerium 
für Ernährung und Landwirtschaft ausge¬ 
zeichnet. Zum anderen ist es eine der letz¬ 
ten Hochburgen der Deutschen Kommunisti¬ 
schen Partei. 33,5 Prozent der Stimmen hol¬ 
te die DKP bei der letzten Kommunalwahl. 
Ein Bundesgolddorf, wo rote Fahnen wehen? 
Wie kann das sein? Und wo führt das hin? 
Etwa in eine Zukunft, in der sozialistische 
Utopien als ökologische Verschönerung re¬ 
cycelt werden? Jedenfalls scheint der Kom¬ 
munismus weder die Anlage großflächiger 
Streuobstwiesen, noch das Engagement in 
anderen Gruppierungen zu verhindern: 20 
Vereine hat das 2 300-Einwohner-Örtchchen 
mit insgesamt mehr als 3 000 Mitgliedern. 
Radio-Sende-Termin im SWR 2: 

So, 7 . Juni, 14.05 Uhr 

(aus einer Programm-Ankündigung des SWR 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem Er¬ 
scheinungstermin der entsprechenden Aus¬ 
gabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@un- 
sere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungs¬ 
traße 18, 45127 Essen. 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


4 - 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 


Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 



Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ / BIC 
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Die letzte Seite 


unsere zeit CE 


The same procedure as every year? - 
Die Fußbail-Bundesligasaison 2014/15 

Die Übermacht der Bayern und Überraschungen aus Wolfsburg, Dortmund und Augsburg • Von Michael Böse 


„Ist doch eh klar, dass die Bayern wie¬ 
der Meister werden! “ sagte zu Beginn 
der Saison ein Freund beim gemein¬ 
samen Schauen des ersten Spiels zu 
mir. Ich stimmte zu - und wir sollten 
Recht behalten. Die Finanzkraft des 
Klubs, gepaart mit anderen struktu¬ 
rellen Stärken (professionellste Trai¬ 
nings- und Lernbedingungen etc.) 
und der Finesse von Pep Guardiola 
und seinen Spielern gelang es den 
Bayern wieder einmal, die Meister¬ 
schaft nach dem gefühlten 5. Spieltag 
unter Dach und Fach zu bringen. 

In der Liga und dem DFB-Pokal 
klappte es allerdings nicht ganz so; 
Niederlagen gegen den FC Barcelona 
und Borussia Dortmund bescherten 
den Träumen vom erneuten Triple ein 
jähes Ende. 

Also doch Krisenstimmung in Mün¬ 
chen? 

Sicher haben sich die Verantwortli¬ 
chen mehr von der Verpflichtung Guar- 
diolas erhofft, klar ist jedoch auch, dass 
er ein Weltklassetrainer ist. Und im Po¬ 
kal oder der Champions-League kann 
man immer mal rausfliegen. Befragen 
wir Felix Magath (der hat „Erfahrung 
im Feld“ und muss es also wissen): „im 
Europacup entscheiden Tagesform 
und Losglück mit über den Erfolg. In 
der Liga aber gewinnt am Ende stets 
der Klub, der am konstantesten über 
ein Jahr Leistung abgeliefert hat.“ Und 
das war - mal wieder - mit Abstand der 
FC Bayern. 



Spannend wäre gewesen, wie die 
eben genannten Spiele gelaufen wä¬ 
ren, wären Robben, Ribery und Alaba 
nicht verletzt gewesen. Verletzungen 
von Leistungsträgern können immer 
mal für ein überraschendes Ausschei¬ 
den sorgen. 

Und sonst ist nix Spannendes pas¬ 
siert? Doch. Wer hätte zu Beginn der 
Saison gedacht, dass Borussia Dort¬ 
mund in der erfolgreichsten Periode 
der Vereinsgeschichte zeitweilig den 
Tabellenplatz Numero 18 bekleidet 
(und dann doch noch den europäi¬ 
schen Wettbewerb erreicht)? Der ru¬ 
hige Abgang von Jürgen Klopp war 
sicher das Beste, was er in dieser Si¬ 
tuation tun konnte. Fraglich ist, ob To¬ 
rnas Tuchei es schafft, eine auch nur 
annähernd so romantische Erfolgsge¬ 
schichte mit dem BVB zu schreiben, 
wie es sein Vorgänger in insgesamt 
sieben Jahren tat. 

Positiv überraschten die Teams 
aus Wolfsburg und Augsburg, die 
Borussia aus Mönchengladbach nicht 
mehr ganz so sehr (weil die hat die 
letzten Jahre schon überrascht, dass 
es nicht mehr wirklich auffällt, wenn 
noch eine Schüppe draufgelegt wird). 
Die „Wölfe“ scheinen durch eine Mi¬ 
schung aus guter Nachwuchsarbeit, 
kluge Transfers sowie die entspre¬ 
chenden finanziellen Mittel, dazu in 
der Lage zu sein, dem FC Bayern 
noch am ehesten gefährlich zu wer¬ 
den. Mal schauen, ob Fußballgötter 


wie Kevin de Bruyne es länger als ein, 
zwei Saisons in Wolfsburg aushalten. 
Der FC Augsburg hat quasi als No¬ 
body geschafft, in seiner gerade mal 
fünften Bundesligasaison in die Eu- 
roleague einzuziehen. Zwar haben 
auch die Augsburger ein bisschen 
Geld auf der Tasche (was man von 
den ehemaligen bzw. künftigen Bun¬ 
desligamannschaften aus Paderborn 
und Darmstadt nicht gerade sagen 
kann), nichtsdestotrotz ist die Leis¬ 
tung des FCA bemerkenswert. 

Was tun gegen Langeweile? 

So schlimm war die Saison also gar 
nicht. Wenn der DFL jedoch auch 
in Zukunft an aufregendem Fußball 
gelegen ist (wozu sie ökonomisch ei¬ 
gentlich gezwungen ist), sollte sie sich 
ein paar Reförmchen überlegen. 

Anstatt jedoch über eine größere 
Beteiligung der „kleinen“ Vereine an 
den ausgeschütteten Fernsehgeldern 
nachzudenken oder die Überfinanzie¬ 
rung der Champions-League-Mann- 
schaften zurückzuschrauben, hat sich 
DLF-Geschäftsführer Christian Sei¬ 
fert im Interview mit der FAZ ganz 
was Feines ausgedacht: Den Mon¬ 
tag als zusätzlichen Spieltag für die 
1. Liga sichern und die Liga von 18 
auf 20 Mannschaften auszubauen. 
Allein: Davon wird ein Montagsspiel 
zwischen dem FC Ingolstadt und der 
TSG Hoffenheim auch nicht aufre¬ 
gender. 


Der Sport, die FIFA, die Korruption 
und die Fußballweltmeisterschaft 


Der rote Kanal 


Wer ist schlimmer als Wladimir Putin? 
Klar doch, Sepp Blatter. Oder noch 
schlimmer: Putin und Blatter. Ohne ei¬ 
nen Hitler, na ja, das ist für den Sepp 
jetzt nicht so ganz passend, ohne ei¬ 
nen ganz, ganz Bösen, so einen rich¬ 
tigen Grusel-Satan zum Kinder und 
alte Jungfern erschrecken, geht es in 
diesem unserm christlich-abendländi¬ 
schen Kulturkreis nun mal nicht. „Wir“ 
führen unsere Kriege, die jetzt Verant¬ 
wortung heißen, ja schließlich nicht aus 
Spaß an der Freude, sondern im Diens¬ 
te des Höheren, des Herrn, des ganz, 
ganz Guten und Grünen. 

Nun gut. Jetzt also gegen den Blat¬ 
ter-Sepp. Hier muss ich zugeben: Ich 
bin da nicht neutral. Als alter, über¬ 
zeugter Amateur ist mir Profisport ein 
Graus. Und ganz besonders Profi-Fuß¬ 
ball. Ein elender Profit-Zirkus, der die 
Sport-Sitten verdirbt und bei dessen 
komplett hohlem Lokalpatriotismus 
am Ende nur eins zählt: die Kohle. Da 
könnte man sich genauso gut auch ein 
Deutsche-Bank-Trikot umhängen. Und 
gelegentlich gibt’s dann noch mit Frau 
Merkel auf der Tribüne, sozusagen als 
Zuschlag, eine Lektion in dämlichem 
Nationalismus: „So gehen die Gauchos, 
die Gauchos, die gehen so ...“ 

Als der Neoliberalismus begann 
„die persönliche Würde in den Tausch¬ 
wert“ aufzulösen, geriet auch der 
Tauschwert des alten Arbeitersports 
ins Visier. Ein Milliardenmarkt. Die 
alte FIFA, ein ehemals recht über¬ 
schaubares Organisationsbüro für in¬ 
ternationale Fußballturniere, wurde 
zur internationalen Zuhälterin, die 
ihre Ware, den Fußball, meistbietend 
an Big Money verhökert und dabei 
recht bequem reich wurde. Wie man 
hier von Korruption Einzelner reden 
kann, bleibt schleierhaft. Korruption ist 
die systemische Grundlage der Sport- 
Zuhälterei. Ohne Zuhälterei und Kor¬ 
ruption kein Profi-Sport. 

Immerhin gab die FIFA unter dem 
Blatter-Sepp von ihrer Beute einiges 
ab. An Länder der „Dritten Welt“ bei¬ 
spielsweise. Ein Land, eine Stimme 
wäre da ein Motiv. Förderung des all¬ 
gemeinen Marktwertes, und Steigerung 


der Margen ein anderes. Dennoch, auch 
da gab und gibt es kleine Gewinner. 
Und offenkundig nicht so wenige, wie 
man am Stimmergebnis für den Sepp 
erkennen kann. Dass diese Vergeudung 
der FIFA-Gelder (ein warmer Hände¬ 
druck hätte es doch auch getan) nicht 
zu Jubelrufen der natürlich völlig kor¬ 
ruptionsfreien UEFA und des ebenso 
heiligen DFB führen würde, lag auf der 
Hand. Europäischer Macht- plus Geld¬ 


verlust - na, wenn das nicht Korrupti¬ 
on ist. 

Allerdings, Zuhälter sind nicht be¬ 
liebt. Es wurmt den kleinen Angestell¬ 
ten, dass er mit seinen paar Kröten die 
Protzkarren der albanischen Mafia fi¬ 
nanziert. Aber er geht trotzdem ins 
Hurenhaus - andere gehen ins Stadion. 
Und es freut die Betrogenen natürlich, 
wenn es so aussieht, als würde es auch 
einmal den Betrügern an den Kragen 
gehen. Da haben Bild und tagesschau 
leichtes Spiel. 

Selbstredend ist das nicht der Fall. 
Diejenigen, die den Menschen ihren 
emanzipativen, solidarisch-befreienden 
Sport, die Freude an der Bewegung ent¬ 
wunden haben, um ihn „im eiskalten 
Wasser egoistischer Berechnung“ zu 
ertränken, um erwachsene Menschen 
zu grölenden „Fans“ und vor allem zah¬ 


lenden Zuschauern eines Spektakels zu 
machen, dürfte es herzlich egal sein, ob 
der Oberzuhälter Joseph Blatter, Mi¬ 
chel Platini, oder Wolfgang Niersbach 
heißt. Hauptsache er liefert: Die Blatter 
kommen und gehen, der Profitfußball 
bleibt bestehen. 

Wozu also das Ganze? Und warum 
ausgerechnet die natürlich ebenso völ¬ 
lig korruptionsfreien US-Behörden? 
Und warum genau jetzt? Die Antwor¬ 


ten dürften in Russland zu finden sein. 
2018 soll die Fußball-WM im Land des 
erklärten Kriegsgegners stattfinden. 
Da weht der faulige Wind von Olym¬ 
pia 1980 durch den Blätterwald. Der 
FIFA-Boss dürfte ein ernstzunehmen¬ 
des Hindernis für die Boykottmanöver 
darstellen. Seine fünfte Amtszeit ver¬ 
hindern zu können, wäre demnach ein 
großer Erfolg gewesen. 

Das ist gescheitert. Die Auffangli¬ 
nie der medialen Ehrenmänner und- 
frauen hieß daher: Putin mit der FI- 
FA-Korruption kontaminieren. Bis zur 
WM 2018 ist es noch ein weiter Weg. 
Da kann vorausschauende, psycholo¬ 
gische Feldvorbereitung entscheidend 
werden. Man ist kurz davor dem Jo¬ 
seph Blatter zu seiner Wahl zu gratu¬ 
lieren. 

Guntram Hasselkamp 


Spur der Steine , DDR 1966 

Die Verfilmung des gleichnamigen Ro¬ 
mans von Erik Neutsch bleibt ein ewi¬ 
ges Politikum - und ein verdammt guter 
Film über Leben und Arbeiten in der 
DDR. 

Mo., 8.6., 23.40-2.00 Uhr, mdr 

Innenansichten: Deutschland 1937 

Die TAZ schrieb: „Der amerikani¬ 
sche Dokumentarfilmer Julien Bryan 
brauchte natürlich eine Genehmigung, 
um 1937 in Deutschland drehen zu dür¬ 
fen. Selbst harmlose Touristen, auch das 
berichtet der Film so nebenbei, fanden 
sich plötzlich im Knast wieder, weil sie 
in einem pittoresken deutschen Dorf 
den Brunnen vor dem Tore fotografiert 
hatten. 

Doch Bryans Aufnahmen, unentwickelt 
und unzensiert in die USA geschickt 
und später teilweise für den Film „In¬ 
side Nazi Germany“ der US-amerikani¬ 
schen Wochenschau verwendet, zeigen 
eine ganz eigene Form von Alltag, einen 
Alltag, über dem eine drückende Last zu 
liegen scheint. 


Besonders aufschlussreich sind dabei 
Texte des schwarzen Bürgerrechtlers 
William E. B. Du Bois, der das damalige 
Deutschland aus eigener Anschauung 
eindringlich charakterisierte: „Die öf¬ 
fentliche Ordnung ist perfekt“, schreibt 
Du Bois, die Arbeitslosigkeit sei stark 
gesunken, die Leute scheinen wohlge¬ 
nährt: Doch es gibt keine öffentliche 
Meinung, nirgendwo wird diskutiert. 
Bryans oberflächlich schönen Bildern 
gelingt dabei Herausragendes: Sie zei¬ 
gen genau das. 

Mi., io. 6., 0.05-1.00 Uhr, arte 

Doping, Drogen, Depressionen, 

F 2014 

Spitzensportler packen aus. Sie stehen 
für Selbstüberwindung, Performance 
und Erfolg - Hochleistungssportler sind 
die Helden der Moderne. Doch wenn 
sie abtreten und von den Bildschirmen 
verschwunden sind, ist ihr Absturz umso 
tiefer und der Preis des Erfolgs umso 
höher. Ein Preis, den sie vor allem mit 
ihrer Gesundheit bezahlen. 

Do., n. 6., 20.15-21.45 Uhr, phoenix 



Neu im Juni: 

Elnheli in der Vielfalt 
Gespräche mit 
19 Kommunis- 
tischen Par¬ 
teien Europas 
zu Mehligen 
Fragen unserer 
zeit 
Broschüre 

IUI-Dokumentarien) EE33 

Neu im Juli: 
rag Per Befreiung uem 
Faschismus - 

der Kamm geht 
weiter/Rolle 
und Aulgaben 
derKnmmunis- 
tlschen Partei 
Broschüre 
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JETZT ONLINE! 
www.tizshop.de 


Anzeigen in der 
UZ helfen der UZ 



linker liedercommer 


SECHSTES 
KULTURSEMINAR AUF 
BURG WALDECK/ 
HUNSRÜCK 
9.-21. JUNI 201 


Mi (wirke ride: Musikandes, Amei Scheib, 
Kai Degenharde Soi'ja Göttlich. 

Emst Schwarz, Bernd Köhler (Schlauch), 
Hartmut Barth'Engelbart, Dieter Klemm, 
Diether Dchm 

Anmeldungen: 

Karin Gottlieb, Frinkenstraße 9 
55743 Idar-Oberscein 
Tel.: 06781 I635, Fax Ü673I 70S89 
Bin ker-l iede irornmer@f reidenke nong 

I ifiker-tiedersommer-waldeck.de 
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Protest gegen Blatter am Rande der Weltmeisterschaft in Brasilien 2014 







































